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1 Aufgabenstellung 1 

1 Aufgabenstellung 

Das Gebiet Dahler Feld ist ein gewachsenes Wohngebiet außerhalb der Bebauungs-
grenzen der Stadt Selm in Nordrhein-Westfalen. Es liegt östlich des Ortsteils Bork in 
der Bauernschaft Altenbork (vgl. Abbildung 1-1 und Abbildung 1-2). Die Ansiedlung 
besteht aus 26 Ein- und Mehrfamilienhäusern in lockerer Bebauung mit knapp 100 
Einwohnern. Ebenfalls ansässig ist ein Betrieb für Landmaschinentechnik. In unmittel-
barer Nähe zum Dahler Feld befinden sich ein großer landwirtschaftlicher Betrieb 
(Viehhaltung) und ein kleiner Nebenerwerbsbetrieb. Das Dahler Feld und die beiden 
landwirtschaftlichen Betriebe sind weder an eine zentrale Trinkwasserversorgung noch 
an eine zentrale Abwasserentsorgung angeschlossen. Die Gelsenwasser AG hatte aus 
Kostengründen mittelfristig nicht beabsichtigt, die Trinkwasserversorgung für das Da-
hler Feld zu übernehmen. Die Stadt Selm hatte im ursprünglichen Abwasserbeseiti-
gungsplan (ABK) den Anschluss des Dahler Felds an die zentrale Kläranlage nicht 
vorgesehen. Seitens der Stadt bestand zu Beginn des Projektes AKWA Dahler Feld 
aufgrund der erheblichen Kosten dieser Maßnahme ein vitales Interesse an kosten-
günstigeren Lösungsalternativen für die wasserwirtschaftliche Erschließung des Dahler 
Felds. 

Abbildung 1-1: Ausschnitt Lageplan Selm mit Dahler Feld (im Plan Ziffer 17) 
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Abbildung 1-2: Detailansicht Dahler Feld (17) und Bauernschaft Altenbork 

 

Die Trinkwasserversorgung erfolgt im Dahler Feld durch Hausbrunnen, die von den 
Eigentümern betrieben werden. 

Zu Projektbeginn verfügten die Wohneinheiten über eigene Klärgruben zur Abwasser-
entsorgung. Im Zuge der Umsetzung verschärfter Reinigungsanforderungen hatte die 
Stadt Selm die bestehenden Anlagen zur Abwasserbehandlung überprüfen lassen. 
Dabei wurde deutlich, dass die überwiegende Zahl der Anlagen im Dahler Feld nicht 
mehr den rechtlichen Anforderungen entsprach. Aus diesem Grund hatte die Untere 
Wasserbehörde den Hauseigentümern kurzfristig umzusetzende Sanierungsauflagen 
auferlegt. 

Das Ziel des Projekts AKWA Dahler Feld - AKWA steht für Alternativen der kommuna-
len Wasserver- und Abwasserentsorgung - bestand darin, unter den geschilderten 
Rahmenbedingungen und unter Beteiligung der Grundstückseigentümer für das Dahler 
Feld ein nachhaltiges Wasserinfrastrukturkonzept zu erarbeiten, eine genehmigungs-
reife Planung zu erstellen, das Konzept baulich umzusetzen und einen ordnungsge-
mäßen Betrieb sicherzustellen. Das Projekt knüpft damit unmittelbar an das von der 
WestLB-Stiftung Zukunft NRW geförderte Projekt AKWA 2100 (Laufzeit 1999 bis 2003) 
an, das sich mit der Entwicklung von Langfristszenarien für nachhaltige urbane Was-
serinfrastruktursysteme am Beispiel zweier Pilotkommunen (Dortmund und Selm) be-
fasste und setzt dort gewonnene Erkenntnisse um. 
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Das Gesamtprojekt AKWA Dahler Feld besteht aus drei inhaltlich aufeinander aufbau-
enden und zeitlich aufeinanderfolgenden Teilprojekten, die im Wesentlichen den Pro-
jektphasen „Konzeption und Genehmigung“, „Bauliche Umsetzung“ und „Evaluierung“ 
des innovativen Wasserinfrastrukturkonzepts für das Dahler Feld entsprechen. 

Das Teilprojekt 1 wurde von Oktober 2003 bis September 2005 bearbeitet. Ziel dieses 
Teilprojektes war es, unter Einbeziehung der Bürger ein zukunftsfähiges Wasserinfra-
strukturkonzept für das Dahler Feld zu erarbeiten. Hierzu waren folgende Hauptaufga-
ben zu bearbeiten: 

• Erarbeitung zukunftsfähiger technischer Lösungsvarianten, 

• Gewinnung der Zustimmung der Bürger für mindestens eine der Lösungsvarianten, 
wobei vor allem der Wirtschaftlichkeit eine herausragende Rolle zukam, 

• Sicherstellung der rechtlichen Genehmigungsfähigkeit der Lösungsvarianten, 

• Gewährleistung eines professionellen, wirtschaftlichen und den gesetzlichen Anfor-
derungen entsprechenden Betriebskonzepts der Wasserinfrastruktureinrichtungen 
im Dahler Feld, einschließlich Abschluss ggf. notwendiger vertraglicher Vereinba-
rungen zwischen dem potenziellen Betreiber und den Grundstückseigentümern, 

• Ausschreibung zur Implementierung der Lösung samt Auftragsvergabe. 

Das Teilprojekt 2 beinhaltete die bauliche Umsetzung der AKWA-Lösung im Dahler 
Feld. In der Zeit von November 2005 bis Dezember 2005 wurden auf den Grundstü-
cken der teilnehmenden Bürger im Dahler Feld die Kleinkläranlagen eingebaut und 
anschließend in Betrieb genommen. 

Das Teilprojekt 3 schließlich lief von Dezember 2005 bis einschließlich Dezember 
2007. Gegenstand war die wissenschaftliche Begleitung und Evaluation der Praxis-
tauglichkeit des erarbeiteten Lösungskonzeptes für das Dahler Feld im Rahmen einer 
ca. zweijährigen Evaluierungsphase. Dabei sollte das Lösungskonzept in technischer 
wie auch in wirtschaftlicher und ökologischer Hinsicht bewertet werden. Insbesondere 
sollte in dieser Phase auch die Akzeptanz des Lösungskonzepts durch die Bürger des 
Dahler Felds systematisch über einen längeren Zeitraum untersucht werden, um tech-
nisch-organisatorische Verbesserungsmöglichkeiten zu identifizieren. 
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2 Projektbearbeitung 

2.1 Bestandsaufnahme 

Im Rahmen der Bestandsaufnahme wurden die vorhandenen abwassertechnischen 
Daten für das Siedlungsgebiet Dahler Feld bei der Stadt Selm und dem Landkreis Un-
na als zuständige Untere Wasserbehörde gesichtet und ausgewertet. Im Anschluss 
daran wurden eine Befragung der im Dahler Feld ansässigen Bürger und die Begut-
achtung der vorhandenen wasser- und abwassertechnischen Einrichtungen durchge-
führt. 

Ziel der Befragung der Bürger im Dahler Feld war es, die im Zusammenhang mit der 
Wasser- und Abwasserentsorgung relevanten technischen Ausstattungen der Gebäu-
de, die räumliche Lage der wasser-/abwassertechnischen Anlagen sowie die Wasser-
nutzungsgewohnheiten der Bürger zu erheben. Dabei wurden auch bestehende Prob-
leme und Wünsche der Bewohner des Dahler Felds hinsichtlich der Wasserver- und 
Abwasserentsorgung aufgenommen. Die Befragung erfolgte durch das Institut für Sied-
lungswasserwirtschaft der RWTH Aachen (ISA) anhand eines im Vorfeld entwickelten 
Interviewleitfadens und dauerte etwa eine Stunde je Haushalt. 

Die Befragung fand in den Monaten April und Mai 2004 statt. Im Siedlungsgebiet Da-
hler Feld leben 98 Einwohner (E) in 27 Häusern und 40 Wohneinheiten. Dies entspricht 
einem Durchschnittswert von 2,45 E je Wohneinheit. Es handelt sich in der Mehrzahl 
um Ein- oder Zweifamilienhäuser, die innerhalb der letzten 50 Jahre erbaut worden 
sind. In Abbildung 2-1 erfolgt die Darstellung der Altersklassen der Häuser im Dahler 
Feld. 
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Abbildung 2-1: Alter der Häuser im Dahler Feld 
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Wasserversorgung und Regenwassernutzung 

Alle Häuser verfügen über eine Eigenwasserversorgung mittels Hausbrunnen mit aus-
reichender Ergiebigkeit und Qualität, obwohl etwa die Hälfte der Brunnen älter als 20 
Jahre ist. Zur Beurteilung der Wasserqualität liegen nur statistische Untersuchungser-
gebnisse des Gesundheitsamts vor. Demnach handelt es sich bei dem Grundwasser 
um sehr hartes Wasser (ca. 26°dH) -  was zu vorzeitigen Verkalkungen der Geräte und 
Leitungen führt - mit teilweise erhöhten Eisenwerten. Dadurch wird die Funktionsfähig-
keit der Brunnen beeinträchtigt, da es im Laufe der Zeit zu Verockerungen kommt, die 
die Ergiebigkeit der Brunnen reduzieren, woraufhin diese zu regenerieren oder sogar 
zu erneuern sind. Die erhöhten Eisenwerte haben außerdem beim Trinkwasserge-
brauch den Nachteil, dass es zwar zu nicht gesundheitsschädlichen, aber unschönen 
Verfärbungen des Trinkwassers kommt. Ganz vereinzelt treten coliforme Keime auf. Es 
ist aber davon auszugehen, dass das Grundwasser aus einer Tiefe von durchschnitt-
lich 26 m nicht bakteriell belastet ist. Das bedeutet, dass die Keime oberirdisch in den 
Brunnen gelangt sein müssen. Diese Verunreinigungen können in der Regel durch 
eine einmalige Hygienisierung ausgeräumt werden. In Abbildung 2-2 ist die Tiefe der 
Trinkwasserbrunnen dargestellt. Ergänzend dazu gibt Abbildung 2-3 einen grafischen 
Überblick über das Alter der Trinkwasserbrunnen. 
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Abbildung 2-2: Tiefe der Trinkwasserbrunnen 
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Abbildung 2-3: Alter der Trinkwasserbrunnen 
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Die Trinkwasseraufbereitung im Siedlungsgebiet Dahler Feld ist sehr heterogen und 
variiert zwischen den einzelnen Häusern. Während in etwa 41 % der untersuchten 
Häuser keine Aufbereitung vorgenommen wird, verfügen 59 % über eine Enteisenung. 
Eine Enthärtung wird in 52 % der befragten Haushalte vorgenommen. 

Da keine gemessenen Daten des täglichen Wasserverbrauchs der Haushalte im Da-
hler Feld vorlagen, der Wasserverbrauch aber für die weiteren Arbeiten zumindest 
größenordnungsmäßig benötigt wurde, wurde der Wasserverbrauch in den einzelnen 
Wohneinheiten abgeschätzt. Hierzu wurden die in Tabelle 2-1 zusammengestellten 
Zahlen zugrunde gelegt. 

Tabelle 2-1: Annahmen zum Wasserverbrauch 

Vorgang/Gerät Dimension Menge 
Kochen, Trinken, Waschtisch, Wohnungsreinigung l/E/d 15 

Spülen 
            Maschine 
            Hand 

 
l/Vorgang 
l/ E/d 

 
18 

9 

Dusche l/Vorgang 50 

Badewanne l/Füllung 180 

Toilette l/E/d 40 

Waschmaschine l/Füllung 40 

Ausgehend von diesen Daten und den Angaben der Hausbewohner zu ihren Ver-
brauchs-/Lebensgewohnheiten ergibt sich die in Abbildung 2-4 dargestellte Schätzung 
der Wasserverbräuche für die einzelnen Haushalte sowohl in Liter pro Einwohner und 
Tag (l/E/d) als auch in Liter pro Haushalt und Tag (l/Haushalt/d). Damit errechnet sich 
ein Gesamtwasserverbrauch der Einwohner des untersuchten Ortsteils von 9,53 m3/d. 
Da die Ermittlung des Wasserverbrauchs wegen der fehlenden Mengenmesseinrich-
tungen und der ungenauen Angaben der Bürger mit einer hohen Unsicherheit behaftet 
ist, wird für die folgenden Bemessungsrechnungen ein Aufschlag von ca. 20 % auf die 
tägliche Gesamtwassermenge vorgenommen. So erhöht sich der Gesamtwasserver-
brauch aller Einwohner auf 11,5 m3/d. Zum Vergleich: Der bundesdeutsche durch-
schnittliche Wasserverbrauch liegt bei 127 l/E*d entsprechend 12,5 m3/d für alle Ein-
wohner des Dahler Felds. 
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Abbildung 2-4: Trinkwasserverbrauch der Haushalte ermittelt aus mittleren bekann-
ten Verbrauchszahlen und Angaben über Lebensgewohnheiten der 
Einwohner (der angegebene Mittelwert ist ohne Zuschlag angege-
ben). Die Zuordnung der Haushalte zu den angegebenen Clustern 
ist Abbildung 3-1 zu entnehmen. 
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In neun Wohneinheiten wird Regenwasser für die Gartenbewässerung oder zur Einlei-
tung in Gartenteiche benutzt. Wegen des stellenweise hohen Grundwasserstands be-
sitzen 67 % der Häuser eine Drainage. 

Abwasserentsorgung 

Die Abwasserentsorgung erfolgt im Untersuchungsgebiet über dezentrale Einrichtun-
gen. Dazu zählen wie in Abbildung 2-5 dargestellt 17 Dreikammergruben, vier Tropf-
körper-Anlagen, vier Filtergräben, zwei Zweikammergruben und eine aus Bruchsteinen 
gemauerte Grube. Mehr als 85 % der betrieblichen Abwasserentsorgungsanlagen ent-
standen vor dem Jahr 1975, wobei die Anlagenerlaubnis von 75 % der Anlagen zu Pro-
jektbeginn entweder nicht vorhanden oder abgelaufen war. In Abbildung 2-6 sind die 
erhobenen Daten über die Einleitererlaubnis dargestellt. 
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Abbildung 2-5: Status quo der dezentralen Anlagen zur Abwasserentsorgung im 
Dahler Feld 
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Abbildung 2-6: Status quo der behördlichen Einleitererlaubnis im Dahler Feld 

nicht vorhanden
17

nicht abgelaufen
6

abgelaufen
4

unbefristet
1

 

 



10 2 Projektbearbeitung 

Weitgehend parallel zur Befragung der Bürger wurde im Auftrag der Stadt Selm eine 
technische Begutachtung der abwassertechnischen Anlagen im Dahler Feld (Mehr-
kammergruben, Kleinkläranlagen) durch das Ingenieurbüro SOWA vorgenommen, um 
den jeweiligen Sanierungs- und Erneuerungsbedarf genau zu ermitteln. Die Begutach-
tung wurde Ende April 2004 abgeschlossen. Die Zustandsüberprüfung, auszugsweise 
in Abbildung 2-7 dargestellt, ergab, dass nur drei Kleinkläranlagen in technisch ein-
wandfreiem Zustand waren. Drei Anlagen zeigten Mängel an der Sohle und den Wän-
den, sowie an der Decke und der Abdeckung. Bei den restlichen 19 Anlagen wurden 
erhebliche Korrosionserscheinungen und häufig undichte Trennwände festgestellt. Ins-
gesamt elf Mehrkammergruben sind aus Mauerwerk errichtet. Der überwiegende Teil 
der bestehenden Kleinkläranlagen war aufgrund des baulichen Zustands und/oder der 
technischen Ausstattung als stark sanierungs- bzw. erneuerungsbedürftig anzusehen. 

Abbildung 2-7: Baulicher Zustand der untersuchten Gruben 
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2.2 Einbeziehung der Bürger 

Bei der Modernisierung der Wasserinfrastruktur des Dahler Felds handelt es sich nicht 
um einen Neubau „auf der grünen Wiese“ sondern um eine Modernisierung eines be-
stehenden Systems. Eine erfolgreiche Modernisierung „im Bestand“ kann nur erreicht 
werden, wenn die Besitzer und die Bewohner der Häuser die Maßnahmen mittragen 
und kooperieren. Aus diesem Grunde wurde von Anfang an großer Wert auf eine in-
tensive Integration der Bürger in das Projekt gelegt. 
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Unmittelbar nach Projektbeginn wurde daher unter Einbeziehung der Agentur UMPR, 
Hamburg, ein Kommunikationskonzept zur Einbindung der Bürger des Dahler Felds in 
das Projekt erarbeitet. Das Konzept basierte zum einen auf schriftlichen Informationen 
für die Bürger zum Projekt und zum Projektverlauf und zum anderen auf Informations-
veranstaltungen, bei denen die Bürger die Möglichkeit hatten, ihre spezifischen Prob-
lemsichten und Fragen mit dem Projektteam zu diskutieren. Das Kommunikationskon-
zept umfasste die folgenden Maßnahmen: 

• Die Grundstückseigentümer erhielten regelmäßig schriftliche Informationen über 
den Projektablauf und aktuelle Projektergebnisse in Form sogenannter Bürgerbriefe 
(z. B. Ergebnisse der Befragung, Ergebnisse der Kläranlagenbegutachtung). Eben-
so wurde schriftliches Informationsmaterial (z. B. technische Informationen über 
Kleinkläranlagen und deren Betrieb, rechtliche Anforderungen) zusammengestellt 
und versandt. 

• Allen Grundstückseigentümern wurde ein Projektordner mit einem projektspezifi-
schen Layout und einem auf das Projekt zugeschnittenen Register zur Verfügung 
gestellt, um den Schriftwechsel und diverse Informationsmaterialien übersichtlich 
einordnen zu können. Der Ordner enthielt auch die Kontaktdaten aller Projektpart-
ner, die für die Bürger jederzeit ansprechbar waren. Insbesondere in der Phase des 
Teilprojekts 1, in der sich die Grundstückseigentümer für oder gegen die Teilnahme 
an einer Lösung im Rahmen des Projekts entscheiden sollten, wurde diese Kon-
taktmöglichkeit rege genutzt. 

• Es wurden mehrere Bürgerversammlungen mit den Bürgern des Dahler Felds ver-
anstaltet. Ziel der Versammlungen war es, den Haus-/Grundstückseigentümern so-
wie den Bewohnern des Dahler Felds Gelegenheit zu geben, ihre Fragen im Zu-
sammenhang mit der Wasserinfrastruktur des Wohngebiets mit dem Projektteam zu 
diskutieren, ihre spezifischen Interessen und Bedenken zu artikulieren und in die 
Bearbeitung des Projekts einzubringen. Die Veranstaltungen fanden jeweils am frü-
hen Abend in Selm statt, um einem möglichst großen Kreis der Bürger die Teilnah-
me zu ermöglichen. Zwar wurden ausschließlich die Bürger des Dahler Felds zu 
diesen Bürgerversammlungen eingeladen, aber auch Interessierte, die nicht im Da-
hler Feld wohnten bzw. dort Immobilienbesitz hatten, konnten an den Versammlun-
gen teilnehmen. Durchschnittlich dauerten diese Veranstaltungen zwei bis drei 
Stunden. 

• Im Zuge des Projekts wurden mehrere Pressemitteilungen über das Projekt und 
seine Zielsetzung in der örtlichen bzw. regionalen Presse platziert. 

Bereits bei der ersten Bürgerversammlung sowie bei den persönlichen Befragungen 
unterstrichen die Bürger, dass sie hinsichtlich der Wasserversorgung mit den beste-
henden Hausbrunnen überwiegend zufrieden waren. In den Fällen, in denen die Was-
serqualität der Hausbrunnen Probleme bereitete, wurden von den Bürgern entweder 
entsprechende Aufbereitungsanlagen installiert oder es wurden Maßnahmen zur In-
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standsetzung bzw. Neuerrichtung der Brunnen ergriffen. Es zeigte sich deutlich, dass 
die Bürger kein Interesse an einer grundsätzlichen Neukonzeption der Wasserversor-
gung (wie z. B. Regenwassernutzung und Grauwasseraufbereitung) hatten. Da keines 
der Häuser über eine komplette Aufbereitung des Brunnenwassers mit Enteisenung, 
Entmanganung und Entkalkung verfügte und vereinzelt Probleme mit starker Verkal-
kung, Wasserverfärbung und Verkeimung bestanden, wurden trotzdem Alternativen zur 
Wasserversorgung und -aufbereitung in die Variantenüberlegung einbezogen (siehe 
hierzu Kap. 3). 

Ebenso eindeutig war, dass Wasserversorgungs- sowie Abwasserentsorgungs-
konzepte, die – wie bei alternativen Sanitärkonzepten erforderlich - mit Umbauten in 
den Häusern verbunden gewesen wären, bei den Eigentümern keine Akzeptanz ge-
funden hätten. 

Die Notwendigkeit, die abwassertechnischen Anlagen zu erneuern, wurde von allen 
betroffenen Bürgern des Dahler Felds akzeptiert nachdem die rechtlichen Grundlagen 
(Gesetze, Verordnungen, Verwaltungsvorschriften) zur Verfügung gestellt und Informa-
tionsgespräche mit der Unteren Wasserbehörde geführt wurden. 

2.3 Einbeziehung der Genehmigungsbehörde 

Mit Beginn der Arbeiten wurden die an der Genehmigung beteiligten Behörden (Untere 
Wasserbehörde des Kreises Unna, Bezirksregierung Arnsberg) über das Projekt und 
seine Ziele informiert. Die Untere Wasserbehörde erklärte sich bereit, im Projekt 
AKWA Dahler Feld aktiv mitzuarbeiten und einen Vertreter in das Projektteam zu ent-
senden. Die enge Zusammenarbeit mit der Unteren Wasserbehörde hat sich im Verlauf 
des Teilprojekts 1 sehr bewährt. Insbesondere konnten so die mit relativ engen Fristen 
versehenen behördlichen Abläufe für die Anlagengenehmigung und die Erlangung der 
Landesförderung für Kleinkläranlagen mit den Arbeiten an der Konzeption des Wasser-
infrastruktursystems zeitlich sehr gut synchronisiert werden. 
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3 Varianten einer Wasserinfrastruktur 

Im Rahmen des Projekts wurde eine große Zahl unterschiedlicher Varianten möglicher 
Wasserinfrastrukturkonzepte für das Dahler Feld untersucht. Die Lösungsvarianten 
unterschieden sich durch die Anzahl und die räumliche Anordnung der Kläranlagen 
sowie durch die eingesetzte Klärtechnik. Darüber hinaus ergaben sich weitere Diffe-
renzierungsmöglichkeiten bezüglich der Besitzverhältnisse an den Anlagen (Grund-
stückseigentümer oder ein Dienstleister) und der Betriebsform (Betrieb durch Grund-
stückseigentümer oder im Rahmen eines Betreibermodells). 

Aufgrund der Struktur der Bebauung (siehe Abbildung 3-1) waren im Dahler Feld sehr 
unterschiedliche räumliche Ausgestaltungen der Abwasserentsorgung möglich. An 
einem Ende des Spektrums denkbarer Lösungen stand eine „zentrale“ Lösung für das 
gesamte Dahler Feld. Dabei wäre das häusliche Abwasser aller Gebäude mit einem 
kleinen Kanalnetz erfasst und in einer im Dahler Feld zu errichtenden gemeinschaftli-
chen Kläranlage behandelt worden. Am anderen Ende des Spektrums stand eine voll-
kommen dezentrale Lösung, bei der, ähnlich wie heute, das Abwasser jedes Gebäudes 
durch eine eigene Kleinkläranlage entsorgt worden wäre. Zwischen diesen beiden Ext-
remen waren zahlreiche sog. „Clusterlösungen“ denkbar, bei denen Gruppen von Häu-
sern zusammengefasst worden wären. Je nach Festlegung eines Clusters wäre dabei 
ein mehr oder weniger ausgedehntes Kanalisationssystem benötigt worden. Aus tech-
nischer Sicht haben Clusterlösungen den Vorteil, dass sowohl weniger als auch kapa-
zitätsmäßig größere Kläranlagen zum Einsatz kommen können, wodurch die Abwas-
serbehandlung zuverlässiger und mit weniger Aufwand gewährleistet werden kann. 
Dem Vorteil von Clusterlösungen steht aber der Nachteil gegenüber, dass innerhalb 
der Cluster eine Kanalisation benötigt wird, die das Abwasser der einzelnen Gebäude 
aufnimmt und der clustereigenen Gruppenkläranlage zuleitet. Da bei einer Clusterlö-
sung nicht jedes Gebäude zwangsläufig einem Cluster zugeordnet werden muss, son-
dern auch durch eine eigene Kleinkläranlage entsorgt werden kann, gab es insgesamt 
eine sehr große Zahl denkbarer Kombinationen. 
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Abbildung 3-1 Beispiele möglicher räumlicher Lösungen der Abwasserentsorgung 
im Dahler Feld 

 

Bei Cluster-/Gruppenlösungen muss im Gegensatz zu vollständig dezentralen Lösun-
gen (jedes Haus hat seine eigene Kleinkläranlage) aufgrund der benötigten Kanalisati-
on mit höheren Investitionskosten gerechnet werden. Andererseits ermöglichen Grup-
penlösungen, dass eine größere Zahl von Personen an eine optimal dimensionierte 
Kleinkläranlage angeschlossen werden können. Damit nehmen die spezifischen Inves-
titionskosten mit zunehmender Behandlungskapazität der Kleinkläranlage ab.1 Auch 
die spezifischen Wartungs- und Betriebskosten sinken mit zunehmender Gesamtkapa-
zität der Kleinkläranlage. Um eine abschließende ökonomische Bewertung vorzuneh-
men, wurde eine Gesamtkostenbetrachtung der Jahreskosten aller Konzept- und tech-
nischen Varianten vorgenommen (siehe Kapitel 4 und 5). 

Insgesamt wurden innerhalb des Spektrums zwischen „zentraler“ und „vollständig de-
zentraler“ Anordnung der Anlagen acht verschiedene räumliche Varianten definiert. 
Aufgrund der verschiedenen organisatorischen Lösungen (eigenverantwortlicher Be-
trieb der Anlagen durch die Grundstücks-/Hausbesitzer vs. Betrieb der Anlagen durch 
einen zentralen Betreiber) und durch die Einbeziehung der Trinkwasserversorgung in 
der völlig zentralen Lösung ergaben sich insgesamt zehn untersuchte Konzeptvarian-
ten: 

                                                 
1 Die spezifischen Investitionskosten beziehen sich auf die pro angeschlossene Person benö-

tigte Aufbereitungskapazität 
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Variante 0: Jedes Haus hat eine Kleinkläranlage, jeder Grundstücksbesitzer be-
schafft, baut und betreibt seine Kleinkläranlage in Eigenverantwortung. 
Diese Variante stellt die Referenzvariante dar. 

Variante 1: Jedes Haus hat eine Kleinkläranlage, ein zentraler Betreiber beschafft, 
baut, betreibt und wartet die Kleinkläranlagen. 

Varianten 2-7: Verschiedene Clustervarianten (siehe bspw. Abbildung 3-1): Benach-
barte Häuser des Dahler Felds werden zu sog. Clustern zusammenge-
fasst und leiten über ein clusterinternes Kanalsystem ihre Abwässer zu 
einer clusterspezifischen Kleinkläranlage entsprechender Kapazität 
(Gruppen-Kleinkläranlagen). Kanalsysteme und alle Gruppenkläranla-
gen werden von einem Betreiber errichtet und betrieben. 

Variante 8: Alle Häuser des Dahler Felds werden über eine Kanalisation an eine 
„zentrale“ Gruppenkläranlage angeschlossen. Kanalisation und Kläran-
lage werden von einem Betreiber errichtet und betrieben. 

Variante 8+: Wie Variante 8, jedoch zusätzlich mit einer zentrale Wasserversorgung 
der Gebäude aus einer für das Dahler Feld zentralen Trinkwasserver-
sorgungsanlage, die ihr Rohwasser aus lokalen Brunnen bezieht. 

Die Gesamtzahl der zu untersuchenden räumlich-organisatorischen Varianten verviel-
facht sich noch durch die verschiedenen Technologien für Kleinkläranlagen. Im Hin-
blick auf die Klärtechnik wurden nach einer Auswertung verschiedener verfügbarer 
Technologien nur die SBR (Sequential Batch Reaktor) -Technik, die MBR (Membran-
Bio-Reaktor) -Technik sowie Pflanzenkläranlagen und Tropfkörperanlagen in die Vari-
antenuntersuchungen einbezogen. 

 

Übersicht über Technologien für Kleinkläranlagen 

Bei der Abwasserbehandlung mit einer Pflanzenkläranlage wird das Abwasser zu-
nächst einer Vorklärung, die als Mehrkammergrube ausgeführt ist, zugeleitet. Dort wird 
das Abwasser von absetzbaren Stoffen befreit und durchsickert anschließend eine von 
Schilfpflanzen durchwurzelte und mit Mikroorganismen versetzte Bodenschicht (Sand 
und Kies). Das Abwasser verweilt mehrere Tage in der Pflanzenkläranlage und kann 
anschließend versickern oder in einen Vorfluter eingeleitet werden. 

Beim Tropfkörperverfahren wird das Abwasser einer Vorklärung zugeführt, in der die 
Grobstoffe sedimentieren. Über ein mit Mikroorganismen besiedeltes Füllmaterial wird 
das mechanisch vorgereinigte Abwasser verregnet. Die Temperatur- und Luftfeuchtig-
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keitsunterschiede bewirken eine energielose Sauerstoffversorgung, da aufgrund des 
Kamineffekts die Luft durch die Anlage hindurch strömt. In einer Nachklärung sedimen-
tiert die abgetrennte Biomasse und es kommt zur Ausbildung einer Klarwasserzone. 
Tropfkörperanlagen werden zunehmend von den Belebtschlammverfahren wie z. B. 
den SBR-Verfahren verdrängt, da diese höhere Ablaufqualitäten erzielen. 

Die SBR-Technik arbeitet im Aufstaubetrieb nach dem Belebtschlammprinzip. Alle 
Reinigungsstufen laufen phasenweise in einem Behälter ab. Das mechanisch vorbe-
handelte Abwasser wird dem Reaktorraum zugeführt und in einer 1. Phase aufgestaut 
und intermittierend belüftet. Der zeitlich gesteuerte Wechsel von Verfügbarkeit und 
Abwesenheit an Substrat und Sauerstoff führt zur Entwicklung von Nitrifikanten und 
Denitrifikanten. Bedingt durch den anaeroben und aeroben Milieuwechsel der Biomas-
se und einer ausreichenden Verfügbarkeit an organischen Säuren im anaeroben Milieu 
können phosphatspeichernde Bakterien gebildet werden, wodurch eine weitergehende 
Abwasserreinigung erfolgt. In der unbelüfteten 2. Phase, der Nachklärphase, setzt sich 
der Schlamm am Boden ab. Im oberen Bereich bildet sich eine Klarwasserzone mit 
gereinigtem Abwasser aus. Die 3. Phase kennzeichnet die Ablaufphase. Hier wird das 
gereinigte Abwasser aus der Kläranlage abgezogen. Anschließend wird der Reaktor 
erneut mit Abwasser beschickt (1. Phase des nächsten Reinigungszyklus). 

Membranverfahren gewinnen in der kommunalen Abwasserreinigung, insbesondere 
bei der Einleitung in besonders schützenswerte Gewässer, zunehmend an Bedeutung. 
Hierbei handelt es sich um ein zweistufiges Verfahren, das aus einer mechanischen 
Vorreinigung und einer biologischen Stufe mit getauchten Membranfiltermodulen be-
steht. Das Schmutzwasser fließt zunächst in die mechanische Vorreinigung, in der un-
gelöste Abwasserinhaltsstoffe sedimentieren und der anfallende Überschussschlamm 
gespeichert wird. Anschließend gelangt das mechanisch vorgereinigte Abwasser in die 
Membranbiologie. Die energiereichen organischen Abwasserinhaltsstoffe werden unter 
aeroben und anaeroben Milieubedingungen durch Mikroorganismen abgebaut. Der 
hierfür notwendige Sauerstoffeintrag erfolgt intermittierend mittels feinblasiger Belüfter. 
Um die Zulaufspitzen des Zuflusses zu vergleichmäßigen, wird der Füllstand in der 
Belebungsstufe variiert. Die in der Belebungsstufe installierten Ultrafiltrations-
membranen trennen das Belebtschlamm-Wassergemisch und bewirken den Rückhalt 
von Stoffen, deren Durchmesser größer als die Poren der Membran sind. Dadurch 
werden z. B. kleinste Mikroorganismen zurückgehalten. Um eine Verstopfung der 
Membranporen zu vermeiden, wird die Membranoberfläche mit einem Luft-
Wassergemisch tangential überströmt (sog. Cross-Flow-Betrieb). Darüber hinaus er-
folgt im Rahmen der Wartung die Reinigung bzw. der Austausch der 
Membraneinheiten. 
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Die SBR-Technik steht als Kleinkläranlage mit Kapazitäten von 4 bis 100 Personen zur 
Verfügung und genügt den heutigen rechtlichen Anforderungen. Der Ablauf (gereinig-
tes Abwasser) aus diesen Anlagen enthält aber noch Nährstoffe und Keime. Die Nähr-
stoffe können im Vorfluter zu Eutrophierungseffekten führen. Daher sollte der Ablauf 
aus diesen Kleinkläranlagen möglichst nur in solche Vorfluter eingeleitet werden, die 
nicht nur kontinuierlich Wasser führen, sondern im Vergleich zur eingeleiteten Was-
sermenge auch eine relativ hohe Wasserführung haben, um eine ausreichende Ver-
dünnung zu gewährleisten. Die im gereinigten Abwasser vorhandenen Keime stellen 
eine Gesundheitsgefahr dar, falls Menschen mit dem Abwasser in Berührung kommen. 
Letzteres ist im Dahler Feld nicht auszuschließen, da das gereinigte Abwasser – zu-
mindest teilweise heute noch – in offenen Gräben abgeleitet wird. Im Hinblick auf die 
Reinigungsleistung können die SBR-Technik, Tropfkörper- und Pflanzenkläranlagen 
als vergleichbar angesehen werden. Die SBR-Technik ist vergleichsweise kostengüns-
tig und dient daher im Folgenden als Referenz. 

Die relativ neue MBR-Technik ist bei Einzelanlagen (auch aufgrund der geringen 
Stückzahlen der gefertigten Anlagen) derzeit noch deutlich teurer als die SBR-Technik, 
ermöglicht aber ein wesentlich besseres Reinigungsergebnis vor allem hinsichtlich mik-
robiologischer Verunreinigungen. Die in diesen Anlagen verwendeten Membranen hal-
ten Krankheitserreger und andere Mikroorganismen zurück. Daher stellt der Ablauf 
einer MBR-Kleinkläranlage bei Versickerung des gereinigten Abwassers weder ein 
hygienisches Risiko für die Menschen noch eine hygienische Gefahr für das Grund-
wasser bzw. für die Oberflächengewässer dar. Das in MBR-Kleinkläranlagen gereinigte 
Abwasser entspricht in seiner Qualität der EU-Richtlinie für Badegewässer. Vor dem 
Hintergrund, dass im Dahler Feld die Trinkwassergewinnung über Hausbrunnen er-
folgt, muss der Abwasserreinigung wegen möglicher Querkontaminationen ein hoher 
Stellenwert beigemessen werden. Die hohe Reinigungsleistung der Membranverfahren 
stellt einen Beitrag zur langfristigen Sicherung der Eigenwasserversorgung im Dahler 
Feld dar, da das Risiko einer Kontamination des Trinkwassers signifikant herabgesetzt 
wird. 

Die Möglichkeiten, die Fördermittel des Landes für die Abwasserentsorgung zu nutzen, 
ergeben ein weiteres Differenzierungsmerkmal. Während für Kleinkläranlagen zur Ab-
wasserentsorgung einzelner Häuser Fördermittel des Landes in Höhe von 375 €/Ein-
wohner, mindestens 1.500 € pro Kläranlage, zur Verfügung stehen, gibt es für Cluster-
lösungen derzeit keine Landesmittel. Insofern müssen die betrachteten Varianten je-
weils mit und ohne Berücksichtigung der Fördermittel verglichen werden. 
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Zusammenfassend ergaben sich folgende grundsätzliche alternative Varianten für eine 
Neukonzipierung der Trinkwasserversorgung und der Abwasserentsorgung des Dahler 
Felds: 

Trinkwasserversorgung: 

• zentrale Versorgung für das gesamte Dahler Feld. 

• neuer Brunnen mit Wasseraufbereitung für jeden Haushalt. 

Abwasserentsorgung: 

• Technische Varianten: (a) SBR-Anlage, (b) MBR-Anlage, (c) Pflanzenkläranlage 
(PKA); 

• Räumliche Varianten: 8 Varianten (von dezentral bis zentral, siehe Abbildung 3-1 
und darauf folgende Ausführungen); 

• Zuschuss: (a) mit bzw. (b) ohne Landeszuschüsse. 

Ein Problem stellen die bei zentralen bzw. semizentralen Anlagen zu entrichtenden 
Investitionen in langlebige Netze dar. Die Nutzungsdauer wird entsprechend der übli-
chen Abschreibungsregeln auf 60 Jahre festgelegt, was zu einer entsprechenden Bin-
dung von Investitionsmitteln führt. Die Abschreibungszeiträume für dezentrale Klein-
kläranlagen liegen demgegenüber bei zehn Jahren. Da die Haushalte des Dahler Felds 
aus dem allgemeinen Anschluss- und Benutzungszwang entlassen wurden, gibt es für 
einen potenziellen Betreiber bei den langen Abschreibungszeiträumen für das Kanal-
netz und dem fehlenden Anschluss- und Benutzungszwang ein entsprechend hohes 
Investitionsrisiko. Die Bürger könnten sich zu einem späteren Zeitpunkt gegen die zent-
rale oder semizentrale Lösung entscheiden und die Investitionen müssten dann als 
verloren angesehen werden. 

Eine Lösung zur Reduzierung des Investitionsrisikos könnte in entsprechend langen 
Bindungen bei den Betreiberverträgen bestehen. In der Praxis ist dies jedoch auf 
Grund fehlender Akzeptanz und wegen rechtlicher Vorgaben nicht praktikabel. Auch 
der Weg über einen von den Hausbesitzern gebildeten Abwasserentsorgungsverband, 
der die Kläranlage und die Kanalisation baut, betreibt und die Verantwortung für die 
Abwasserentsorgung trägt, ist unter den Randbedingungen des Dahler Felds nicht rea-
lisierbar. 

Für alle Varianten wurden die notwendigen ökonomischen Daten hinsichtlich Flächen-
bedarf, Errichtungskosten, Nutzungsdauern, Abschreibungsfristen und Kalkulations-
zinsfuß erhoben. Die Vorgehensweise bei der Datenaufbereitung und der ökonomi-
schen Bewertung sowie bei der Auswahl der zu implementierenden Lösung wird im 
nachfolgenden Abschnitt beschrieben. 
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4 Bewertung der Varianten 

Da das Projekt AKWA Dahler Feld auf die Umsetzung innovativer wasserinfrastruktu-
reller Lösungen abzielt, kam der Kooperation der Bürger des Dahler Felds und ihrer 
Unterstützung eine herausragende Rolle zu. Aus diesem Grund wurden im Zuge der 
ökonomischen Bewertung der Varianten nicht nur die gesamten Projektkosten be-
stimmt, sondern darüber hinaus auch die individuellen Kosten für die jeweiligen Haus-
halte als (Mit-)Entscheidungsträger berechnet. Für die unterschiedlichen Varianten 
wurden bei der Berechnung der individuellen Kosten zunächst die jedem Haushalt indi-
viduell zurechenbaren Kosten ermittelt (z. B. Hausanschlusskosten, Erdarbeiten, Brun-
nenkosten) und jeweils als Einzelkosten zugewiesen. Die je nach Variante notwendi-
gen Kosten für gemeinschaftlich genutzte Anlagenteile (z. B. Gruppenkläranlage, Rohr-
leitungsnetz) wurden als Gemeinkosten eingestuft und über einen kalkulatorischen 
Trinkwasser- bzw. Abwasserpreis an die Haushalte weitergegeben. Die Mengenanga-
ben bzgl. des verbrauchten Trinkwassers bzw. des erzeugten Abwassers entstammten 
der Befragung der Haushalte im Dahler Feld (vgl. Abschnitt 2.1). Im Ergebnis wurden 
somit alle Kosten den Haushalten zugerechnet. 

Zusätzlich konnten die Kosten in laufende Kosten und Investitionskosten differenziert 
werden. Um unterschiedliche Laufzeiten der einzelnen Anlagenteile vergleichen zu 
können, wurden die Investitionskosten über eine Annuitätenberechnung in jährliche 
Kosten überführt. Hierbei wurde unterstellt, dass die Investitionen fremdfinanziert wer-
den und die jährlichen Annuitäten exakt ausreichen, um am Ende der unterstellten 
Nutzungsdauer die Tilgung und die Zinsen zu decken. Hinsichtlich der Bestimmung 
des Zinssatzes für diese Berechnung wurde von einem Betreibermodell ausgegangen, 
bei dem eine Institution wie bspw. der Lippeverband die Anlagen errichtet, betreibt, 
wartet und den Haushalten zur Nutzung zur Verfügung stellt. Entsprechend wurde der 
Kalkulationszinssatz des Lippeverbands in Höhe von 5,5 % p. a. zugrunde gelegt. Eine 
grundlegende Annahme bei dieser Berechnung war, dass alle Anlagen neu zu errich-
ten sind. Hierdurch entfiel die Bestimmung von Restnutzungsdauern und Abschreibun-
gen bestehender Anlagen. Für die Abwasserentsorgung war diese Annahme plausibel, 
da die Untere Wasserbehörde die Sanierung der großen Mehrzahl der im Dahler Feld 
bestehenden Kleinkläranlagen zur Auflage gemacht hatte. 

Durch diese beiden Berechnungsschritte konnten für alle Varianten die jedem Haushalt 
pro Jahr bzw. pro Monat entstehenden Kosten berechnet werden. Die Summe dieser 
Kosten für alle Haushalte entsprach den jährlichen bzw. monatlichen Kosten der jewei-
ligen Variante für das gesamte Dahler Feld. Im Anhang 1 und Anhang 2 werden die 
Kostenberechnung und die entsprechende Ergebnisdarstellung für die Trinkwasserver-
sorgung und in Anhang 3 die Ergebnisse für die Abwasserentsorgung dargestellt. Der 
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Anhang 1 ist ein Auszug aus der Kostenberechnungstabelle. Er gibt an, dass die ein-
zelnen Kostenkomponenten für jeden Haushalt im Dahler Feld bestimmt und über die 
gesamte Investitionsmaßnahme aggregiert wurden. In den Anhängen 2 und 3 sind bei-
spielhaft die Ergebnisse in ihrer Darstellungsform für einen einzelnen Haushalt darge-
stellt. Hierin sind die jeweiligen Besonderheiten für den betrachteten Haushalt aufge-
führt (z. B. Name, Adresse, Größe der Kleinkläranlage) und die Bewertung der betrach-
teten Alternative in Relation zur Variante „Weiter so!“ angegeben. Der Vergleich wird 
im unteren Teil des Anhangs zum einen für den betrachteten Haushalt isoliert und zum 
anderen für das gesamte Dahler Feld insgesamt angegeben. Das Ergebnis diente als 
Entscheidungsgrundlage für die Bürger im Dahler Feld. 

Im nächsten Schritt wurde die Anzahl der möglichen Varianten-Technik-Zuschuss-
Kombinationen reduziert, um den weiteren Berechnungsaufwand zu reduzieren. Hierzu 
wurde das Dominanzprinzip angewandt. In einem paarweisen Vergleich wurden dabei 
diejenigen Varianten eliminiert, die durch die andere Variante dominiert wurden. Die 
Auswahl hätte nach dem schwachen oder starken Dominanzprinzip2 durchgeführt wer-
den können, wobei hier das schwache Dominanzprinzip zur Anwendung kam. Als Re-
sultat des schwachen Dominanzprinzips wurden exakt diejenigen Varianten gestrichen, 
die als „Pareto-inferior“ galten, d. h. diejenigen Varianten, bei denen eine Änderung 
mindestens einen Haushalt schlechter gestellt hätte. 

In einem ersten Schritt wurden für jede Abwassertechnik die unterschiedlichen Kon-
zeptvarianten miteinander verglichen. Bei diesem Vergleich blieben für die Abwasser-
entsorgung die Referenzvariante, die dezentrale Variante 1 und die semizentrale Vari-
ante 7 übrig und wurden nicht durch andere Varianten dominiert. 

Für die Trinkwasserversorgung wurde im Forschungsverbund die Auswahl auf die de-
zentrale Variante und die zentrale Variante eingegrenzt. Die zentrale Variante wäre 
aufgrund der hohen Kosten für die Verlegung eines Trinkwassernetzes allerdings nur 
dann in Betracht gekommen, wenn gleichzeitig ein zentrales Abwassernetz errichtet 
worden wäre (vgl. Abschnitt 3, Variante 8+). Den Mehrkosten für die neue Trinkwas-
serversorgung, die durch eine bisher nicht vorhandene Aufbereitung, Enteisenung etc. 
entstanden wären, wurden Einsparungen bei dem Verschleiß der innerhäuslichen 
Rohrleitungen, den wassernutzenden Maschinen etc. gegenübergestellt.3 Die Ergeb-

                                                 
2  H. Laux (1995): Entscheidungstheorie. 3. Auflage, Springer-Verlag, Berlin, Heidelberg, 

New York. 
3  Die Einsparungen belaufen sich nach Angaben des ISI auf 0,70 € je m3 verbrauchtem 

Trinkwasser; die Verbrauchsangaben für jeden Haushalt wurden bei der Bürgerbefragung 
bzw. durch Modellrechnungen ermittelt. 
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nisse der jeweiligen Berechnungen für die Haushalte werden exemplarisch für einen 
Haushalt in Anhang 2 (Wasserversorgung) und Anhang 3 (Abwasserentsorgung) dar-
gestellt. Die zentralen Lösungen der Variante 8 und der Variante 8+ konnten bei der 
Dominanzanalyse jedoch nicht gegen die anderen Varianten bestehen und schieden 
daher für die weiteren Betrachtungen ebenfalls aus.  

In einem zweiten Auswahlschritt wurden die verschiedenen Abwassertechniken für 
jede Konzept-Variante miteinander verglichen. Hierbei zeigte sich, dass die neueren 
MBR-Kleinkläranlagen sowie Pflanzenkläranlagen (PKA) vollständig durch die SBR-
Technik dominiert wurden. Als wesentliche Ursache für dieses schlechte Abschneiden 
können für die PKA-Technik der hohe Flächenverbrauch und für die MBR-Technik die 
(noch) vergleichsweise hohen Anlagenkosten angeführt werden. Gerade der MBR-
Technik kann bei entsprechender Marktreife, Marktdurchdringung und zukünftigen Ska-
leneffekten jedoch ein beachtliches Potenzial zugeschrieben werden, zumal sie in der 
Lage ist, auch zukünftige umweltrechtliche Auflagen effizienter erfüllen zu können als 
die SBR-Technik, die lediglich die gegenwärtigen Reinigungsanforderungen erfüllt. 

Unter Berücksichtigung der spezifischen Situation des Dahler Felds, dass nämlich 

• die damals bestehende Abwasserentsorgung des Dahler Felds auf Basis von Klein-
kläranlagen und Gruben nicht mehr den rechtlichen Anforderungen genügte und 
daher erneuert werden musste; 

• eine zentrale Wasserver- bzw. Abwasserentsorgung des gesamten Dahler Felds 
aus Kostengründen ausschied; 

• die Bürger eine neue Lösung der Abwasserentsorgung des Dahler Felds nur dann 
akzeptierten, wenn sie für sie nicht mit Mehrkosten gegenüber einer konventionellen 
Erneuerungsmaßnahme (d. h. einem Ersatz der bestehenden Kleinkläranlagen 
durch die derzeit preisgünstigste und den aktuellen rechtlichen Anforderungen ge-
nügende Lösung) verbunden war; und 

• eine gegenüber der konventionellen Erneuerungsmaßnahme technologisch deutlich 
bessere aber auch teurere Lösung nur dann umgesetzt werden konnte, wenn die 
Mehrkosten durch eine zusätzliche Investitionsförderung für innovative Lösungen 
abgefangen wurden, 

verblieben letztlich drei Lösungsvarianten, die der Bevölkerung des Dahler Felds vor-
gelegt werden konnten. Eine Änderung der Wasserversorgung im Dahler Feld wäre nur 
durch die Einführung einer „zentralen“ Wasserversorgung möglich gewesen. Dies hätte 
aber nur in Kombination mit einer ebenfalls „zentralen“ Abwasserentsorgung des Da-
hler Felds technisch sinnvoll umgesetzt werden können. Da aber diese umfassende 
zentrale Lösung ökonomisch nicht sinnvoll war, betrafen die verbliebenen Varianten 
nur noch die Abwasserentsorgung. Die verbliebenen drei Lösungsvarianten waren: 
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1. Referenzlösung: Die Referenzlösung besteht aus Kleinkläranlagen in SBR-
Technik, die jeder Grundstückseigentümer für sein Haus im Dahler Feld in eige-
ner Verantwortung von einem von ihm beauftragten Unternehmen errichten lässt. 
Bei dieser Lösung wählt auch jeder Eigentümer ein Unternehmen aus, mit dem er 
den gesetzlich vorgeschriebenen Wartungsvertrag abschließt. Bei der Kostener-
mittlung wurden für jeden Haushalt die Kosten für den Erdaushub (Grube), die 
SBR-Anlage und die Rohrleitungen angesetzt, die entsprechend der jeweiligen 
Lebensdauer über eine Annuitätenberechnung in jährliche Kosten umgerechnet 
und zu den laufenden Kosten für Wartung und Betrieb p. a. addiert wurden. Aus 
der Summe über alle Haushalte ließen sich so die gesamten Abwasserentsor-
gungskosten p. a. für das Dahler Feld bestimmen. 

Gegenüber der in der Referenzvariante eingesetzten konventionellen SBR-Technik ist 
die MBR-Technik nicht nur innovativer und deutlich leistungsfähiger, sondern verspricht 
auch eine wesentlich zukunftsfähigere Lösung gegenüber mittelfristig zu erwartenden 
Verschärfungen der zulässigen Grenzwerte und bezüglich des Querkontaminationsrisi-
kos der Hausbrunnen. Bei der MBR-Technik für Kleinkläranlagen in der im Dahler Feld 
benötigten Kapazität (4 bis 10 Einwohner) handelte es sich aber um ein vergleichswei-
se junges Verfahren, dessen Einsatz sich bisher auf wenige Versuchsanlagen be-
schränkte. Deshalb lagen hier, anders als bei der SBR-Technik, weder systematische 
praktische Anwendungserfahrungen noch Kostendegressionen durch eine Massenpro-
duktion vor. Um dennoch die zukunftsfähige MBR-Technik einsetzen zu können, muss-
ten im vorliegenden Vorhaben die Mehrkosten für den Endverbraucher auf das Kos-
tenniveau der konventionellen SBR-Lösung gesenkt werden. 

Zur Kostensenkung boten sich zunächst innovative organisatorische Lösungen an, die 
positive ökonomische Skaleneffekte erschlossen. Dies konnte zum einen durch Bünde-
lung bei der Beschaffung der Anlagentechnik erfolgen, d. h. es wird „zentral“ eine grö-
ßere Zahl identischer Anlagen von einem Lieferanten gekauft. Dies bedeutete auch, 
dass im Dahler Feld nach Möglichkeit nur ein Anlagentyp zum Einsatz kommen konnte. 
Zum anderen konnte dies durch die Übernahme von Betrieb und Wartung möglichst 
vieler Kleinkläranlagen gleichen Typs durch einen „zentralen“ Dienstleister erfolgen. Im 
vorliegenden Fall sollte der Lippeverband die Rolle des Betreibers/Contractors über-
nehmen. Hierdurch konnte bspw. auch der Aufwand für die Vorhaltung von Ersatzteilen 
gesenkt werden und die sich rasch akkumulierende Erfahrung bei Wartung und Betrieb 
des gewählten Anlagentyps erschloss weitere Kostensenkungspotenziale. Im Fall, 
dass diese Maßnahmen nicht ausgereicht hätten, wäre die MBR-Technik im Dahler 
Feld nur dann zum Einsatz gekommen, wenn die verbleibenden Mehrkosten durch 
eine zusätzliche Investitionsförderung als „Anschubfinanzierung“ von dritter Seite neu-
tralisiert worden wären. Unter der Annahme, dass dies sichergestellt werden konnte, 
wurden für das Dahler Feld zwei Lösungsvarianten mit der innovativen MBR-Technik 
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festgelegt, die sich nur durch eine unterschiedliche Form der Organisation der Abwas-
serentsorgung unterschieden: 

2. AKWA-A: Bei dieser Lösung erhält jedes Haus eine dezentrale MBR-
Kleinkläranlage, die der jeweilige Grundstückseigentümer unter Nutzung aller 
Zuschüsse selbst finanziert. Der Lippeverband tritt als Dienstleister auf und bün-
delt die Beschaffung der Anlagen für die Grundstückseigentümer. Ferner schließt 
der Lippeverband mit jedem Eigentümer (d. h. mit dem Abwasserentsorgungs-
pflichtigen) einen Betreibervertrag über eine Dauer von 10 Jahren ab und über-
nimmt damit den vollständigen Betrieb sowie die Wartung und Instandhaltung der 
Kleinkläranlage gegen Bezahlung eines die individuellen Gegebenheiten berück-
sichtigenden jährlichen Entgelts. Während der Laufzeit des Vertrags garantiert 
der Lippeverband dem Grundstückseigentümer die fachgerechte Abwasserent-
sorgung. Der Austausch von Verschleißteilen obliegt dem Grundstückseigentü-
mer und er trägt das Risiko des Ausfalls der Anlage durch einen technischen De-
fekt. 

3. AKWA-B: Diese Lösung entspricht in technischer Hinsicht der Lösung AKWA-A. 
Die MBR-Kleinkläranlage wird jedoch nicht vom Grundstückseigentümer direkt fi-
nanziert sondern unter Nutzung aller Zuschüsse vom Lippeverband vorfinanziert. 
Im Zuge eines auf die Dauer von 10 Jahren angelegten Contracting-Vertrags wird 
die fachgerechte Abwasserentsorgung erbracht (Betrieb, Wartung) und die Vorfi-
nanzierung vollständig getilgt. Hierzu entrichtet der Grundstückseigentümer an 
den Lippeverband ein die individuellen Gegebenheiten berücksichtigendes jährli-
ches Entgelt. Während der Laufzeit des Contracting-Vertrags übernimmt der Lip-
peverband zusätzlich den Austausch von Verschleißteilen und trägt das Risiko 
des Ausfalls der Anlage durch einen technischen Defekt. Nach Ende der Ver-
tragslaufzeit stehen die Anlagen den Grundstückseigentümern zu weiteren Nut-
zung kostenlos zur Verfügung. 
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Zusammenfassend ergaben sich damit für die Abwasserentsorgung des Dahler Felds 
die drei, in Tabelle 4-1 zusammengefassten, alternativen Lösungsvarianten „Referenz“, 
„AKWA-A“ und „AKWA-B“. 

Tabelle 4-1: Zur Auswahl stehende Abwasserentsorgungsvarianten 

 Referenz AKWA-A AKWA-B 

Technik SBR-Einzelanlage MBR-Einzelanlage MBR-Einzelanlage 

Beschaffung jeder Grundstücks-
eigentümer für sich 

Lippeverband bündelt 
die Beschaffung der 
Anlagen für die Grund-
stückseigentümer 

Lippeverband beschafft 
alle Anlagen 

Finanzie-
rung/Eigentum 

Grundstücks-
eigentümer 

Grundstücks-
eigentümer 

Lippeverband (Jahr 1 
bis 10);  
Grundstückseigentü-
mer (ab Jahr 11) 

Betrieb 

Grundstückseigen-
tümer schließen 
individuelle War-
tungsverträge mit 
Fachfirmen ab 

Lippeverband betreibt 
und wartet die Anlagen 

Lippeverband betreibt 
und wartet die Anlagen 
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5 Ermittlung der Finanzierung 

Die WestLB-Stiftung Zukunft NRW erklärte sich im Zuge des Vorhabens grundsätzlich 
bereit, Mittel zur Investitionsförderung der innovativen MBR-Kleinkläranlagentechnik im 
Dahler Feld bereitzustellen. Im folgenden Abschnitt wird der Zuschussbedarf für die 
beiden Lösungsvarianten AKWA-A und AKWA-B im Rahmen einer umfassenden Fi-
nanzierungsrechnung ermittelt. 

5.1 Grundlagen 

Die Finanzierungsrechnung wurde nach dem gleichen Prinzip durchgeführt, wie die 
Auswahl der zu untersuchenden Varianten. Durch den individuellen zusätzlichen Zu-
schuss der WestLB-Stiftung sollte jeder Haushalt in die Lage versetzt werden, die 
MBR-Technik zu den gleichen Kosten wie eine privat errichtete SBR-Anlage (Referenz) 
zu nutzen. Folgende Punkte lagen dem Kostenvergleich zugrunde: 

• Generell wurde von einer Neuerrichtung der gesamten Anlage ausgegangen, die 
durch einen Systemanbieter durchgeführt wird. Hierzu zählen Erdarbeiten, Anlage, 
Rohranschlüsse ans Haus. In Einzelfällen wurden die noch nutzbaren bestehenden 
Anlagenteile der bisher genutzten Kleinkläranlage berücksichtigt, so dass für die be-
treffenden Haushalte eine Sonderkalkulation durchgeführt wurde. 

• Diejenigen Haushalte, deren Kleinkläranlagen nach Angaben der Unteren Wasserbe-
hörde nicht saniert werden mussten, wurden aus der Kalkulation herausgenommen. 

• Bei den Varianten wurde der Landeszuschuss für die Sanierung von Kleinkläranla-
gen berücksichtigt. Bei einer Fremdfinanzierung wurde angenommen, dass dieser 
den Haushalten gewährte Zuschuss an die Betreibergesellschaft weitergegeben 
wird. Maßgeblich für die Höhe des Zuschusses war der Antrag der Haushalte an die 
Untere Wasserbehörde. Die Höhe des Zuschusses belief sich auf 375 € je Einwoh-
ner, mindestens 1.500 € je Kleinkläranlage. 

• Für alle Varianten (Referenzvariante und AKWA-Varianten) wurde unabhängig von 
den Eigentumsverhältnissen an der Kläranlage und der Organisationsform ein iden-
tisches Berechnungsverfahren angewandt. D. h auch bei privater Errichtung der 
SBR-Anlage wurden die Abschreibung und entsprechende Finanzierungs-kosten 
berücksichtigt, obwohl die Bürger diese Kosten vermutlich in ihrer persönlichen Be-
rechnung nicht angemessen kalkulieren würden. 

• Für die Varianten wurden die Marktpreise für die Anlagen und ihre Errichtung sowie 
für die Rohrleitungskosten durch die Projektpartner ISA ermittelt und in der Berech-
nung eingesetzt. Bei den Anlagenteilen wurde ein mittlerer Preis verschiedener An-
bieter zugrunde gelegt. 

• Die laufenden Kosten für Wartung und Ersatzteile wurden bei allen Varianten be-
rücksichtigt. 
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• Bei der Errichtung der MBR-Anlagen durch einen Systemanbieter konnten Mengen-
rabatte erzielt werden, die durch den einzelnen Bürger bei einer privaten Errichtung 
nicht zu realisieren sind.  

• Bei den AKWA-Varianten wurden die Beschaffung, die Errichtung und der Betrieb 
durch einen Systemanbieter durchgeführt. Dieser konnte zusätzlich auch die Finan-
zierung übernehmen und die Abschreibungen und Kapitalkosten durch eine jährli-
che bzw. monatliche Gebühr an den Nutzer der Anlage weitergeben (Variante 
AKWA-A mit Finanzierung durch den Haushalt, AKWA-B mit Finanzierung durch 
den Systemanbieter). 

• Die Bodenbeschaffenheit der einzelnen Grundstücke im Dahler Feld konnte Pro-
bleme bei den Tiefbauarbeiten für die neuen Kleinkläranlagen hervorrufen. Sofern 
bei der Sanierung ein neuer Standort gewählt wurde, wurde daher ein Risikoauf-
schlag in Höhe von 15 % auf die Errichtung der Anlage angesetzt. 

• Zusätzliche Kosten des Systemanbieters bei den AKWA-Varianten wurden vernach-
lässigt. Hier wurde unterstellt, dass der Verwaltungsaufwand bei dem Betrieb der 
Anlagen dem Erfahrungsgewinn bei dem Betrieb dezentraler Anlagen und dem Ein-
satz der neuen Technik in diesem Bereich entspricht. 

• Als Planungs- und Berechnungszeitraum wurden zehn Jahre angesetzt. Dies ent-
sprach dem Abschreibungszeitraum und der mindestens zu erwartenden techni-
schen Lebensdauer der Kleinkläranlage.4 

5.2 Berechnung 

Die Berechnung der Gesamtkosten, der jährlichen Kosten und der notwendigen zu-
sätzlichen Zuschüsse für die Varianten AKWA-A bzw. AKWA-B stand unter der Prä-
misse, dass die Abwasserbeseitigungskosten für die beteiligten Haushalte bei den Va-
rianten (Referenzvariante und AKWA-Varianten) gleich hoch sein sollten. Zu diesem 
Zweck wurde zunächst entsprechend der für jeden Haushalt vorliegenden Gegeben-
heiten der jährliche Abwasserbeseitigungspreis der Referenzvariante berechnet. Alle 
anfallenden Kosten (inkl. mehrjährige Instandsetzung, Investitionen) wurden in diesen 
Kosten berücksichtigt. Das Berechnungsschema für jeden Haushalt ist in Anhang 4 
wiedergegeben. 

Ausgehend von den jährlichen Kosten der Abwasserentsorgung der Referenzvariante 
wurde anschließend für die Varianten AKWA-A bzw. AKWA-B unter Berücksichtigung 
der laufenden Kosten, der mehrjährigen Instandhaltungskosten und der notwendigen 
individuellen Investitionen, der notwendige zusätzliche Zuschussbedarf bestimmt. 
Grundlegend wurde unterstellt, dass ein einmaliger zusätzlicher Zuschuss gewährt 
                                                 
4  Vgl. LAWA (2005): KVR-Leitlinien, Anlage 1-2. 
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wird, der für die Laufzeit von zehn Jahren die Kostenparität der beiden Varianten her-
stellt. Das Berechnungsschema wird in Anhang 5 dargestellt. 

Für die Haushalte wurden in der Vergleichsrechnung die bei einer Betreibergesell-
schaft anfallenden Overheadkosten (Verwaltung etc.) der AKWA-Varianten außer Acht 
gelassen. Wie bereits in Abschnitt 5.1 erwähnt wurde unterstellt, dass der Betreiber - 
hier der Lippeverband - diese Kosten bei der Errichtung der neuen Technik und der 
Koordination des Betriebs von Kleinkläranlagen für dispers verteilte Nutzer als Eigen-
leistung einbringt. Zusätzlich wurde beabsichtigt, die herstellerseitige Gewährleistung 
für die Anlage durch den Betreiber auf zehn Jahre zu verlängern, um den beteiligten 
Bürgen ein höheres Maß an Sicherheit bzgl. der neuen Technik zu geben und ihre 
Teilnahmebereitschaft zu erhöhen. 

5.3 Ergebnisse 

Aus den Ergebnissen für die einzelnen Haushalte im Dahler Feld und unter Berück-
sichtigung der Haushalte, die sich an dem AKWA-Projekt beteiligen wollten, konnten 
die Gesamtergebnisse für das Dahler Feld bestimmt werden. In Tabelle 5-1 werden die 
Investitionskosten und in Tabelle 5-2 die laufenden Kosten der drei Varianten Refe-
renz, AKWA-A und AKWA-B für das Dahler Feld verglichen, wobei die gegenüber der 
SBR-Referenz entstehende Zusatzbelastung (erforderliche Zusatzförderung) ausge-
wiesen ist. Tabelle 5-3 vergleicht die Gesamtkosten der Varianten als Annuitäten und 
Tabelle 5-4 stellt für die AKWA-A bzw. AKWA-B Variante benötigte Fördermittel zu-
sammen. 

Diese drei mit der Finanzierungsrechnung versehenen Lösungsvorschläge wurden den 
Bürgern bei der Bürgerversammlung am 15. Oktober 2004 vorgestellt. Unter der Vo-
raussetzung, dass die benötigten zusätzlichen Finanzmittel zur Deckung der Mehrkos-
ten der MBR-Lösungen zur Verfügung stehen, wurden die Grundstückseigentümer 
gebeten, sich für eine der Lösungen zu entscheiden. Dabei wurde darauf hingewiesen, 
dass es aus wirtschaftlichen Gründen (ökonomische Skaleneffekte infolge gebündelter 
Beschaffung einer größeren Zahl von Kleinkläranlagen gleichen Typs; ökonomische 
Skaleneffekte bei Betrieb, Wartung und Instandhaltung einer größeren Zahl von identi-
schen Anlagen durch einen Dienstleister) notwendig ist, dass sich eine substanzielle 
Zahl der Grundstückseigentümer (ca. 75 %) für eine der AKWA-Varianten entscheidet. 
Bei einer geringeren Zahl hätten weder die kostensenkend in Anrechnung gebrachten 
Effekte infolge der Bündelung bei der Beschaffung der Anlagen noch entsprechende 
Skaleneffekte beim Betrieb der Anlagen durch den Lippeverband erzielt werden kön-
nen. Alle Grundstückseigentümer hätten dann die Lösung ihrer Abwasserentsorgungs-
aufgabe in eigener Verantwortung übernehmen müssen. 
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Bereits im Anschluss an die Bürgerversammlung entschied sich ein Großteil der anwe-
senden Grundstückseigentümer für eine AKWA-Variante. Für diejenigen, die an der 
zweiten Bürgerversammlung nicht teilnehmen konnten bzw. noch zusätzlichen Informa-
tionsbedarf hatten, wurde am 29. Oktober 2004 eine dritte Bürgerversammlung durch-
geführt, auf der insbesondere Details zu einem Betreibervertrag diskutiert wurden (vgl. 
Abschnitt 6.1). Danach entschieden sich weitere Grundstückseigentümer für eine 
AKWA-Variante. Insgesamt votierten 20 Eigentümer schriftlich für die Variante AKWA-
B und einer für die Variante AKWA-A. Damit entschieden sich 21 von 28 Grundstücks-
eigentümern (75 %) für eine AKWA-Lösung. Das Quorum für die Umsetzung der 
AKWA-Lösungen konnte somit erfüllt werden. 

Wie bereits an anderer Stelle dargelegt, erhob der Lippeverband bei der Umsetzung 
der AKWA-Lösung im Dahler Feld in der 10-jährigen Laufzeit der Dienstleistungsver-
träge keinen Beitrag zu seinen allgemeinen Verwaltungsaufwendungen. 

Die AKWA-Lösung konnte damit umgesetzt werden, da die gegenüber der Referenz-
Variante entstandenen Zusatzbelastungen der Bürger durch eine zusätzliche, einmali-
ge Investitionsförderung in Höhe von ca. 96.100 € aufgefangen werden konnten (siehe 
Tabelle 5-1 und Tabelle 5-4). 

Ohne diese Förderung hätte sich das Projekt AKWA Dahler Feld nicht fortführen lassen 
und die Bürger des Dahler Felds hätten die Standardtechnik der Referenzlösung in 
Eigenregie implementiert. 

Das Kuratorium der WestLB-Stiftung Zukunft NRW hatte mit Schreiben vom 12.4.2005 
die benötigten Investitionsfördermittel in Höhe von 96.100 € zur baulichen Umsetzung 
der AKWA-Lösung im Dahler Feld zur Verfügung gestellt. 
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Tabelle 5-1:  Vergleich der Investitionskosten der verschiedenen Varianten 

Investitionen (€)  Referenz AKWA-A AKWA-B* 

 (SBR privat) (MBR privat) (MBR LV) 

Klein-
kläranlagen 

Investition Anlage 
(bei AKWA-A/-B inkl. 
Erdarbeiten, da Ab-
schreibung auf 10 Jahre) 

74.608,00 
 
 

74.608,00  

122.867,93 
47.755,33 

 
170.623,26  

122.867,93 
47.755,33 

 
170.623,26  

  Zuschüsse Land 34.500,00  34.500,00  34.500,00  

  
verbl. Investition unter 
Abzug der Landeszu-
schüsse 

40.108,00  136.123,26  136.123,26  

  
Zusatzbelastung der 
Bürger (= erforderliche 
Zusatzförderung) 

0,00  93.076,91  93.076,91  

  verbl. Investition für 
technische Anlagen 40.108,00  43.046,35  43.046,35  

  
Investition Grube 
(Abschreibung auf 30 
Jahre) 

42.863,78  0,00  0,00  

Rohr-
leitungen 

Investition  
Hausanschluss 2.832,50  2.832,50  2.832,50  

Gesamtinvestitionen  120.304,28  173.455,76  173.455,76  

Zuschüsse Land 34.500,00  34.500,00  34.500,00  

Zusatzbelastung der Bürger (= erforderli-
che Zusatzförderung) 0,00  93.076,91  93.076,91  

verbleibende Investition für den Ab-
wasserbeseitigungspflichtigen 85.804,28  45.878,85  45.878,85 

* Die Angaben entsprechen den Investitionskosten der Spalte „kalkuliert (brutto)“ in der Tabelle 7-6. 
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Tabelle 5-2: Vergleich der laufenden Kosten der verschiedenen Varianten 

Lfd. Kosten (€/a)  Referenz AKWA-A AKWA-B* 

 (SBR privat) (MBR privat) (MBR LV) 

Kleinkläranlagen 
 
lfd. Kosten 
Rückstellung für 
Verschleißteile 
 

 

 
 

10.254,89 
 
 

10.254,89  

 
 

11.433,93 
1.380,40 

 
12.814,33  

 
 

11.433,93 
1.380,40 

 
12.814,33  

Rohrleitungen Hausanschluss 367,50  367,50  367,50  

Summe   10.622,39  13.181,83  13.181,83  

  
davon:  
Grundstücks-
eigentümer 

10.622,39  367,50  0,00  

  davon: 
Lippeverband (LV) 0,00  12.814,33  13.181,83  

* Die Angaben entsprechen den laufenden Kosten der Spalte „kalkuliert (brutto)“ in der Tabelle 7-7. Die 
Position „lfd. Kosten“ wird dort nochmals in „Wartung Anlage“ und „Diverses“ untergliedert. 

Tabelle 5-3: Vergleich der Gesamtkosten und Annuitäten der verschiedenen Alter-
nativen aus Sicht der Grundstückseigentümer 

Annuitäten (€/a)  Referenz AKWA-A AKWA-B* 

 (SBR privat) (MBR privat) (MBR LV) 

Investitionssumme (€) 
für Anlage, Grube, Rohre  
(inkl. Landesförderung u. Investitionszu-
schuss) 

85.804,28 45.878,84  45.878,84 

Investitionskosten 
als Annuitäten (€/a) 

8.432,62 5.873,18 5.873,18

Laufende Kosten (€/a) 10.622,39 13.181,83  13.181,83 

Jährliche Gesamtkosten für 
die Grundstückseigentümer (€/a) 

19.055,01 19.055,01  19.055,01 

* Die Angaben entsprechen im Ergebnis den Gesamtkosten der Spalte „kalkuliert (brutto)“ in der Tabelle 
7-8. Während hier die Zuschüsse der WestLB-Stiftung als Verminderung der verbleibenden Investitions-
kosten berücksichtigt werden, wird dort die Sicht eines Investors eingenommen und die Zuschüsse in 
Form einer Annuität als nachträgliche Verminderung der notwendigen Einzahlungen der Endkunden mo-
delliert. Das Endergebnis stimmt wieder überein. 
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Tabelle 5-4: Zusammenstellung der Zusatzbelastung der Bürger (= erforderliche 
Zusatzförderung) 

Mehrkosten (Zusatzbelastungen = 
erforderliche Zusatzförderung) (€)  Referenz AKWA-A AKWA-B 

 (SBR privat) (MBR privat) (MBR LV) 

Mehrkosten für Anlagen (€) 0,00  93.076,91  93.076,91  

Mehrkosten wegen auf nicht abgedeck-
ter Risiken bei der Errichtung aufgrund 
erschwerter Baugrundbedingungen (€) 

0,00 2.970,57  2.970,57  

Insgesamt (€) 0,00 96.047,48  96.047,48  
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6 Umsetzung der Lösung 

6.1 Vertragliche Gestaltung 

Zur Umsetzung der AKWA-Lösungen wurden individuelle Contracting-Verträge zwi-
schen Grundstückseigentümer und dem Lippeverband (LV) geschlossen. Gegenstand 
der Verträge war Bau, Bereitstellung und Betrieb der MBR-Kleinkläranlagen durch den 
LV. Die Verträge regeln die Rechte und Pflichten der Vertragspartner bzgl. des Anla-
genbetriebs, ergänzt um grundstücksspezifische Vereinbarungen. 

Hierzu wurde zunächst durch den LV mit Unterstützung des AKWA-Projektteams ein 
Vertragsentwurf erstellt. Dieser wurde durch den LV an die Hausbesitzer im Dahler 
Feld verteilt und zugleich wurden die Bürger zu einer Bürgerversammlung eingeladen, 
bei der die Möglichkeit bestand, den Entwurf zu diskutieren und Anregungen einzu-
bringen. Neben dem allgemeinen, für alle Contracting-Verträge identischen Teil, enthält 
jeder Vertrag Nebenbestimmungen, die grundstücksspezifische Aspekte im Zusam-
menhang mit dem Bau der Kleinkläranlagen und ihrer Lage auf dem jeweiligen Grund-
stück betreffen.  

Grundsätzlich hat jeder Contracting-Vertrag eine Laufzeit von zehn Jahren, wobei den 
Grundstückseigentümern nach Ablauf der ersten Vertragsperiode eine Verlängerungs-
option eingeräumt wurde. Für die ersten zehn Jahre Vertragslaufzeit wurde grund-
stücksspezifisch ein fester Jahrespreis für die Abwasserentsorgung festgelegt. Dieser 
Preis umfasst sowohl die Investition als auch den laufenden Betrieb, die Wartung und 
Instandhaltung der Kleinkläranlagen. Neben dem von den Grundstücksbesitzern an 
den LV zu zahlenden Entgelt für die Contracting-Dienstleistung entstehen den Grund-
stücksbesitzern, abgesehen von den Kosten für die Energiebereitstellung, keine weite-
ren Kosten für ihre Abwasserentsorgung. Nach Ablauf der zehnjährigen Vertragslauf-
zeit wurde den Grundstückseigentümern vom LV das Recht eingeräumt, die dann ab-
geschriebene Kleinkläranlage kostenlos zu übernehmen. 

Ein anonymisiertes Muster eines Contracting-Vertrags findet sich in Anhang 6. 

6.2 Ausschreibung und Auftragsvergabe 

Auftraggeber für die Baumaßnahme ist der Lippeverband. Die Ausschreibung erfolgte 
als beschränkte Ausschreibung (siehe § 3 VOB/A). Kennzeichen dieser Verfahrensart 
ist, dass die ausschreibende Stelle eine beschränkte Anzahl von Bietern zur Abgabe 
eines Angebots auffordert. Im vorliegenden Fall wurden fünf Bieter aufgefordert. 

 



6 Umsetzung der Lösung 33 

Die Leistungsbeschreibungen umfassten folgende Leistungen: 

• Gewerk 1: alle vorbereitenden Arbeiten inklusive der Vorbereitung und Wiederher-
stellung der Bepflanzung im Bereich der Baugruben und Leitungsführungen sowie 
der Sicherung von öffentlichen und privaten Wegeflächen zum Andienen der Bau-
stelle. 

• Gewerk 2: die Erdarbeiten (Wasserhaltung, Bodenaushub, Verbau) für die Verle-
gung von Leerrohren für ca. 100 m Strom-, Erdkabel und Gebläseleitungen, für die 
Zuleitungen zu den Kleinkläranlagen und für die 20 neuen Klärgruben, die Verle-
gung von ca. 110 m Leitungen DN 150 PVC mit Dichtheitsprüfung, Abbruch und 
Verdämmarbeiten. 

• Gewerk 3: Lieferung und Einbau von 20 neuen Kleinkläranlagen (sieben 4-EW-
Anlagen und dreizehn 8-EW-Anlagen) aus Beton-Fertigteilen und technische Aus-
rüstung mit Membrananlage und zugehörigem Schaltschrank inklusive aller Neben-
arbeiten wie Kernbohrungen und Kabellieferung und -einbau, Regeneration und Er-
satz der Membrane. 

• Gewerk 4: Straßenbauarbeiten für den Abbruch und die Wiedererstellung der ge-
pflasterten oder betonierten Oberflächen im Bereich der Baugruben. 

• In Gewerk 5 und 6 waren nicht bestimmt anfallende Arbeiten und Stunden-
lohnarbeiten aufgeführt. 

• Den Ausschreibungsunterlagen wurden detaillierte Lagepläne mit einem Maßstab 
1:250 bzw. 1:500 mit den neuen und alten Kleinkläranlagenstandorten und Lei-
tungsverläufen sowie eine Kurzbeschreibung der geplanten Maßnahme für jedes 
Grundstück beigefügt. 

Von den fünf aufgeforderten Firmen gab nur eine Firma ein Angebot ab, das preislich 
jedoch nicht den Erwartungen entsprach. Es wurden Nachverhandlungen erforderlich, 
die zu einer zeitlichen Verzögerung des weiteren Projektablaufs führten. Im Zuge der 
Nachverhandlungen wurden die Tiefbauarbeiten, die gemäß Angebot durch einen 
Subunternehmer des Auftragnehmers ausgeführt werden sollten, an ein örtliches Bau-
unternehmen vergeben. 

Um im Rahmen des Betriebs der MBR-Anlagen vergleichende Untersuchungen mit 
MBR-Anlagen eines anderen Herstellers zu ermöglichen, wurde eine weitere 4-EW-
Anlage freihändig an die Firma Uponor vergeben. Somit wurden im Rahmen des Be-
treibermodells für das Dahler Feld insgesamt 21 Kleinkläranlagen eingebaut (acht 4-
EW- und dreizehn 8-EW-Anlagen). 
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6.3 Bauphase 

Die Bauphase dauerte von November bis Dezember 2005 und wurde vom Lippever-
band koordiniert. Die Bürger des Dahler Felds wurden vorab über den Ablauf der Bau-
arbeiten informiert. Die Arbeiten zur Herstellung der MBR-Kleinkläranlagen wurden 
terminlich so abgestimmt, dass gewährleistet werden konnte, dass die Anwohner zum 
Zeitpunkt der Ausführung vor Ort sind. Zur Herstellung der MBR-Anlagen wurden im 
Durchschnitt zwei Tage pro Anlieger und Anlage benötigt. Die einzelnen Anlagen wur-
den unmittelbar nach der Fertigstellung durch den Lippeverband in Betrieb genommen. 



7 Ergebnisse und Erfahrungen mit der umgesetzten Lösung 35 

7 Ergebnisse und Erfahrungen mit der umgesetzten 
Lösung 

7.1 Kundensicht 

Ein wesentlicher Grundansatz des Projekts „AKWA Dahler Feld“ bestand darin, die 
betroffenen Bürger von Anfang an bei der Konzeption, Planung und Umsetzung eines 
zukunftsfähigen Konzepts für die Abwasserentsorgung einzubeziehen, um so eine ma-
ximale Akzeptanz und Unterstützung der „Stakeholder“ sicherzustellen (siehe hierzu 
auch die Darstellung des Kommunikationskonzepts in Kapitel 2.2. bzw. die Einbezie-
hung in die Entscheidungen über das Lösungskonzept in Kapitel 4). 

Da die implementierte Lösung sowohl neue technische als auch neue organisatorische 
Elemente hat, musste davon ausgegangen werden, dass in der Einführungsphase un-
vorhersehbare Schwierigkeiten auftreten würden. Um den Erfolg des Gesamtkonzepts 
sicherzustellen war es daher für alle Beteiligten, d. h. für die betroffenen Bürger, für 
den Lippeverband als Contractor und für das wissenschaftliche Projektteam, wichtig, in 
dieser „Lernphase“ in einem intensiven Erfahrungsaustausch zu bleiben, um gegensei-
tiges Vertrauen zu schaffen aber auch um gemeinsam praktische Verbesserungsmög-
lichkeiten in technischer wie auch organisatorischer Hinsicht zu identifizieren und um-
zusetzen. 

Im Projektdesign war daher eine 2-jährige Begleitforschungsphase im Anschluss an die 
bauliche Umsetzung und die Inbetriebnahme vorgesehen. Teil der Begleitforschungs-
phase war es, die Einbeziehung der Bürger auch durch drei Befragungsrunden sicher-
zustellen. Die erste Befragungsrunde fand unmittelbar nach Inbetriebnahme und einer 
angemessenen Einfahrzeit der Kleinkläranlagen im März 2006 statt. Bei dieser Befra-
gung ging es darum, die Erfahrungen und Wahrnehmungen der Bürger im Zusammen-
hang mit der Konzeptions- und Planungsphase (Teilprojekt 1) sowie der baulichen Um-
setzung und der Inbetriebnahme (Teilprojekt 2) zu erheben. Dies beinhaltete auch eine 
Bewertung der Informations- und Kommunikationsprozesse zwischen den Bürgern 
einerseits und der Stadt Selm, dem Lippeverband sowie dem Projektteam anderer-
seits. 

Die zweite Befragungsrunde erfolgte nach einem Jahr des praktischen Betriebs etwa in 
der Mitte der Begleitforschungsphase im März 2007. Schwerpunkt der Gespräche mit 
den Bürgern waren hier deren Erfahrungen im Regelbetrieb der Anlagen. Dabei wur-
den sowohl technische als auch organisatorische Themen diskutiert. 

Die dritte Befragungsrunde fand kurz vor Ende der Begleitforschungsphase im Oktober 
2007 statt. Die Befragung konzentrierte sich wie schon die 2. Befragungs-runde auf 
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Fragen im Zusammenhang mit dem praktischen Betrieb der Anlagen und die Ge-
schäftsbeziehungen zum Lippeverband als Contractor. 

7.1.1 Ergebnisse der 1. Befragungsrunde 

Da bereits vor Beginn des AKWA-Projekts den Bürgern klar war, dass die Abwasser-
entsorgungssituation im Dahler Feld nicht mehr den rechtlichen Anforderungen ent-
sprach und daher für die Hausbesitzer substanzielle Investitionen in die Modernisie-
rung ihrer grundstückseigenen Abwasserentsorgungsanlagen anstanden, äußerten 
sich die Bürger in der ersten Befragung sehr positiv darüber, dass die Stadt das 
AKWA-Projekt „an Land gezogen“ hatte. 

Durch die enge Einbeziehung der Wasserbehörde Unna in das Projekt konnte sicher-
gestellt werden, dass die Bürger die Anforderungen der Verwaltung an die Abwasser-
entsorgung „aus erster Hand“ bekamen. Dies wurde von den Bürgern ebenso positiv 
bewertet wie auch die fundierte Beratung durch die Wasserbehörde in technischer und 
verwaltungstechnischer Hinsicht. Die kompetente Beratung durch die Behörde wurde 
von den Bürgern als „zweite Meinung“ sehr geschätzt und als hilfreich empfunden. 

Die überwiegende Mehrheit (96 %) der befragten Bürger empfanden die im bisherigen 
Projektverlauf durchgeführten Informationsveranstaltungen als sehr hilfreich und fan-
den deren Durchführung gut. Ebenso waren über 85 % der Bürger mit den durch das 
Projektteam zur Verfügung gestellten Informationsmaterialien sehr zufrieden. 

Auf die Frage nach den aus Bürgersicht für die jeweilige Entscheidung für die AKWA-
Lösung wichtigen Gründen ergaben sich die in Abbildung 7-1 dargestellten Ergebnisse. 
Danach waren neben langfristiger Planbarkeit der mit der Lösung verbundenen Kosten 
auch die Höhe der Kosten und der Wegfall der Verantwortung für Wartung und Betrieb 
der Kleinkläranlagen die Hauptgründe. Insgesamt wurde von den Befragten die AKWA-
Lösung als ein faires Angebot empfunden. Über 91 % der Bürger zeigten sich mit ihrer 
Beteiligung an der Planungsphase zufrieden. Sehr viel Lob erhielt auch die beauftragte 
Baufirma für die saubere und gute Bauausführung sowie die Bauleitung des Lippever-
bands für die problemlose und rasche Abwicklung des Baus der Anlagen.  
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Abbildung 7-1:  Entscheidungsrelevante Kriterien der Bürger für die AKWA-Lösung 
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Die Umschaltung auf die neue Anlage erfolgte mit wenigen Ausnahmen sofort (Um-
schluss) oder innerhalb eines Tages, so dass die Bereitstellung von Ersatztoiletten 
keine größeren Probleme bereitete. Auch die Einfahrphase verlief in der Regel ohne 
Störungen. Die im Zuge der Inbetriebnahme der Anlagen notwendige Impfung der 
Kleinkläranlagen mit frischem Schlamm führte zwar zu Geruchsbelastungen, die sich 
aber in den meisten Fällen rasch von selbst erledigten. 

In Abbildung 7-2 ist die zum Zeitpunkt der Befragung (März 2006, d. h. nach ca. 3 Mo-
naten Betrieb) bestehende Zufriedenheit der Bürger im Zusammenhang mit dem Re-
gelbetrieb der Kleinkläranlagen hinsichtlich einiger wichtiger Kriterien zusammenge-
stellt. Unter dem Kriterium „Nutzungsbeschränkungen durch Membrantechnik“ wurde 
erfragt, inwieweit die Bürger die Vermeidung der Entsorgung von stückigen oder foli-
enähnlichen, nicht-biologisch abbaubaren Abfallstoffen (z. B. Hygieneartikel) und den 
Verzicht auf „scharfe“ und bakterienhemmende Reinigungsmittel als Belastung empfin-
den. Im Ergebnis sind es allein Geruchsprobleme, die von einigen Nutzern kritisiert 
wurden. In der Befragung artikulierten die Bürger ein großes Interesse an der Messung 
der realen Energieverbrauchswerte der Anlagen. 

Insgesamt zeigten sich 85 % der Bürger mit der AKWA-Lösung sehr und lediglich 15 % 
waren im Großen und Ganzen zufrieden (Geruchsprobleme). Dezidiert unzufrieden war 
niemand. 
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Abbildung 7-2 : Zufriedenheit der Bürger mit dem Regelbetrieb der Anlagen 
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7.1.2 Ergebnisse der 2. und 3. Befragungsrunde 

Die 2. Befragungsrunde wurde im Februar 2007 durchgeführt, also nach ca. 1 Jahr 
praktischer Erfahrung mit den Kleinkläranlagen. Bei dieser wie auch bei der im Oktober 
2007 durchgeführten dritten Befragung wurden nur noch Fragen zum Regelbetrieb der 
Anlagen gestellt. 

Die Bürger zeigten sich auch in der 2. Runde sehr zufrieden mit der AKWA-Lösung. 
Keiner bereute es, sich für diese Lösung entschlossen zu haben. In den Augen der 
Bürger ist das vom Projekt und Lippeverband versprochene „Rundum-sorglos“-Paket 
Realität geworden. 

Die größten Vorteile der AKWA-Lösung sehen die Bürger in der hohen Reinigungsleis-
tung der Anlagen, dem saubereren Ablauf und den damit verbundenen geruchsfreien 
Gräben (50 %), über die das gereinigte Abwasser im Dahler Feld abgeleitet wird. Die-
ses Ergebnis ist insofern interessant, als die hohe Reinigungsleistung der MBR-
Anlagen unter den Entscheidungsgründen für das AKWA-Konzept der am wenigsten 
wichtige war (vgl. Abbildung 7-1). Den hohen Komfort der Lösung durch den Betrieb 
der Anlagen durch den Lippeverband („Rundum-sorglos-Paket“) empfanden 33 % der 
Befragten als Hauptvorteil, denn insbesondere diejenigen Hauseigentümer, die sich 
bereits in fortgeschrittenem Alter befinden, sehen ihre körperlichen Grenzen und ihre 
Grenzen im Umgang mit der im Vergleich zu den alten Dreikammer-Gruben an-
spruchsvoller gewordenen Technik. Weiter wurden genannt: Die im Vergleich zu früher 

Betriebsschwerpunkt 
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geringere Geruchsbelastung (17 %), die beruhigende Tatsache, eine für die nächsten 
10 Jahre gute Lösung zu haben (8 %) sowie die regelmäßige Wartung und Instandhal-
tung der Anlage durch den Betreiber (8 %). Als größten Nachteil nannten 28 % der 
Befragten die durch ihre Anlage verursachte zeitweise Geruchsbelästigung sowie 8 % 
den unklaren Stromverbrauch der Anlage (Mehrfachnennungen waren möglich). 

Die Ergebnisse der 2. Runde haben sich bei der im Oktober durchgeführten 3. Befra-
gungsrunde in vollem Umfang bestätigt. 

7.1.3 Verbesserungsvorschläge 

Bei den Gesprächen mit den Bürgern im Zuge der Befragungen wie auch in Gesprä-
chen der Bürger mit dem Servicepersonal des Lippeverbands wurden von den Bürgern 
zahlreiche Anregungen und Vorschläge gemacht, wie die Kleinkläranlagen bzw. deren 
Betrieb verbessert werden könnten. Diese Anregungen ergänzten die praktischen Er-
fahrungen, die das Servicepersonal des Lippeverbands bei der Wartung und Instand-
haltung der Anlagen selbst vor Ort selbst sammeln konnte. Als besonders wichtige 
Verbesserungspotenziale wurden erkannt: 

• Separate elektrische Absicherung der Kleinkläranlagen und Ausrüstung mit einem 
eigenen Stromzähler (evtl. direkt im Steuerkasten der Anlage). 

• Vorsehen einer Stromversorgung für die Wartungsarbeiten im Schaltschrank der 
Anlage (Steckdose). 

• Ansprechendere optische Gestaltung des Steuerkastens der Kleinkläranlagen. 

• Ausstattung der Anlagen mit einem korrosionsfesten Be- und Entlüftungssystem, in 
das ggf. ein wirksamer Geruchsfilter eingesetzt werden kann, sofern eine Entlüftung 
über das Dach aus baulicher Sicht nicht möglich ist. 

• Ausdehnung der Betriebsdatenerfassung in der Anlage auf weitere Parameter, für 
die heute nur indirekte Hilfsgrößen erfasst werden. Ein Beispiel ist die Ausstattung 
der Anlage mit Durchflussmessung anstatt den Durchfluss über die Pumpenlaufzeit 
zu schätzen, da es hier bei Belegungen der Membranen zu falschen Ergebnissen 
kommt. Erst mit der Kombination aus Durchflussmessung und eigenem Stromzähler 
kann der Zusammenhang zwischen dem Wasserverbrauch der Nutzer und dem 
Energieverbrauch der Anlagen transparent gemacht werden. 
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7.2 Sicht des Betreibers (Lippeverband) 

7.2.1 Motivation – aus Erfahrungen lernen 

Immer weitergehende Anforderungen an die Abwasserreinigung und steigende Auf-
wendungen für die Sanierung der Kanäle erfordern eine Auseinandersetzung mit alter-
nativen und dezentralen Entwässerungssystemen. Dabei ist sorgsam zu prüfen, in 
welchem Bereich derartige Systeme Anwendung finden können. Gerade im ländlichen 
Raum ist das Potenzial für dezentrale oder auch semi-dezentrale Abwasserentsor-
gungskonzepte als Alternative zum konventionellen Misch- oder Trennsystem mit An-
schluss an eine zentrale Kläranlage sehr hoch. Ein bloßes Bewahren und Festhalten 
an alten Systemstrukturen birgt zudem die Gefahr, den Anschluss an die Weiterent-
wicklungen in der Wasserwirtschaft zu verpassen. Stoffstromtrennungen, Kreislauf-
schließung und Wertstoffrückgewinnung sind Kennzeichen nachhaltiger Entwässe-
rungskonzepte. Vor diesem Hintergrund ist es erforderlich, das bisherige Selbstver-
ständnis der Abwasserbeseitiger als Vollstrecker hoheitlicher Aufgaben zu überdenken 
und sich als Abwasserdienstleister neuen Aufgaben zu stellen; vor allem aber gilt es, 
Erfahrungen mit neuen Techniken und Organisationsmodellen zu sammeln. 

Die Teilnahme des Lippeverbands an dem Verbundforschungsprojekt AKWA 2100 
ermöglichte es, diese Gedanken im Detail auszuarbeiten und an praktischen Anwen-
dungsbeispielen weiterzuverfolgen. Der Lippeverband nimmt in seinem über 3.200 km² 
großen und aus überwiegend ländlichen und dezentralen Gebieten bestehenden Ein-
zugsgebiet als öffentlich-rechtliches Unternehmen die Abwasserentsorgung, den 
Hochwasserschutz sowie weitere wasserwirtschaftliche Aufgaben für 1,4 Mio. Men-
schen wahr. Nach derzeitiger Rechtslage liegt die Abwasserentsorgung für kleinere 
dezentrale Gebiete wie dem Dahler Feld nicht im direkten Zuständigkeitsbereich des 
Lippeverbands (vgl. hierzu auch Abschnitt 7.5.2.1). Für das Pilotprojekt AKWA Dahler 
Feld war daher das vorbehaltlose Einvernehmen aller Beteiligten (Anwohner, Stadt, 
Verband, Wasserbehörden) eine wesentliche Voraussetzung. 

Als maßgebender Punkt für die Zustimmung der Bürger zu diesem Projekt kann sicher-
lich die Umsetzung in Form eines Betreibermodells zu einem Preis angesehen werden 
(siehe hierzu auch die Ergebnisse der nach der Umsetzung der Lösung durchgeführten 
Befragung: Kapitel 7.1), der sich in der gleichen Größenordnung bewegte, wie bei ei-
genverantwortlichem Bau und Betrieb einer Kleinkläranlage. Mit diesem Modell wurden 
die Planung, der Bau, die Finanzierung, der Betrieb sowie die Wartung der Kleinkläran-
lagen fachkundig durch den Lippeverband übernommen, wodurch sich für die Hausei-
gentümer eine langfristige Kosten- und Betriebssicherheit bei gleichzeitiger Entlastung 
von den zuvor genannten Aufgaben ergab. 
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Mit jedem Hauseigentümer wurde ein Vertrag über eine Laufzeit von 10 Jahren abge-
schlossen. Dabei wurde ein einheitliches Vertragsmuster verwandt, das im Einzelfall an 
die Besonderheiten des jeweiligen Objekts (Lage des Schachts im Grundstück, Ober-
flächenbeschaffenheit usw.) angepasst wurde. Die Preisgestaltung basierte auf einer 
einheitlichen Kalkulation, die ebenfalls um die Besonderheiten des jeweiligen Objekts 
erweitert worden ist. Da den Bürgern durch die Wahl der Membrantechnik keine Mehr-
kosten entstehen sollten, lag der Kalkulation die Anschaffung einer konventionellen 
SBR-Anlage zugrunde. Die Differenzkosten zwischen einer Kleinkläranlage mit Memb-
rantechnik und einer mit SBR-Technik wurden von der WestLB-Stiftung Zukunft NRW 
getragen, die durch dieses Projekt erstmalig den flächendeckenden Einsatz von 
Membrantechnik in Kleinkläranlagen technisch und wirtschaftlich gefördert hat. 

Nach Abschluss der Planungsphase wurden die Anlagen öffentlich ausgeschrieben. Es 
zeigte sich, dass die getrennte Vergabe der Erdbauarbeiten sowie der Lieferung und 
Inbetriebnahme der Anlagentechnik das wirtschaftlichste Angebot ergab. Insgesamt 
wurden 21 Anlagen eingebaut. Davon sind acht Anlagen mit einem (für 4 EW, 6,2 m² 
Membranfläche, siehe Abbildung 7-3) und 13 Anlagen mit zwei (für 8 EW, 12,4 m² 
Membranfläche) Membranmodulen in Plattenbauweise ausgerüstet. Die Trenngrenze 
der Membranen liegt bei 150 kDalton. Die Belüfterkerzen sind unterhalb der Memb-
ranmodule angeordnet (Cross-Flow-Betriebsweise). Da bei einem Objekt ein vorhan-
dener Schacht nicht ersetzt werden musste und zum Vergleich ein anderes System mit 
einer anderen Membran getestet werden sollte, bot es sich an, diese Anlage zu Ver-
gleichszwecken mit dem System eines zweiten Anbieters auszustatten. 
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Abbildung 7-3: Membranfiltermodul für 4 EW 

 

7.2.2 Betriebsüberwachungskonzept 

Der Betrieb der 21 Kleinkläranlagen des Dahler Felds wird zentral durch den Lippever-
band durchgeführt. Hierzu wurden alle 21 Anlagen organisatorisch in den regional 
strukturierten Geschäftsbereich des Lippeverbands eingegliedert. Innerhalb der Abtei-
lung Westliche Lippe sind sie dem Betriebsschwerpunkt Lüdinghausen zugeordnet. Die 
Betreuung der Anlagen erfolgt überwiegend durch die auf der Kläranlage Selm statio-
nierten Mitarbeiter (s. Abbildung 7-4). 

Abbildung 7-4: Organisatorische Einbindung der Kleinkläranlagen (KKA) in den 
Betrieb des Lippeverbands 
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Um einen sicheren Betrieb der Kleinkläranlagen zu gewährleisten, sind diese herstel-
lerseitig mit einer Datenfernübertragung mittels Mobilfunk ausgerüstet (Abbildung 7-5). 
Störmeldungen werden stromnetzunabhängig per SMS abgesetzt. Über diesen Weg 
besteht auch die Möglichkeit, Betriebsparameter abzufragen. 

Zur Anlagensteuerung besitzt jede Kleinkläranlage einen programmierbaren Logo-
Baustein mit Zeitschaltuhr und digitalem Merker, der aus den drei Eingangssignalen 
(Schwimmerschalter 1 bis 3) und den hinterlegten Betriebs-/Pausenzeiten die Filtrat-
pumpe und/oder die Belüftung schaltet. Ferner werden dort die Betriebsstunden der 
Filtratpumpe und der Gesamtanlage (Netz ein) gespeichert und Störungen (Füllstand 
max., Betriebszeit Filtratpumpe > 22h am Tag, Stromzufuhr Steuereinheit unterbro-
chen, Sicherung der Aggregate gefallen) gemeldet. Die Meldungen werden an einem 
kleinen Display visualisiert und können dort zurückgesetzt werden. Über das eingebau-
te Handy wird jede Störmeldung per SMS auf das Handy des Dienst- bzw. Bereit-
schafthabenden Mitarbeiters weitergeleitet. Dieses von dem Anlagenhersteller vorge-
gebene Datenübertragungskonzept hat sich betrieblich jedoch als nicht zufriedenstel-
lend erwiesen. 

Aus betrieblicher Sicht hatte das System folgende Nachteile: 

• Die Störmeldungen lagen nicht in Klartext vor. 

• Der aktuelle Anlagenzustand konnte nicht erkannt werden und eine einmal gebildete 
Störmeldung konnte nur an der Anlage zurückgesetzt werden (z. B.: Die Stromzu-
fuhr zur Anlage wurde kurzfristig unterbrochen, weil der FI-Schalter des Hausbesit-
zers gefallen ist. Dieses brachte die Störmeldung „E4“, was im Klartext „Stromzufuhr 
Steuereinheit unterbrochen“ bedeutet. Es wurde jedoch nicht erkannt, dass die Si-
cherung sofort wieder eingeschaltet wurde und die Anlage folglich den Betrieb wie-
der einwandfrei aufgenommen hatte). 

• Auslesen der Betriebsstunden musste derzeit noch von Hand erfolgen und in eine 
Excel-Datei übertragen werden. 

Aus diesem Grund wurden die Logo-Bausteine umprogrammiert und ein PC zum Da-
tenempfang auf der Kläranlage Selm eingerichtet. Hiermit ergaben sich folgende Ver-
einfachungen für das Betriebspersonal: 

• Übermittlung von Stör- und Betriebsmeldungen im Klartext auf den PC. 

• Täglicher Abruf und Protokollierung der Betriebsstunden aller Anlagen auf dem PC. 

Somit kann von der Kläranlage Selm aus auf alle Betriebsdaten und Störmeldungen 
der Kleinkläranlagen zugegriffen werden. 

Bauartbedingt sind die Kleinkläranlagen in der Lage, Störungen bis zu 24 Stunden zu 
puffern, so dass keine ständige Rufbereitschaft zur Störungsbeseitigung an den Klein-
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kläranlagen erforderlich ist. Um jedoch auch am Wochenende diesen Zeitraum nicht zu 
überschreiten, wurden die Kleinkläranlagen in den Wochenenddienst integriert. Auf 
jedem Betriebsschwerpunkt des Lippeverbands ist sowohl am Wochenende als auch 
an Feiertagen ein Mitarbeiter vier Stunden im Einsatz. Dabei wird von der Kläranlage 
Selm der Betrieb aller zugehörigen Anlagen überprüft und ggf. anfallende Arbeiten 
werden vor Ort erledigt. Zusätzlich sind Tag und Nacht zwei Mitarbeiter eines Schwer-
punkts ständig in Rufbereitschaft. 

Durch die Fernübertragung und die damit verbundene Dokumentation der Betriebsda-
ten seitens des Lippeverbands wird die Führung des Betriebstagebuchs für den nach 
wie vor abwasserbeseitigungspflichtigen Grundstückseigentümer vereinfacht. Auch 
brauchen vor Ort an den Kleinkläranlagen keine Störungen z. B. durch Warnlichter, 
Hupen etc. angezeigt werden, was die Bewohner beunruhigen würde. Gerade dieser 
Punkt, dass nämlich mit dem Betriebs- und Betreiberkonzept des Lippeverbands ein 
umfassendes Dienstleistungsangebot vorliegt („Rundum-Sorglos-Paket“), ist bei den 
Befragungen der Nutzer besonders positiv hervorgehoben worden. 

Um den monatlichen Aufwand weiter zu reduzieren, wird derzeit erwogen, auf die in 
der Bauartzulassung vorgegebene monatliche „Inaugenscheinnahme“ der Anlagen zu 
verzichten. Durch die umfangreiche Fernüberwachung der Anlagen erscheint die mo-
natliche Sichtkontrolle nach den bisherigen Erfahrungen überflüssig zu sein. Hierzu 
müssen allerdings noch Gespräche mit den zuständigen Behörden geführt werden (vgl. 
hierzu auch Abschnitt 7.5.2.8). 
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Abbildung 7-5: Schaltschrank Kleinkläranlage mit Mobilfunkanwendung 

 

7.2.3 Bisherige Betriebserfahrungen 

Die Inbetriebnahme der Kleinkläranlagen verlief weitgehend reibungslos. Im Zuge der 
Einfahrphase von ca. sechs Wochen traten nur vereinzelt Probleme mit der neuen An-
lagentechnik auf. Die Bewohner wurden – auch im Rahmen einer Informationsveran-
staltung – mit den Besonderheiten bei der Nutzung der Membrankleinkläranlagen ver-
traut gemacht. Insbesondere wurde darauf hingewiesen, dass scharfkantige Gegen-
stände oder Hygieneartikel nicht mit dem Abwasser entsorgt werden dürfen, da sie die 
Membranflächen verblocken oder beschädigen können. Auch wurde darauf hingewie-
sen, dass – sofern desinfizierende Reinigungsmittel verwendet werden – auf einen 
sparsamen Umgang dieser Mittel geachtet werden sollte, um die Mikroorganismen in 
der Anlage nicht zu hemmen. 

Ein Problempunkt im Dahler Feld sind die intensiven Spülvorgänge der Eigenwasser-
versorgungsanlagen mit sehr hohen Zuflussmengen in die MBR-Anlage. Werden in 
Ausnahmefällen deutlich erhöhte Wassermengen in die Anlage eingeleitet, kann dies 
zu Störmeldungen führen, da die Durchsatzleistung der Membranmodule entsprechend 
der Auslegungsgröße der Anlagen begrenzt ist und damit der Wasserstand in den 
MBR-Anlagen die gesetzte Grenze überschreitet. 
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Weiterhin erscheint es sinnvoll, bei dem vorliegenden Contracting-Konzept die Klein-
kläranlagen getrennt vom häuslichen Stromkreislauf abzusichern. So laufen derzeit 
noch Störmeldungen der Kleinkläranlage infolge hausinterner Kurzschlüsse auf. Ande-
rerseits verursacht eine Störung der Kleinkläranlagen durch das Herausspringen des 
Fehlerstromschalters einen Stromausfall im Haus. Sind die Eigentümer nicht zugegen, 
ergeben sich Probleme für den Inhalt von Kühlschrank oder Kühltruhe, da der Lippe-
verband keinen Zugang zur häuslichen Stromversorgung hat. 

Als eine Quelle für Kurzschlüsse erwiesen sich die ursprünglich installierten Tauch-
pumpen zum Permeatabzug, die korrosionsanfällig waren und infolge eindringender 
Feuchtigkeit Fehlströme verursachten. Hier musste der Hersteller Opferanoden nach-
rüsten. Die Anoden bedeuten aber einen zusätzlichen Wartungsaufwand, da sie re-
gelmäßig überprüft und jährlich ersetzt werden müssen. Als Alternative hierzu werden 
derzeit zwei Pumpen mit Kunststoffgehäuse getestet. 

Die Abbauleistungen der Anlagen erreichten bereits nach einer kurzen Betriebsphase 
bezüglich der Parameter CSB (CCSB,Abl. i.M. ca. 30 mg/l) und NH4-N (CNH4-N,Abl. i.M ca. 
1,0 mg/l) gute Ergebnisse. Die Denitrifikation lief jedoch bei einigen Anlagen aufgrund 
von Unterbelastungen nicht immer zufriedenstellend. Bei einer Anlage ist die Biologie 
infolge Unterbelastung regelrecht „verhungert“, hier musste mehrfach aktiver Belebt-
schlamm aus der kommunalen Kläranlage angeimpft werden. Die Unterauslastung ist 
eine Folge der Bemessung der Kläranlagen an der Wohnfläche und nicht an den zu 
entsorgenden Einwohnergleichwerten (vgl. hierzu auch Abschnitt 7.5.2.5). Zur Optimie-
rung der Denitrifikationsleistung bedurften die aus der Zulassung stammenden Vorein-
stellungen bezüglich der Betriebs-/Pausenzeiten der Belüftung an mehreren Anlagen 
einer Optimierung. 

Da der Energieverbrauch der Anlagen über die Zähler der Hauseigentümer läuft, wird 
dieser zumindest von den Nutzern kritisch beobachtet. Der Energiebedarf einer vier 
EW-Anlage sollte im Mittel bei rund 25 kWh/Monat und der einer acht EW-Anlage bei 
40 kWh/Monat liegen, so dass der Verbrauch der Membrananlagen gegenüber kon-
ventionellen Anlagen nur unwesentlich höher liegen sollte. Hier kam es infolge eines 
Steuerungsdefekts bei einer Anlage zu einer deutlichen Erhöhung des Stromver-
brauchs. Bei dieser Anlage war die Permeatabzugspumpe trocken aufgestellt und die 
verbindenden Schläuche waren mit einer Begleitheizung gegen Frost ausgerüstet. Die 
Regelung der Begleitheizung funktionierte nicht zufriedenstellend und musste nachge-
bessert werden. Dies fiel jedoch erst nach über einem halben Jahr durch den stark 
erhöhten Stromverbrauch auf. 
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Neben den technischen Erfahrungen sind vor allem die Erfahrungen im direkten Um-
gang mit Endkunden für den Lippeverband neu und wertvoll. Das Betriebspersonal, 
das die Wartungsarbeiten an den Kleinkläranlagen durchführt, empfindet diese Tätig-
keit teilweise als einen Eingriff in die Privatsphäre der Bewohner und geht entspre-
chend sensibilisiert auf die Nutzer zu. Ebenso ist zusätzlich Zeit für die Anmeldung, 
Verabschiedung und Beratung der Kunden einzuplanen. 

Organisatorisch ist der Lippeverband aufgrund seiner eigentlichen Aufgabe für den 
Umgang mit Endkunden nicht eingerichtet. Eine Vertriebsstruktur für Privatkunden und 
ein automatisiertes Rechnungs- und Mahnwesen existieren nicht. Die eingehenden 
Rechnungsbeträge müssen mittels Annahmeanordnung freigegeben werden. Sollte 
das Betriebskonzept „Dahler Feld“ zu einem Modell für weitere Anwendungen werden, 
müssten entsprechende Verfahren und Prozesse implementiert werden. 

Bei einer Anlage ist es bezüglich des Stromverbrauchs und zusätzlich infolge eines 
Blitzeinschlags zu Unstimmigkeiten mit dem Grundstückseigentümer gekommen. Sei-
tens des Verbands wurden kundenfreundliche Lösungsvorschläge und Mehr-
kostenübernahmen auf Kulanzbasis angeboten und gewährt.  

Mit der Teilnahme des Lippeverbands an dem Projekt AKWA Dahler Feld konnten so-
wohl die Probleme des betrieblichen Alltags als auch das Potenzial für Betreiber-
modelle in den existierenden Strukturen und Abläufen des Lippeverbands aufgezeigt 
werden. Die aufgetretenen Anlagenmängel wurden im Sinne des Kunden und des 
Umweltschutzes schnell und fachgerecht behoben. Gerade hierin ist ein Vorteil des 
Betreibermodells zu sehen. Der Lippeverband besitzt zum einen gegenüber den Her-
stellern der Kleinkläranlagen eine wesentlich bessere Verhandlungsposition als eine 
Privatperson, zum anderen können Betriebsoptimierungen auf die anderen Anlagen 
übertragen werden und durch Bündelung der Erfahrungen auch zu Konstruktions-
änderungen seitens der Anlagenhersteller führen, so dass insgesamt ein höherer Nut-
zen entsteht. 

7.3 Erfahrungen mit der Technik 

Kleinkläranlagen müssen, bevor sie auf den Markt gebracht und für die Abwasserreini-
gung eingesetzt werden, umfangreiche Prüfungen durchlaufen. Dazu gehört auch die 
Überprüfung der Leistungsfähigkeit entsprechend DIN EN 12566-3 Anhang B 
[DIN EN 12566-3, 2005]. Zu diesem Zweck werden die Kläranlagen auf dem Prüffeld 
eines von der EU anerkannten Prüfinstituts nach einem in der Norm festgelegten Prüf-
programm betrieben. Das diesen Kläranlagen im Rahmen der Prüfung zufließende 
Abwasser weist Konzentrationen an Inhaltsstoffen auf, die in einem bestimmten festge-
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legten Bereich liegen. Bezüglich der hydraulischen Beschickung sollen die Anlagen 
über längere Zeiträume hinweg zu 100 % ausgelastet sein. Darüber hinaus werden 
Überlast- und Unterlastphasen sowie hydraulische Stöße aus Badewannen und Unter-
brechungen des Betriebs durch Stromausfall simuliert. 

Es kann im Allgemeinen davon ausgegangen werden, dass in dem von den Prüfinstitu-
ten verwendeten häuslichen Abwasser keine außergewöhnlich hohen oder niedrigen 
Konzentrationen an Nährstoffen und/oder Schadstoffen enthalten sind, da die Prüfab-
wässer im Allgemeinen aus einer Mischung der Schmutzwässer einer größeren Bevöl-
kerungsgruppe bestehen. In der Praxis können jedoch die Verwendung bestimmter für 
den Abwasserreinigungsprozess schädlicher Chemikalien oder über die Ausscheidun-
gen ins Abwasser gelangende Medikamentenreststoffe zu einer deutlichen Erhöhung 
der Ablaufkonzentrationen führen. Dies ist umso gravierender, je weniger Einwohner 
an die Kleinkläranlage angeschlossen sind. D. h. je kleiner die Hauskläranlage ist, des-
to empfindlicher reagiert sie auf Störungen und ist in ihrem Pufferungsvermögen mit 
einer Großanlage für mehrere hundert oder tausend Einwohner nicht zu vergleichen. 
Trotzdem ist eine große Anzahl der in Deutschland und anderen europäischen Ländern 
installierten und gewarteten technischen Kleinkläranlagen in der Lage, Schmutzwässer 
so zu reinigen, dass ihre Ablaufwerte denen der Kläranlagen für mehr als 100.000 E 
entsprechen. In der Vergangenheit verschiedentlich aufgetretene Belastungen der 
Umwelt beim Betrieb von Mehrkammergruben und Untergrundverrieselungen sind da-
her inzwischen deutlich zurückgegangen. 

Nach Durchlaufen der oben beschriebenen sowie weiterer Prüfungen erhalten Klein-
kläranlagen eine CE-Kennzeichnung und für die Anwendung in Deutschland eine all-
gemeine bauaufsichtliche Zulassung des Deutschen Instituts für Bautechnik (DIBt, Ber-
lin). Diese Zulassungen werden für unterschiedliche Reinigungsleistungen oder Ab-
laufklassen erteilt. Zum Vergleich der möglichen wasserrechtlichen Anforderungen sind 
die Ablaufkonzentrationen der Ablaufklassen in den bauaufsichtlichen Zulassungen 
von Kleinkläranlagen in Tabelle 7-1 gegenübergestellt. 
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Tabelle 7-1: Vergleich der Mindestanforderungen an Kleinkläranlagen für das Ein-
leiten von gereinigtem Abwasser in ein Gewässer in Abhängigkeit ihrer 
Leistungsfähigkeit (Stichproben) 

Ablaufklasse CSB 

[mg/l] 

BSB5 

[mg/l] 

NH4-N 

[mg/l] 

Nanorg 

[mg/l] 

Pges 

[mg/l] 

faecalcolif.  

Keime 

[n/100 ml] 

Abf. Stoffe 

[mg/l] 

C 150 40 - - - - 75 

N 90 20 10 - - - 50 

D 90 20 10 25 - - 50 

+P     2   

+H      100  

C    = Anlage mit Kohlenstoffelimination 

N    = Anlage mit Nitrifikation 

D    = Anlage mit Stickstoff-Elimination 

+P  = Anlage mit zusätzlicher Phosphor-Elimination (i. A. Fällung) 

+ H = Anlage mit zusätzlicher Hygienisierung des Ablaufs 

Die Abwasserverordnung sieht für den Einsatz von Kleinkläranlagen nur Anlagen mit 
einer Kohlenstoff-Elimination vor, doch können die Anforderungen an die Ablaufqualität 
in Abhängigkeit vom Einsatzgebiet der Anlagen oder dem Zustand des Vorfluters durch 
die Wasserbehörden deutlich erhöht werden. 

Ähnlich wie bei zentralen Abwasserreinigungsverfahren ist auch bei Kleinkläranlagen 
eine Fülle von Verfahrenstechniken verbreitet, die die Entwicklungen im zentralen Be-
reich widerspiegeln. Wurden vor wenigen Jahren noch Tropfköper als die besten ver-
fügbaren Abwasserreinigungsanlagen im dezentralen Bereich angesehen, so wurden 
sie in der Folge von getauchten Festbetten, Aufstaubelebungsanlagen (SBR-Anlagen) 
und modernen Membranbelebungsanlagen abgelöst. Heute sind von 100 verkauften 
technischen Neuanlagen und aufgerüsteten Altanlagen mehr als 80 % SBR-
Kleinkläranlagen. 

Membranbelebungsanlagen, die im Bereich der dezentralen Abwasserreinigung einge-
setzt werden, arbeiten meist mit ins Belebungsbecken getauchten Membranmodulen. 
Auf diese Weise wird man dem besonderen Anspruch der Membrantechnologie - 
Raum zu sparen für eine Nachklärung - am besten gerecht. Der besondere Vorteil ei-
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ner Membranbelebungsanlage liegt im feststofffreien Ablauf aus diesen Anlagen, der 
es bei zusätzlicher guter Reinigungsleistung hinsichtlich aller Nährstoffe auch gestattet, 
das Wasser in gewissem Maße wieder zu verwenden. 

7.3.1 Ablaufanforderungen an die Kleinkläranlagen im Dahler 
Feld 

Nach Auffassung der Wasserbehörde bestand für die Kleinkläranlagen im Dahler Feld 
keine Notwendigkeit erhöhter Ablaufanforderungen, weil die Anlagen überwiegend in 
Straßenseitengräben im Bereich von landwirtschaftlich genutzten Flächen im Einzugs-
gebiet der Lippe entwässern. Die Einleitungsbescheide setzten demnach 150 mg 
CSB/l fest und die Installation von Membrankleinkläranlagen, mit welchen deutlich 
niedrigere Ablaufkonzentrationen erzielt werden können, wäre nicht notwendig gewe-
sen. Allerdings verfügen alle Kleinkläranlagennutzer, die im Rahmen des Projekts eine 
neue Kleinkläranlage bekommen haben, über eine eigene Trinkwasserversorgung 
durch Brunnen. Es bestand ein berechtigtes Interesse der Bürger, die gute Qualität 
ihres Trinkwassers aufrecht zu halten. Daher ist der Einsatz von Membranbelebungs-
anlagen im Projektgebiet als sinnvoll einzustufen. 

7.3.2 Ergebnisse der Probennahmen im Dahler Feld 

Nach dem Einbau der Kleinkläranlagen im Dahler Feld wurden vom ISA der RWTH 
Aachen an allen 21 Anlagen je 5 Probennahmen durchgeführt sowie an den beiden mit 
einer Phosphor-Fällungsanlage ausgestatteten Kleinkläranlagen drei zusätzliche Pro-
bennahmen. Bei allen Proben handelte es sich um Stichproben, die durch Initialisie-
rung der Membranpumpe direkt am Ende des Ablaufschlauchs genommen werden 
konnten.  

Die zusammenfassenden Ergebnisse der Probennahmen sind in Abbildung 7-6 und 
Abbildung 7-7 dargestellt. 
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Abbildung 7-6: CSB-Konzentrationen im Ablauf aller Anlagen bei den durchgeführ-
ten Probennahmen 

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21
Anlagen

C
SB

 [m
g/

l]

2006-08-22 2007-02-15 2007-04-25 2007-08-21 2007-11-13

Mindestanforderung: 90 mg/l

 

Abbildung 7-7: NH4-N-Konzentrationen im Ablauf aller Anlagen bei den durchge-
führten Probennahmen 
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In allen Anlagen wurde der in der bauaufsichtlichen Zulassung dieser Membran-
kleinkläranlagen festgelegte CSB-Wert von 90 mg/l eingehalten (Abbildung 7-6). Ledig-
lich in den Anlagen 2 und 21 traten in den Einfahrphasen Schwierigkeiten auf. Für alle 
Anlagen ergab sich ein CSB-Mittelwert von 32 mg/l. 

Bei der Einhaltung des Ammonium-Grenzwertes von 10 mg NH4-N/l für Anlagen mit 
Nitrifikation und Denitrifikation zeigte sich ein anderes Bild. Ließen sich die Überschrei-
tungen des Grenzwertes für den CSB noch deutlich der Einfahrphase zuordnen, so war 
diese Aussage bei der Ammonium-Konzentration im Ablauf der Anlagen nicht immer 
zutreffend (Abbildung 7-7). Überschreitungen nur in der Anlaufphase traten bei den 
Anlagen 2 und 9 auf. In den Kleinkläranlagen 11, 12, 15, 16, 17 und 19 musste der 
Abwasserreinigungsprozess in den Anlagen differenzierter betrachtet werden, um Ur-
sachen für die Überschreitungen feststellen zu können. 

In Abbildung 7-8 sind die Größen der installierten Anlagen im Vergleich zur tatsächli-
chen Belastung dargestellt. Die einwohnerbezogenen Größen wurden dafür aus dem 
über Filtrationszeiten und Filtrationsmengen der Anlagen ermittelten Wasserverbrauch 
errechnet. Diese ungewöhnliche Art der Bestimmung der Wassermengen war notwen-
dig, weil, bedingt durch die Eigenversorgung mit Trinkwasser, in keinem der Häuser 
eine Wasseruhr existierte, die ein Ablesen des Wasserverbrauchs ermöglicht hätte. Bei 
der Auswertung wurde ein mittlerer Wasserverbrauch von 127 l/(E*d) zugrunde gelegt 
und dieser ins Verhältnis zur bekannten Einwohnerzahl der Anlage gesetzt. 



7 Ergebnisse und Erfahrungen mit der umgesetzten Lösung 53 

Abbildung 7-8: Vergleich des Auslastungsgrads der Kleinkläranlagen anhand des 
aus den Filtrationszeiten und Filtratmengen ermittelten Wasserver-
brauchs 
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Es zeigte sich, dass nur in Anlage 13 ein der Anlagengröße angepasster Wasserver-
brauch und damit Anlagenzulauf zu verzeichnen war. Auch in der für acht Einwohner 
ausgelegten Anlage 2 war ein mittlerer Einwohnerwert von 6,7 E über den Versuchs-
zeitraum zu verzeichnen. Die dritte Anlage, deren Auslastungsgrad über 80 % lag, ist 
die Anlage 7. In Tabelle 7-2 sind die hydraulischen Auslastungsgrade der einzelnen 
beprobten Kleinkläranlagen den aus den Untersuchungsergebnissen abzulesenden 
Beurteilungen bezüglich der Kohlenstoffelimination, der Nitrifikation und der Denitrifika-
tion gegenübergestellt. 

Tabelle 7-2: Vergleich der Reinigungsleistungen der beprobten Kläranlagen in Ab-
hängigkeit vom hydraulischen Auslastungsgrad 

 Anlagen  
gesamt 

 

[n] 

Anlagen mit 
C-Elimination

 

[n] 

Anlagen mit 
Nitrifikation 

 

[n] 

Anlagen mit 
Denitrifi-

kation 

[n] 

Anlagen mit 
Teil-

Denitrifi-
kation 

[n] 
Auslastung 
≥ 80 % 

3 3 3 2 1 

Auslastung 
≥ 50 % 

4 4 2 0 3 

Auslastung 
< 50 % 

14 14 12 0 6 

Summe 21 21 17 2 10 
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Alle 21 Kleinkläranlagen sind in der Lage Kohlenstoff zu eliminieren und die vorge-
schriebenen Werte der Einleitungserlaubnis von 150 mg CSB/l einzuhalten. Der Aus-
lastungsgrad der Anlagen ist sehr unterschiedlich. Aus Tabelle 7-2 sowie den Untersu-
chungsergebnissen ist ein direkter Zusammenhang zwischen dem Auslastungsgrad, 
der Nitrifikation und der Stickstoff-Elimination abzulesen. Es zeigt sich sehr deutlich, 
dass bei den 14 nur sehr niedrig ausgelasteten Anlagen eine Nitrifikation nur in 12 An-
lagen erreicht werden kann, sowie in nur sechs dieser Anlagen eine teilweise Stick-
stoff-Elimination. Für die fehlende bis unzureichende Stickstoff-Elimination ist in fast 
allen Anlagen die unzureichende Auslastung verantwortlich zu machen. In Anlagen mit 
intermittierender Denitrifikation muss für die Reduktion des in der Nitrifikations-Phase 
gebildeten Nitrats eine ausreichende Menge an organischen Kohlenstoffverbindungen 
vorhanden sein und gleichzeitig der Sauerstoffgehalt unter 0,1 mg/l sinken. Nur so wird 
der Sauerstoff des Nitrats von den im Belebtschlamm vorhandenen denitrifizierenden 
Mikroorganismen zur Oxidation von Kohlenstoffverbindungen eingesetzt. Die langen 
Belüftungszeiten in den Anlagen zusammen mit den z. T. extrem niedrigen Belas-
tungsgraden der Anlagen sind für den Umstand der nur unzureichenden Stickstoff-
Elimination verantwortlich zu machen. 

Bei allen Untersuchungsergebnissen fällt insbesondere die Anlage 12 auf, die im Mittel 
aller Untersuchungsergebnisse im Ablauf die höchsten Konzentrationen bei den Nähr-
stoffparametern Stickstoff und Phosphor aufweist. 

In Tabelle 7-3 sind die Untersuchungsergebnisse dieser Anlage exemplarisch zusam-
mengestellt. 

Tabelle 7-3: Mittlere Konzentrationen im Zu- und Ablauf der Anlage 12 

Datum Zulauf Ablauf 
 CSB 

[mg/l] 

NH4-N 

[mg/l] 

Pges 

[mg/l] 

CSB 

[mg/l] 

NH4-N 

[mg/l] 

NO3-N 

[mg/l] 

Pges 

[mg/l] 

22.08.06 762 182 21,2 35 30 0,24 11,0 

15.02.07 558 202 18,8 31 49 111 7,24 

25.04.07    46 19 119 19,2 

21.08.07 146 188 20,7 38 32 132 20,5 

13.11.07 635 208 26,1 46 5,7 110 21,3 

Mittelwerte  
Anlage 12 

525 195 21,7 39,2 26,6 94,4 15,8 

Mittelwerte  
Anlagen 1-21 

450 89,8 12,0 36 5,5 37,9 6,8 
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Die Anlage 12 weist einen hydraulischen Auslastungsgrad von 60,4 % auf. Der Gehalt 
des Zulaufs an Ammonium-Stickstoff und Phosphor ist deutlich höher als in allen ande-
ren untersuchten Anlagen. Dies wirkt sich eindeutig in der Reinigungsleistung der An-
lage aus. Auch wenn die CSB-Konzentrationen den Grenzwert der Mindestanforderung 
unterschreiten, so ist die Anlage nicht in der Lage, die Grenzwerte der bauaufsichtli-
chen Zulassung für die Stickstoff-Elimination einzuhalten. Die Ursache für die hohen 
Stickstoffkonzentrationen im Zulauf konnte nicht ermittelt werden. 

Aus dem Wasserverbrauch, der Anzahl der angeschlossenen Einwohner und den mitt-
leren Konzentrationen im Zulauf aller Anlagen lassen sich die in Tabelle 7-4 zusam-
mengestellten einwohnerspezifischen Frachten errechnen. 

Tabelle 7-4: Mittlere Zulauffrachten aller Anlagen im Projektgebiet Dahler Feld im 
Vergleich zu mittleren Zulauffrachten. 

Einwohnerspezifische Frachten 
 
  

BSB5 
[g/(E*d)] 

CSB 
[g/(E*d)] 

NH4-N 
[g/(E*d)] 

Pges 
[g/(E*d)] 

A 122 (ATV-DWA, 1991) # 40 80 7 1,6 
Versuchsanlagen 27,9 61,9 11,4 1,9 
#: Frachten nach einer Vorklärung mit langer Aufenthaltszeit 

Es zeigte sich deutlich, dass die aus jeweils fast 100 Einzelergebnissen der untersuch-
ten Anlagen gewonnenen mittleren Frachten, nicht mit den Angaben der Literatur 
übereinstimmen. Insbesondere die Stickstofffrachten lagen im Verhältnis zur BSB5-
Fracht deutlich höher, so dass sich eine Verschiebung des BSB/N-Quotienten von 5,7 
nach 2,4 ergab. Auch bei optimalen technischen Voraussetzungen war eine weitge-
hende Stickstoff-Elimination bei derartig ungünstigem BSB/N-Verhältnis nur sehr 
schwierig zu erreichen. Wo die Ursachen für die im Mittel stark erhöhten  
N-Frachten liegen, konnte im Rahmen des AKWA-Projekts nicht ermittelt werden. 

7.3.3 Untersuchung der Phosphor eliminierenden Anlagen 

Für die weitergehenden Untersuchungen zur Phosphorelimination wurden zwei Anla-
gen mit einer zusätzlichen Fälleinheit ausgestattet. Es handelte sich dabei um die acht 
E-Anlagen 10 und 13. 

Wesentliches Unterscheidungsmerkmal dieser Anlagen ist, dass Anlage 10 einen hyd-
raulischen Auslastungsgrad von nur 3,6 E und Anlage 13 von 7,9 E während des 
Untersuchungszeitraums aufwies. 

In Abbildung 7-9 bis Abbildung 7-14 sind zur Demonstration der Leistungsfähigkeit der 
Anlagen die ermittelten Untersuchungsergebnisse dargestellt. 
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Abbildung 7-9: CSB-Konzentrationen 
im Zu- und Ablauf der 
Anlage 10 

Anlage 10

23 17 23 71 80
19 12 50

0

200

400

600

800

1000

1200

1400

1600

1800

1 2 3 4 5 6 7 8
Probennahme

[m
gl

/]

CSBhom Zu [mg/l] CSBhom Ab [mg/l]

Mittelwert des Zulaufs: 708 mg/l

Mittelwert des Ablaufs: 37 mg/L

Abbildung 7-10: CSB-Konzentrationen 
im Zu- und Ablauf der 
Anlage 13 
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Anlage 10 
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Anlage 13 
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Beide Anlagen wiesen eine Kohlenstoff-Elimination von > 90 % CSB auf. Der Stick-
stoff-Eliminationsgrad in Anlage 10 betrug 75,9 % und 66,9 % in Anlage 13. 

Zur Phosphor-Elimination wurde als Vorratsflasche für das Fällmittel nur eine 2 l-
Kunststoffflasche in die für die Steuerung und Belüftung vorgesehene Wetterbox der 
Anlage eingesetzt, weil die Installation einer kompletten Fälleinheit, wie sie vom Her-
steller vorgesehen ist, die zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel überschritten 
hätte. Da die Anlagen häufiger als im Allgemeinen üblich vom Betriebspersonal der 
Kläranlage Selm-Bork angefahren wurden, konnte so verfahren werden. Die Dosierung 
des Fällmittels erfolgte abflussproportional über eine an die Membranpumpe gekoppel-
te Schlauchpumpe. Beim Abpumpen von Abwasser aus der Membrananlage wurde 
folglich gleichzeitig Eisenchloridsulfat als Fällmittel zudosiert. Aus Abbildung 7-13 und 
Abbildung 7-14 ist klar ersichtlich, dass die Dosierung von Fällmittel zu einer Phosphor-
Elimination führte. Auch bei relativ hohen Phosphorkonzentrationen im Zulauf der An-
lage lassen sich niedrige Phosphat-Grenzwerte im Ablauf der Kläranlage einhalten, 
wenn die Menge des vorgelegten Fällmittels ausreichend ist und eine an den mittleren 
Phosphatgehalt des Zulaufs jeder einzelnen Kleinkläranlage adaptierte Einstellung der 
Fällmitteldosierpumpe erfolgt. Für einen dauerhaften Betrieb ist ein größerer Vorrats-
behälter unbedingt notwendig. 

7.3.4 Fazit der durchgeführten Versuche 

Durch die Installation von 21 Kleinkläranlagen im Ortsteil Dahler Feld der Gemeinde 
Selm wird die Umwelt im Einzugsbereich dieses Ortsteils stark entlastet. Ausgehend 
von der Tatsache, dass vor der Installation der Kleinkläranlagen nur mechanisch gerei-
nigtes Abwasser direkt in den Untergrund versickert wurde und keine Veränderung der 
Bevölkerungszahl eingetreten ist, wurde aus dem ermittelten Wasserverbrauch und der 
gemessenen mittleren CSB-Konzentration im Zulauf der biologischen Stufe der Memb-
rankleinkläranlagen eine Menge von 1.514 kg CSB errechnet, die von 68 Einwohnern 
pro Jahr emittiert wurde. Nach der Installation errechnet sich aus den ermittelten Ab-
flusskonzentrationen der Membranbelebungsanlagen und dem Wasserverbrauch der 
68 Einwohner eine CSB Fracht von 109 kg/a. Das entspricht 7,2 % der CSB-Fracht der 
vorhergehenden Jahre. Die Entlastung der Umwelt ist auch bei den Nährstoffen Stick-
stoff und Phosphor beachtlich, wie in der Tabelle 7-5 abzulesen ist. 
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Tabelle 7-5: Entlastung der Umwelt durch die Installation aller Membrananlagen im 
Dahler Feld 

 Wasserverbrauch 
m3/d 

FrachtZu 
[kg/a] 

FrachtAb
[kg/a] 

Eliminationsleistung
[%] 

tägl. Wassermenge 8,2806 - - - 
CSB - 1514 109 92,8 
Stickstoff - 445 131 70,5 
Phosphor - 35 21 41,1 

Die Ergebnisse zeigen, dass die installierten Kleinkläranlagen insgesamt einen deutli-
chen Beitrag zum Umweltschutz leisten. Die mit 41,1 % nur niedrige Phosphor-
Elimination lässt sich durch die Installation von Fällungseinrichtungen mit größeren 
Fällmittelbehältern wirkungsvoll verbessern, so dass dann auch P-Konzentrationen von 
2 mg/l im Ablauf der Kleinkläranlagen sicher eingehalten werden könnten. 

Dennoch stellen Kleinkläranlagen empfindlichere Systeme dar als Großkläranlagen. In 
Anlagen, die das Abwasser von nur zwei bis acht Einwohnern behandeln, wirkt sich 
jede Beeinträchtigung der Zulaufqualität durch Medikamente, Desinfektionsmittel, hoch 
dosierte Badezusätze oder die Einleitung von Abläufen aus Ställen direkt auf die Ab-
laufkonzentrationen aus und bewirkt massive Verschlechterungen der Eliminationsleis-
tung. 

Ein weiteres Augenmerk gilt bei kleinen Anlagen der starken Unterbelastung, die sich 
nicht bei der Kohlenstoffelimination, wohl aber bei der Stickstoff-Elimination auswirkt. 
Jede im Bereich der Abwasserreinigung mit Kleinkläranlagen angewandte Technologie 
erfordert eine andere Vorgehensweise. Eine Denitrifikation kann nur dann eintreten, 
wenn genügend organische Kohlenstoffverbindungen zur Verfügung stehen und 
gleichzeitig der Sauerstoffgehalt in den Belebungsbecken unter 0,1 mg/l sinkt. In 
schlecht ausgelasteten Anlagen ist ein solcher Betriebszustand nur schwer zu errei-
chen, da die Menge an organischen Kohlenstoffverbindungen im Verhältnis zur Größe 
des Reaktors fast immer zu gering sein wird, um eine gute Denitrifikation zu erreichen. 
Andererseits benötigen die im Belebungsbecken getauchten Membranen eine ständige 
Überströmung mit Luft, um ein Fouling auf der Membranoberfläche zu verhindern. 
Auch wenn in der Mehrzahl der Anlagen im Dahler Feld keine Denitrifikation eingetre-
ten ist, so wird doch die Menge an Ammonium-Stickstoff um mehr als 95 % reduziert 
und Stickstoff in Form von Nitrat in die Umwelt emittiert. Dass bei den im Dahler Feld 
eingesetzten Membrankleinkläranlagen während der praktischen Prüfung nach 
DIN EN 12566 Teil 3 auf einem Prüffeld sicher eine Denitrifikation eingetreten ist, war 
der immer vorliegenden 100 %igen Auslastung über den gesamten Prüfzeitraum zuzu-
schreiben. 
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7.4 Wirtschaftlichkeit der umgesetzten Lösung 

7.4.1 Investitionskosten 

Nach Durchführung der Bauarbeiten können die kalkulierten den tatsächlichen Baukos-
ten gegenübergestellt werden. Die entsprechenden Investitionskosten sind in der Ta-
belle 7-6 in den ersten drei Spalten dargestellt (Kalkulation mit MwSt, ohne MwSt und 
die tatsächlichen Nettoausgaben). Zusätzlich wird eine Simulationsrechnung angege-
ben. Hierin wird unterstellt, dass ein vergleichbares Investitionsvorhaben unter gewinn-
orientierten Prämissen (also ohne Zusatzleistungen, Entwicklungen etc. der Pilotstudie) 
in einem Neubaugebiet durchgeführt wird. 

Tabelle 7-6: Investitionskosten Dahler Feld 

Gegenstand kalkuliert 
(brutto) *

kalkuliert (net-
to)

tatsächlich 
(netto) 

Simulation 
(netto)

Anlagenkosten 122.867,93 106.210,28 124.447,67 124.447,67
Erdarbeiten zur Anlage 47.755,33 41.168,39 46.764,00 26.408,87
Rohrleitungskosten 2.832,50 2.832,50 21.320,61 16.812,44
Summe 173.455,76 150.211,17 192.532,28 167.668,98

* Die Angaben entsprechen den kalkulierten Investitionskosten der Variante „AKWA-B“ in der Tabelle 5-1. 

In der Ursprungskalkulation wurden die drei genannten Bereiche „Anlagenkosten“, 
„Erdarbeiten zur Anlage“ und „Rohrleitungskosten“ auf Basis der im Forschungsprojekt 
beteiligten Disziplinen unterschieden. In der tatsächlichen Bauausführung wurden die 
„Erdarbeiten zur Anlage“ und die „Rohrleitungskosten“ durch eine Firma vorgenom-
men. Hierbei wurden aus der Einzelabrechnung der Baufirma die Positionen, die ein-
deutig einem der beiden Bereiche zuzuordnen waren, verbucht. Nicht zuordenbare 
Posten wurden als Gemeinkosten der baulichen Umsetzung auf die beiden Bereiche 
nach einer Einzelkostengewichtung aufgeteilt. Die z. T. deutliche Abweichung dieser 
beiden Positionen von den kalkulierten Werten ist wie folgt zu begründen: 

• Bei der Kalkulation wurden Standardansätze der Bauausführung für neu zu er-
schließende Grundstücke angesetzt. Im Dahler Feld ergaben sich jedoch aufgrund 
der bereits vorhandenen Bebauung deutlich höhere Bauausführungskosten. 

• In dem gegebenen Areal wurden zur Errichtung der innovativen Anlagen umfangrei-
che Instandsetzungsmaßnahmen durchgeführt, die vorab nicht eingeplant werden 
konnten. Dies sind Kosten der Markteinführung, die im regulären Marktprozess 
(standardmäßige Errichtung gängiger Anlagen) nicht durch den Investor übernom-
men werden. 

• Bei dem Anschluss der neu zu verlegenden Rohrleitungen wurde in der Ursprungs-
kalkulation davon ausgegangen, dass die vorhandenen Hausanschlüsse weitestge-
hend verwendet werden können. Nach dem tatsächlichen Stand der vorhandenen 
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Hausanschlüsse wurde eine komplette Neuerrichtung auch der Hausanschlüsse 
durchgeführt, da der Lippeverband als Träger der Maßnahme die Gewährleistung zu 
tragen hat. Sowohl das Entstehen als auch die Höhe dieser Kosten waren vorab 
nicht kalkulierbar. Eine Neuerrichtung der Anlagen würde entsprechend einen Neu-
anschluss des Hauses an die Kleinkläranlage als Kostenbestandteil von vornherein 
berücksichtigen, stellt also in Zukunft kein Problem dar. 

Die Unterschiede in den Investitionskosten bei Berücksichtigung bzw. Nicht-
Berücksichtigung dieser Punkte lassen sich aus dem Vergleich der Spalten „Investition 
tatsächlich“ und „Investition simuliert“ der obigen Tabelle entnehmen. In der Simulation 
wird davon ausgegangen, dass ein privater Dritter gewerbsmäßig die Kleinkläranlagen 
errichtet, betreibt und sie den Eigentümern der Grundstücke gegen marktgängige Ent-
gelte zur Nutzung überlässt. Weiterhin wurde unterstellt, dass eine solche Errichtung in 
einem Neubaugebiet durchgeführt wird und die standardmäßige Ausrüstung der Sys-
temlieferanten beibehalten wird. In diesem Fall ist bei den Erdarbeiten eine Reihe von 
Kostenpositionen, wie der Abtrag und die Neuaufbringung von Rasen, der Schutz von 
Bäumen sowie die Wiederherstellung der vorher vorhandenen Bauten und Gärten ent-
fallen. In der Tabelle 7-6 sind die dann anfallenden Nettokosten in der letzten Spalte 
enthalten; sie unterscheiden sich nur unwesentlich von der ursprünglichen Kalkulation. 

In Ergänzung zu einer reinen Kostenkalkulation, bei der Nettoinvestitions- und –be-
triebskosten sowie Nettoerlöse gegenübergestellt werden, muss eine Finanzierungs-
berechnung zusätzlich die unternehmensspezifischen Besonderheiten der externen 
Rechnungslegung beachten. Hierzu zählen finanztechnische und steuerlich akzeptierte 
Abschreibungszeiträume, Verlustvortragsmöglichkeiten sowie ein evtl. möglicher Ab-
zug der Vorsteuern. Insbesondere der letzte Punkt ist beim Betreiber Lippeverband 
nicht möglich. Er erbringt umsatzsteuerfreie Leistungen und kann die in den extern 
bezogenen Gütern und Dienstleistungen enthaltene Umsatzsteuer nicht als Vorsteuer 
absetzen. Diese schlägt sich auch in der internen Kostenkalkulation nieder. Die ent-
sprechenden Investitionssummen der Tabelle 7-6 sind daher zusätzlich um die enthal-
tene Umsatzsteuer zu erhöhen. 

7.4.2 Betriebskosten 

Bei neuartigen Produkten oder Dienstleistungen treten im Zeitablauf mehr oder minder 
große Lerneffekte auf, was darauf zurückzuführen ist, dass ein Anbieter zunächst ein 
hypothetisch konstruiertes Vorgehen praktiziert, das im Zeitablauf durch die dann ge-
sammelten Erfahrungen mit der Herstellung und dem Vertrieb des Gutes angepasst 
und verbessert wird. Dies geschieht mit dem Ziel, die für eine bestimmte Menge des 
Gutes aufzubringenden Kosten zu minimieren oder mit einem gegebenen Budget den 
Output zu maximieren. 
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Die Lerneffekte treten bei wiederkehrenden Aktivitäten auf, sind somit im vorliegenden 
Projekt auch bei der Investition wahrscheinlich. Solche Lerneffekte können sowohl die 
Investitionsphase als auch die Betriebsphase betreffen. Wenn sich ein Betreiber bei-
spielsweise das Marktsegment Errichtung und den Betrieb von Kleinkläranlagen neu 
erschließt, werden sich bei wiederkehrenden Investitionen in anderen Gebieten die 
Investitionsabläufe, die Errichtung und die Inbetriebnahme effizienter gestalten lassen. 
Da der Investitionszyklus im Dahler Feld entsprechend der technisch zu erwartenden 
Nutzungsdauer der Kleinkläranlagen ca. 10 Jahre beträgt und andere Anwendungsge-
biete noch nicht erschlossen wurden, liegen für den Lippeverband noch keine messba-
ren Lerneffekte bei der Investition vor. Daher müssen die Investitionskosten des Pilot-
projekts als gegeben angenommen werden. In Zukunft werden sie geringer ausfallen, 
wie hoch diese Minderung sein wird, ist gegenwärtig jedoch nicht zu bestimmen. 

Bei den Betriebskosten können dagegen sehr wohl Lerneffekte bestimmt werden, da 
der Lippeverband bisher weder Kleinkläranlagen gebaut noch betrieben hat. Für die 
bisherige Betriebszeit wurden die Arbeitsstunden für Kontroll- und Wartungsarbeiten im 
Dahler Feld monatlich erhoben. Ihr Verlauf wird in Abbildung 7-15 dargestellt. 

Abbildung 7-15: Dahler Feld – Wartungsaufwand 
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Der stark schwankende Verlauf der tatsächlichen Arbeitsstunden pro Monat kann 
durch Glättungen bzw. Trendbestimmungen vereinfacht werden. Ziel dabei ist es, den 
mittleren zukünftigen Verlauf abzuschätzen. Eine erste Nährung stellt die polynomische 
Glättung dar (blau gestrichelte Linie). Sie hat die Besonderheit, dass im letzen Quartal 
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2006 ein Maximum vorliegt und der Wartungsaufwand danach immer stärker abfällt. 
Mit einem solchen Kurvenverlauf können keine plausiblen Schätzungen für die Zukunft 
gewonnen werden, da der Arbeitsaufwand ab Ende 2007 auf Null fällt bzw. negativ 
werden würde. 

Insofern stellt die zweite Glättungsfunktion in der Abbildung 7-15, die exponentielle 
Glättung, eine Verbesserung dar (grün gepunktete Linie). Sie kann definitionsgemäß 
nicht negativ werden. Nach dieser Funktion ist bei neuartigen Anlagen in dem Umfang 
des Dahler Felds mit einem Arbeitsvolumen in Höhe von 27 Stunden pro Monat zu 
rechnen. Dieser Aufwand wird sich innerhalb von zwei Jahren auf 10 Monatsstunden 
verringern, was durch die Lerneffekte zu erklären ist. 

Die Ursache für den untypischen Verlauf der tatsächlich geleisteten Stunden und der 
polynominalen Glättungsfunktion liegt darin, dass nach Errichtung der Kleinkläranlagen 
verstärkt Fehlermeldungen von den Kleinkläranlagen an die Wartungszentrale auf der 
Kläranlage Selm abgegeben wurden. Dies geschah auch bei kurzfristigen Störungen 
(wie kurzzeitigen Stromausfällen), ohne dass nach Ende der Störung eine Meldung 
über deren Wegfall erfolgte. Das Personal des Lippeverbands musste diesen Stö-
rungsmeldungen nachgehen, was zu einer steigenden Wartungsleistung in Stunden 
geführt hat. In der Folge wurde das Störungsmeldungssystem erweitert, so dass die 
Kleinkläranlagen nun ebenfalls eine „Entwarnung“ über das Handynetz abgeben. Hier-
durch werden langfristig nicht erforderliche Anfahrten des Personals des Lippever-
bands vermieden. Für die Implementierung dieser verbesserten Technologie im Jahr 
2006/2007 waren jedoch zusätzliche Arbeitsstunden notwendig. 
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Abbildung 7-16: Dahler Feld – verkürzter Wartungsaufwand 
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Die Abbildung 7-16 zeigt nochmals die geleisteten Arbeitsstunden und die beiden Glät-
tungsfunktionen, jetzt aber beginnend mit dem Monat, in dem das Maximum der Ar-
beitsstunden auftrat (Nov. 2006). Sowohl die polynominale als auch die exponentielle 
Glättung schmiegen sich deutlich stärker an die Kurve der tatsächlichen Stunden an 
und zeigen nun den zu erwartenden Verlauf einer Lerneffektkurve. Die polynominale 
Glättung kommt für das Ende der hier verwendeten Aufzeichnungen auf geschätzte 10 
Monatsstunden, während die exponentielle Funktion auf ca. die Hälfte kommt. Für die 
weitere Kostenschätzung im Regelbetrieb wird (konservativ) ein Wert von durchschnitt-
lich 10 Arbeitsstunden pro Monat unterstellt. Mit diesem Stundensatz wird auch bei 
zukünftigen Investitionen in Kleinkläranlagen zu rechnen sein. Dieser Stundensatz von 
10 Monatsstunden wird dann im Vergleich zum Dahler Feld deutlich eher erreicht wer-
den. 

Die sonstigen Bestandteile der Betriebskosten weisen für den Lippeverband keine 
Lerneffekte auf. Hierbei handelt es sich um den Austausch technischer Teile, die mehr-
jährige Prüfung der Rohrleitungen oder die Probenentnahme und -auswertung. Dies 
sind allesamt Leistungen, die der Lippeverband in seinem sonstigen Regelbetrieb 
durchführt und für die entsprechende Erfahrungen bereits vorliegen. Kostensenkungen 
in diesen Bereichen wären daher nicht durch den Betrieb des Dahler Felds zu begrün-
den. 

In der Tabelle 7-7 sind die kalkulierten und die tatsächlichen Betriebskosten nach den 
bisherigen Erfahrungen unter Berücksichtigung der Lerneffekte für die Wartung der 
Anlage dargestellt. In der Rubrik „Diverses“ sind beispielsweise die zugunsten einzel-
ner Bewohner des Dahler Felds erstatteten Energieaufwendungen enthalten, die z. B. 
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durch Fehlfunktionen einzelner Pumpen oder in einem Fall der Beheizung der Zulei-
tung zur im Schaltschrank angeordneten Pumpe (Uponor Anlage) entstanden sind. 
Zusätzlich ist hier die Klärschlammabfuhr berücksichtigt, die durch den Lippeverband 
bei Bedarf direkt erfolgt. Da diese Leistung zu einer Standardaufgabe des Lippever-
bands gehört, können entsprechende betriebliche Kosten angegeben werden. 

Unter der Position „nachträglicher Invest“ sind die Maßnahmen zur nachrichten-
technischen Nachrüstung der Kleinkläranlagen zusammengefasst, die zu einer Sen-
kung der laufenden Wartungskosten geführt haben (z. B. Vermeidung dauerhafter 
Fehlalarmen durch die Steuerung der Kleinkläranlagen). Durch diese Erfahrungen ist 
zu erwarten, dass die Systemanbieter ihre Anlagentechnik mittelfristig modifizieren und 
zukünftig die entsprechenden Verbesserungen im regulären Kaufpreis enthalten sind 
oder durch ein deutlich geringeres Entgelt bei der Bestellung berücksichtigt werden 
können. Zusätzlich sind hierunter Kosten der Errichtung der Kleinkläranlagen in einem 
gegebenen Bestand berücksichtigt (z. B. einmalige Abfuhr von Klärschlamm aus den 
alten Kleinkläranlagen). 

Der „Wartungsmehraufwand Betriebsbeginn“ schließlich stellt diejenigen Kosten dar, 
die bei der Lernphase zusätzlich angefallen sind. Sie bestehen aus reinen Personal-
kosten. Würde der Lippeverband ein zweites Gebiet mit Kleinkläranlagen betreiben, 
würde dieser Posten ebenfalls entfallen. 

Tabelle 7-7: Betriebskosten Dahler Feld 

Position kalkuliert 
(brutto)* 

kalkuliert 
(netto) 

tatsächlich 
(netto) 

Simulati-
on (netto) 

Wartung Anlage 6.156,99 5.307,75 9.726,74 9.726,74
Proben n.v. n.v. 3.420,60 3.420,60
Diverses 5.276,94 5.276,94 1.580,15 1.580,15
Verschleiß 1.380,40 1.190,00 1.190,00 1.190,00
Rohrleitung - Wartung 367,50 367,50 367,50 367,50
Summe 13.181,83 12.142,19 16.284,99 16.284,99
nachträglicher Invest n.v. n.v. 18.858,01 n.v.
Blitzschaden n.v. n.v. 384,87 n.v.
Wartungsmehraufwand Betriebsbeginn n.v. n.v. 8.766,90 n.v.

* Die Angaben entsprechen den kalkulierten laufenden Kosten der Variante „AKWA-B“ in der Tabelle 5-2. 
Die Kosten zur „Wartung der Anlage“ und „Diverses“ sind dort zu „lfd. Kosten“ zusammengefasst. 

7.4.3 Fazit Wirtschaftlichkeit  

Die Investitions- und Betriebskosten können schließlich in einer gemeinsamen Kosten-
berechnung zusammengefasst werden. Um die Nähe zu einer marktmäßigen Bewer-
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tung zu gewährleisten, sind die einmaligen Kosten zu Betriebsbeginn (nachrichten-
technischer Mehraufwand, Lernkosten) zu vernachlässigen. Diese können am Markt 
dauerhaft nicht erwirtschaftet werden, da ein neues Unternehmen im Wettbewerb mit 
etablierten Anbietern steht, für die diese Kosten nicht mehr anfallen. Sie sind somit als 
Kosten der Geschäftsaufnahme in Form sogenannter „sunk costs“ anzusehen. Darun-
ter sind versunkene Kosten zu verstehen, die für die Ingangsetzung des Betriebs zwin-
gend erforderlich sind, aber im Falle einer späteren Veräußerung nicht zurückgewon-
nen werden können. 

Um die einmaligen Investitionskosten mit den jährlichen Betriebskosten aggregieren zu 
können, werden diese über Annuitäten periodisiert. Hierfür wird der auch beim Lippe-
verband übliche Kalkulationszinssatz in Höhe von 5,5 % p.a. zugrunde gelegt. Durch 
die Annuität sind am Ende der Laufzeit die Finanzierungs- und Investitionskosten ab-
gegolten. 

Während in Tabelle 7-6 die Investitionskosten der Simulation noch recht nahe an den 
kalkulierten Kosten lagen, weichen die Annuitäten in Tabelle 7-8 stärker voneinander 
ab. Dies liegt daran, dass bei der Berechnung der Annuitäten auch der Zeitraum der 
Abschreibung Einfluss nimmt. Ursprünglich wurden für einzelne Bestandteile der Klein-
kläranlagensysteme (wie z. B. die Rohrleitungen) deutlich längere Zeiträume unter-
stellt. In der Umsetzung zeigte es sich als schwierig, nach Ablauf der technisch realisti-
schen Nutzungsdauer der eigentlichen Kleinkläranlagen die noch nutzbaren Bestand-
teile hiervon zu lösen. Insofern wurde ein Eigentumsübergang an allen Anlagenteilen 
nach Ablauf der Vertragsbindung von 10 Jahren berücksichtigt. Um die Ungewissheit 
der Regelungen nach Ablauf der Vertragslaufzeit zu umgehen, wurde einheitlich eine 
Laufzeit und Nutzungsdauer von 10 Jahren unterstellt. Hierdurch steigen die Annuitä-
ten entsprechend an. Abweichungen von der Tabelle 5-3 ergeben sich daneben durch 
den Umstand, dass dort die Zuschüsse des Landes und der WestLB-Stiftung berück-
sichtigt wurden. Hier wird dagegen die Sicht des Investors eingenommen, der keine 
solchen Zuschüsse für sich verbuchen kann. In der Tabelle Tabelle 7-8 werden die 
entsprechenden Angaben aus der Tabelle 5-3 in der ersten Spalte angegeben (kalku-
liert brutto) und der auf ein einzelnes Betriebsjahr umgerechnete Zuschuss der 
WestLB-Stiftung berücksichtigt. In den folgenden Berechnungsspalten wird von einem 
Zuschuss abgesehen und die Nettokosten p.a. berechnet. 

Die Simulation in Tabelle 7-8 ist für unterschiedliche Betreiber durchgeführt worden. 
Die besondere Handhabung der Umsatzsteuer beim Lippeverband wird in der dritten 
Spalte berücksichtigt. Die in den Investitions- und Betriebskosten enthaltenen Umsatz-
steuer-Beträge werden als tatsächliche Kosten fakturiert und in der Gebührenberech-
nung berücksichtigt. Dies hat zur Folge, dass der Lippeverband die so errechneten 



66 7 Ergebnisse und Erfahrungen mit der umgesetzten Lösung 

Kosten zu 100 % von den Endkunden erhalten muss (Zeile: notwendige Einzahlungen 
Endkunden). Ein vorsteuerabzugsberechtigter privater Anbieter (letzte Spalte) könnte 
auf der einen Seite die in seinen Anschaffungen enthaltene Umsatzsteuer als Vor-
steuer berücksichtigen, müsste aber andererseits in seinen Leistungen die gesetzliche 
Umsatzsteuer berücksichtigen. Insofern sind die Umsatzsteuer-Beträge als durchlau-
fende Posten bezeichnet und die notwendigen Einzahlungen um den tatsächlichen 
Umsatzsteuer-Satz erhöht worden. 

In dem vorliegenden Projekt hat der Lippeverband, da es sich um ein Pilotprojekt han-
delt, auf die Anrechnung von Overheadkosten (kalkulierte Verwaltungskosten z. B. für 
Computer, Abrechnungssysteme, Rechnungsstellung) verzichtet. Bei zukünftigen Pro-
jekten dieser Art müssten diese bei der Kostenkalkulation berücksichtig werden. In der 
Simulation wurde daher für den Lippeverband (dritte Spalte) ein Overhead in Höhe von 
15 % der jährlichen Gesamtkosten angesetzt. Ein privater Dritter (letzte Spalte) muss 
ebenfalls die Overheadkosten verdienen, die hier gleichlautend mit 15 % angesetzt 
wurden. Kalkuliert wurden diese jedoch von der Summe der jährlichen Nettokosten, 
wobei die Umsatzsteuer durch den Aufschlag von 19 % bei der Berechnung der von 
den Endkunden zu erbringenden Einzahlungen berücksichtigt wird. 
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Tabelle 7-8: Gesamtkostenübersicht 

Position kalkuliert 
(brutto) *

kalkuliert 
(netto)

tatsäch-
lich
(LV)

Simulation 
(LV) 

Simulation
(Dritter)

Annuität Anlage 16.300,61 14.090,68 16.510,19 16.510,19 16.510,19

+ Annuität Erdarbei-
ten 

6.335,59 5.461,72 6.204,08 3.503,61 3.503,61

+ Annuität  
Rohrleitungen 

162,32 162,32 2.828,56 2.230,47 2.230,47

+ Annuität nachtr.  
Invest 

n.v. n.v. 2.501,85 n.v. n.v.

Summe Annuitäten 22.798,52 19.714,72 28.044,68 22.244,27 22.244,27

+ Betriebskosten p.a. 13.181,83 12.142,19 16.284,99 16.284,99 16.284,99

Summe Kosten p.a. 35.980,36 31.856,91 44.329,67 38.529,26 38.529,26

+ Overheadkosten 
p.a. 

n.v. n.v. 0,00 6.464,74 5.779,39

+ MwSt Invest p.a. n.v. n.v. 4.086,85 3.559,08 durchl.

+ MwSt nachtr. Invest  
 p.a. 

n.v. n.v. 277,11 n.v. n.v.

+ MwSt Betriebskos-
ten p.a. 

n.v. n.v. 1.009,91 1.009,91 durchl.

Gesamtkosten p.a. 35.980,36 31.856,91 49.703,54 49.562,99 44.308,65

zusätzlich beachtet: Minderung 
p.a. durch 
Zuschuss 
WestLB-
Stiftung:

16.925,34

   +19% 
MwSt

notw. Einzahlungen 
Endkunden 

19.055,01 31.856,91 49.703,54 49.562,99 52.727,30

      
Wartungsmehrauf-
wand Betriebsbeginn 

n.v. n.v. 8.766,90 0,00 (8.766,90)

Sonderkosten n.v. n.v. 384,87 0,00 0,00

* Die Angaben entsprechen den Gesamtkosten der Variante „AKWA-B“ in der Tabelle 5-3. Dort wurden die 
Zuschüsse der WestLB-Stiftung vorab als Reduktion der verbleibenden Investitionskosten berücksichtigt, 
während diese hier (der Sicht eines privaten Investors entsprechend) nachträglich als Annuität berechnet 
und abgezogen werden. Das Ergebnis (notw. Einzahlungen Endkunden) stimmt überein. 

Wie aus den Gesamtkosten p.a. der Tabelle zu ersehen ist, heben sich für den Lippe-
verband die Einsparungen im Betrieb und im Invest (ausgedrückt in den Annuitäten) 
mit den dann hinzukommenden Overheadkosten nahezu auf. Ein privater Dritter kann 
dagegen zwar durch die Möglichkeit des Vorsteuerabzugs die internen Kosten senken, 
im Vergleich zum Lippeverband hat er durch die für den Endkunden aufzuschlagende 
MwSt Wettbewerbsnachteile (vgl. „notwendige Einzahlungen Endkunden“). 
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Würde der Lippeverband ein gleichartiges Investitionsvorhaben an anderer Stelle 
nochmals durchführen, würde der Wartungsmehraufwand zu Betriebsbeginn entfallen. 
Hierin spiegeln sich die o. g. Lerneffekte wider. Ein privater Dritter muss diese Kosten 
dann berücksichtigen, wenn er bisher keinerlei Erfahrungen mit dem Betrieb solcher 
dezentraler Anlagen hat. Da dies ex ante nicht zu erkennen ist, wurde in der Tabelle 
7-8 der entsprechende Betrag in Klammern gesetzt. 

Obwohl aus wasserrechtlicher Hinsicht der Einsatz von konventionellen SBR-
Kleinkläranlagen im Dahler Feld ausreichend gewesen wäre sollten im Projekt dezidiert 
modernste MBR-Kleinkläranlagen zur Anwendung kommen, um mit dieser Technologie 
Erfahrungen zu sammeln. Daher können auch die durch die MBR-Anlagen verursach-
ten Mehrkosten nicht auf die Bürger überwälzt werden. Den Bürgern wurde bei der 
Entwicklung des vorliegenden Projekts Kostenparität der MBR-Anlagentechnik zur 
deutlich günstigeren SBR-Technik zugesichert. Die Differenz wurde durch entspre-
chend hohe Zuschüsse seitens der West-LB Stiftung und zum Teil durch die Übernah-
me von Kosten durch den Lippeverband aufgefangen.  

Bei den ursprünglichen Kalkulationen zeigte sich die MBR-Technik in den Investitions-
kosten netto um 24,9 % teurer als die SBR-Technik. Während die Kosten für die Erd-
arbeiten, die Kosten für die Rohrleitungen und die Betriebskosten annähernd gleich 
sind, liegen die spezifischen Kosten für die Anlagentechnik netto um 42,4 % höher. 
Nach Fertigstellung der Kleinkläranlagen im Dahler Feld zeigte sich, dass die Kalkula-
tionen der Nettokosten für die Anlagentechnik inkl. der Grube recht exakt war (Abwei-
chung von +2,4%). Die Rohrleitungen wichen deutlicher nach oben ab, was vorab nicht 
kalkulierbaren Unwägbarkeiten durch die vorhandene Bebauung und der Notwendig-
keit, neue Hausanschlüsse zu erstellen, geschuldet werden muss (Steigerung der Kos-
ten um mehr als das Fünffache von netto 2.832 auf 16.812 Euro). 

Durch die Erfahrungen im Dahler Feld können MBR-Anlagen in Zukunft für den Einsatz 
in dezentral gelegenen Kleinkläranlagen deutlich verbessert und damit kostengünstiger 
werden. Ein gestiegenes Umweltbewusstsein der Nutzer und der Verwaltung kann ei-
nen solchen Wandel beschleunigen, da die deutlich bessere Anlagenleistung bei der 
Reduzierung der Belastung durch Abwässer auch eine entsprechende Zahlungsbereit-
schaft hervorbringen sollte (vgl. Abschnitte 7.1.1 und 7.1.2). Bei einer Verschärfung der 
Grenzwerte für Abwässer kann diese Anlagentechnik auch durch die Vermeidung einer 
zusätzlich durchzuführenden Nachklärung oder höherer Abwassergebühren für SBR-
Anlagen Kostenvorteile zeitigen. 
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7.5 Ausblick und Übertragungsmöglichkeiten 

7.5.1 Marktanalyse 

7.5.1.1 Ausgangssituation 

Der Anschlussgrad der Bevölkerung in NRW an eine öffentliche Abwasserentsorgung 
ist von weniger als 85 % der Bevölkerung im Jahr 1980 auf über 97,2 % im Jahr 2006 
angestiegen. Aufgrund der Siedlungsstruktur und vieler Einzellagen ist ein Anschluss 
der dort lebenden Bevölkerung an die öffentliche Kanalisation nicht mit vertretbarem 
Aufwand möglich. Dies bedeutet, dass derzeit insgesamt ca. 471.000 Einwohner des 
Landes nicht an die öffentliche Kanalisation angeschlossen sind und ihr Abwasser de-
zentral entsorgt werden muss. Wie Abbildung 7-17 zu entnehmen ist, gehört NRW ne-
ben Bayern, Brandenburg, Niedersachsen und Sachsen damit im bundesweiten Ver-
gleich zu den Bundesländern mit einer relativ großen Zahl von Einwohnern, deren Ab-
wasser dezentral entsorgt wird, obwohl in NRW der Anschlussgrad an die öffentliche 
Kanalisation, wie Abbildung 7-18 zeigt, auch im Vergleich zu anderen Bundesländern 
sehr hoch liegt. 

Soweit die Abwasserentsorgung nicht über eine öffentliche Kanalisation und Kläranla-
ge erfolgen kann, muss das Abwasser entweder vor Ort in abflusslosen Gruben ge-
sammelt und in regelmäßigen Abständen per Tankwagen zur Behandlung in eine Klär-
anlage transportiert werden, oder das Abwasser wird in Kleinkläranlagen dezentral 
behandelt und anschließend direkt oder indirekt über einen öffentlichen Kanal in ein 
oberirdisches Gewässer oder ins Grundwasser eingeleitet oder landwirtschaftlich ge-
nutzt. Etwa 45.000 der in NRW nicht an die öffentliche Abwasserentsorgung ange-
schlossenen 471.000 Einwohner sammeln ihr Abwasser in abflusslosen Gruben, ca. 
426.000 Einwohnern sind an Kleinkläranlagen angeschlossen. 
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Abbildung 7-17: Anzahl der nicht an die öffentliche Kanalisation angeschlossenen 
Einwohner nach Bundesländern im Jahr 2004 (basierend auf Statis-
tisches Bundesamt 2006) 

 

Abbildung 7-18: Anschlussgrad an die öffentliche Kanalisation nach Bundesländern 
im Jahr 2004 (basierend auf Statistisches Bundesamt 2006) 
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Wie Tabelle 7-9 zu entnehmen ist, hat die über abflusslose Gruben bzw. Kleinkläranla-
gen entsorgte Bevölkerung in NRW bis zum Jahr 2006 deutlich abgenommen. In 2006 
waren in NRW insgesamt rund 85.000 Kleinkläranlagen und ca. 15.000 abflusslose 
Gruben in Betrieb. Ein Teil der Abnahme der Kleinkläranlagen und abflusslosen Gru-
ben ist durch den Anschluss an die öffentliche Kanalisation erklärbar. Der Rückgang 
bei abflusslosen Gruben ist aber teilweise auch dadurch bedingt, dass diese durch 
Kleinkläranlagen ersetzt wurden. Abbildung 7-19 zeigt die in der Vergangenheit zu ver-
zeichnende Entwicklung des Bevölkerungsanteils in NRW, der nicht an die öffentliche 
Kanalisation angeschlossen ist. 

Tabelle 7-9: Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben in NRW in den Jahren 2000, 
2002 und 2006 (basierend auf MUNLV NRW, 2000; MUNLV NRW, 
2003 und MUNLV NRW, 2007) 

 2000 2002 2006 

 Anzahl EW/Anlag
e 

Anzahl EW/Anlag
e 

Anzahl EW/Anlag
e 

Kleinkläranla-
gen 

115.794 4,3 104.829 4,5 85.520 5,0 

abflusslose 
Gruben 

29.130 3,4 25.601 3,3 15.173 3,0 

Kleinkläranla-
gen und ab-
flusslose Gru-
ben 

144.960 4,1 130.430 4,3 100.693 4,7 

Der zu verzeichnende Anstieg des Anteils der Kleinkläranlagen im Vergleich zu den 
abflusslosen Gruben ist u. a. auf das Förderprogramm „Initiative ökologische und 
nachhaltige Wasserwirtschaft NRW“ des MUNLV zurückzuführen. Die Veranlassung 
für dieses Förderprogramm waren zum Teil erhebliche bauliche Mängel und mangeln-
de Reinigungsleistungen des Bestands an abflusslosen Gruben und Kleinkläranlagen. 
Mit dem Ziel, die dezentralen Anlagen zur Abwasserentsorgung den gesetzlichen An-
forderungen anzupassen, wurden bis zum Jahr 2004 die Grundstückseigentümer mit 
375 € je angeschlossenem Einwohner unterstützt. Bezuschusst wurde der Bau einer 
kontrollierbaren biologischen Stufe in Form einer Pflanzenkläranlage, eines Abwasser-
teichs, eines Tropfkörpers oder einer Belebungsanlage, die der mechanischen Be-
handlung in einer Dreikammergrube nachgeschaltet ist. 
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Abbildung 7-19:  Entwicklung der Anzahl der nicht an die öffentliche Kanalisation 
angeschlossenen Einwohner in NRW (basierend auf (Statistisches 
Bundesamt 2006), (Statistisches Bundesamt 2007, MUNLV NRW 
2003 und MUNLV NRW 2007) 
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Die räumliche Verteilung der abflusslosen Gruben wie auch der Kleinkläranlagen 
schwankt in den verschiedenen Kreisen des Landes sehr stark. Besonders viele Klein-
kläranlagen sind in den ländlich geprägten Kreisen Steinfurt (fast 9.000), Wesel (fast 
8.000) und Warendorf (über 6.000) in Betrieb, während in den Städten nur in sehr sel-
tenen Fällen Kleinkläranlagen (bspw. Herne: 18, Bonn: 26, Düsseldorf: 74) zum Ein-
satz kommen. Auch schwankt die Zahl der durchschnittlich an eine Kleinkläranlage 
angeschlossenen Einwohner sehr stark (z. B. von fast elf angeschlossenen Einwoh-
nern pro Kleinkläranlage in Düsseldorf bis auf weniger als zwei angeschlossene Ein-
wohner pro Kleinkläranlage im Kreis Gütersloh und in Herne). Im Landesdurchschnitt 
sind an eine Kleinkläranlage fünf Einwohner, an eine abflusslose Grube drei Einwohner 
angeschlossen. Nähere Angaben zu einzelnen Kreisen und Städten sind in MUNLV 
NRW (2007) zu finden. Die regional sehr unterschiedliche Verteilung der in NRW in-
stallierten Kleinkläranlagen bzw. abflusslosen Gruben ist in Abbildung 7-20 illustriert. 
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Da die Anschlussquote an die öffentliche Kanalisation aufgrund der Siedlungsstruktur 
in NRW mit vertretbarem wirtschaftlichem Aufwand nicht mehr weiter gesteigert wer-
den kann, wird die dezentrale Abwasserentsorgung in NRW auch in Zukunft eine große 
Bedeutung behalten. 

Abbildung 7-20: Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben in den Kreisen und kreis-
freien Städten Nordrhein-Westfalens im Jahr 2006 (MUNLV NRW 
2007) 

 

7.5.1.2 Technische Aspekte 

Zur Einschätzung des zukünftigen Bedarfs an Kleinkläranlagen sind Kenntnisse über 
die Verteilung der eingesetzten Verfahrungstechniken erforderlich, auch damit abge-
schätzt werden kann, wie die Durchdringung mit Anlagen ist, die dem Stand der Tech-
nik entsprechen. Zwar gibt es derzeit noch kein flächendeckendes Kleinkläranlagenka-
taster, welches die erforderlichen Angaben zu Verfahrenstechnik, Alter und Zustand 
der in NRW eingesetzten Kleinkläranlagentechnik enthält. Nach Schätzungen des ISA 
(2004) gab es in NRW im Jahr 2000 insgesamt 104.829 Kleinkläranlagen und abfluss-
lose Gruben. Zu diesem Zeitpunkt waren und sind auch heute noch - wenn auch in 
geringerem Umfang - eine erhebliche Zahl an Altanlagen in Betrieb, die noch keine 
bauaufsichtliche Zulassung durch das Deutsche Institut für Bautechnik in Berlin haben. 
Die bei diesen Anlagen eingesetzten Verfahren zeigt Abbildung 7-21. Zur gleichen Zeit 
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(2000) gab es in NRW bereits 23.874 bauaufsichtlich zugelassene Kleinkläranlagen. 
Die relativen Anteile der bei diesen Anlagen eingesetzten Verfahren zeigt Abbildung 
7-22. 

Ein Grund für die Investition in bauaufsichtlich zugelassene Anlagen sind die inzwi-
schen stark gestiegenen Anforderungen an die Reinigungsleistung der Kleinkläranla-
gen. Nach der Abwasserverordnung fallen Kleinkläranlagen in die Größenklasse 1 der 
kommunalen Kläranlagen (Größenklasse 1: kommunale Kläranlagen bis 1.000 Ein-
wohnergleichwerte) und müssen damit dieselben Reinigungsleistungen erbringen wie 
diese: Ihre Ablaufwerte dürfen 150 mg/l CSB und 40 mg/l BSB5 nicht überschreiten. 
Diese Werte lassen sich nur noch mit modernen Kleinkläranlagen erbringen, die mit 
einer mechanischen und einer biologischen Reinigungsstufe ausgestattet sind. Herstel-
ler von Kleinkläranlagen müssen den Nachweis erbringen, dass die geforderte Reini-
gungsleistung erbracht wird, um die bauaufsichtliche Genehmigung zu erhalten. 

Abbildung 7-21: Verteilung der Verfahrenstechniken bei Anlagen ohne bauaufsichtli-
che Zulassung (ISA 2004) 
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Abbildung 7-22: Verteilung der Verfahrenstechniken bei Anlagen mit bauaufsicht-
licher Zulassung (ISA 2004) 

 

Sämtliche in Abbildung 7-21 aufgeführten Verfahren – mit Ausnahme einiger weniger 
bauaufsichtlich zugelassener Pflanzenbeet-Anlagen – erhalten heute keine Zulassung 
mehr und müssen künftig durch bauaufsichtlich zugelassene Anlagen ersetzt werden. 
Bei den bauaufsichtlich zugelassenen Anlagen herrschten im Jahr 2000 noch Tropf-
körperanlagen vor, während Anlagen nach dem Aufstaubelebungsverfahren nur einen 
Anteil von 10 % hatten. Der Anteil der Anlagen nach dem Aufstaubelebungsverfahren 
(SBR-Anlagen) hat seitdem aber stark zugenommen. 

In Abbildung 7-23 sind alle derzeit (Stand August 2008) vom Deutschen Institut für 
Bautechnik für die verschiedenen Ablaufklassen bauaufsichtlich zugelassenen Klein-
kläranlagen-Typen nach den jeweils eingesetzten Abwasserbehandlungsverfahren 
zusammengestellt. Demnach arbeitet die ganz überwiegende Zahl von 120 Typen, 
d. h. ca. 2/3 der insgesamt 181 zugelassenen Anlagentypen, nach dem Aufstau-
belebungsverfahren (SBR-Verfahren), während das restliche Drittel sich auf alle ande-
ren Verfahren verteilt. 



76 7 Ergebnisse und Erfahrungen mit der umgesetzten Lösung 

Abbildung 7-23: Verteilung der Verfahrensarten bei den durch das DIBt erteilten 
Zulassungen von Kleinkläranlagen 
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Wie Abbildung 7-21 auf Basis der Daten aus dem Jahr 2000 vermuten lässt, gibt es in 
NRW auch heute noch eine Vielzahl von Altanlagen, die den gesetzlichen Anforderun-
gen nicht mehr entsprechen und die durch neue, bauaufsichtlich zugelassene Anlagen 
ersetzt werden müssen.  

7.5.1.3 Marktvolumen 

Unter Berücksichtigung der zuvor dargestellten Ausgangssituation ist eine Abschät-
zung des zukünftigen Bedarfs an neuen Kleinkläranlagen für NRW mit gewissen Unsi-
cherheiten behaftet. Dies rührt einerseits daher, dass bei guter Pflege und Wartung 
Kleinkläranlagen durchaus 10 bis 15 Jahre betrieben werden können. Unter Zugrunde-
legung einer technischen Lebensdauer der Kleinkläranlagen von ca. 12 Jahren kann 
bei heutigem – und in Zukunft nicht weiter schrumpfendem – Bestand von ca. 86.000 
Anlagen in NRW sowie einem schrittweisen Ersatz der insgesamt heute noch im Be-
trieb befindlichen 15.000 abflusslosen Gruben von einem jährlichen Ersatzbedarf in 
Höhe von ca. 7.500 Anlagen ausgegangen werden. 

Fachleute gehen heute davon aus, dass in Deutschland auch künftig zwischen 5 und 
7 % der Bevölkerung nicht mit vertretbarem Aufwand an eine öffentliche Kanalisation 
angeschlossen werden können. Dies bedeutet, dass ausgehend von einer Gesamtbe-
völkerung von 82 Mio. Einwohnern die Abwasserentsorgung von 5,7 bis 4,1 Mio. Ein-
wohnern dauerhaft mittels dezentraler Kleinkläranlagen bzw. abflussloser Gruben er-
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folgen wird. Unter der Annahme, dass an eine Kleinkläranlage bzw. Grube ca. vier 
Einwohner angeschlossen sind, werden in Deutschland heute und künftig zwischen 1,0 
und 1,4 Mio. Kleinkläranlagen oder abflusslose Gruben betrieben werden müssen, wo-
bei der ganz überwiegende Anteil auf Kleinkläranlagen fällt. Bei einer durchschnittli-
chen Lebensdauer einer Kleinkläranlage von ca. 12 Jahren ist für Deutschland insge-
samt mit einem durchschnittlichen jährlichen Ersatzbedarf in Höhe von ca. 83.000 bis 
116.000 Kleinkläranlagen zu rechnen. Dies entspricht einem Investitionsvolumen von 
rund 1 Mrd. €/a. 

Den europaweiten Markt an Kleinkläranlagen schätzt Defrain et al. (2008) bis zum Jahr 
2015 auf ca. 10 Mio. Kleinkläranlagen. Wie Abbildung 7-24 zu entnehmen ist, besteht 
neben Deutschland vor allem in Frankreich, Italien, Polen und Spanien ein substantiel-
ler Markt für Kleinkläranlagen. 

Obwohl im internationalen Vergleich in Deutschland bereits sehr strenge gesetzliche 
Anforderungen an die einsetzbare Kleinkläranlagentechnik und den ordnungsgemäßen 
Betrieb von Kleinkläranlagen gestellt werden, erreichen Anlagen, die im Wesentlichen 
von den Grundstücks-/Hausbesitzern betrieben werden, häufig nicht die technisch er-
reichbaren Reinigungsleistungen. Ein Grund hierfür ist sicher darin zu sehen, dass der 
Betrieb einer technisch recht komplexen Anlage wie sie moderne Kleinkläranlagen dar-
stellen vom Betreiber technische Kompetenz erfordert – insbesondere wenn die Reini-
gungsleistung der Anlage in vollem Umfang realisiert werden soll. Diesbezüglich sind 
private Haus- und Grundstücksbesitzer als i. d. R. technische Laien tendenziell über-
fordert. Die dreifache jährliche Wartung der Anlage durch einen Fachbetrieb reicht 
ebenfalls nicht aus, um sie auf Dauer und zuverlässig im optimalen Bereich zu betrei-
ben. Hier ergibt sich für kompetente Dienstleister die Chance, durch einen Contracting-
Ansatz, wie er im Rahmen des vorliegenden Projekts beispielhaft erarbeitet und prak-
tisch erprobt wurde, einen professionellen Betrieb von Kleinkläranlagen anzubieten und 
dauerhaft sicherzustellen und so die hohen verfahrenstechnisch erreichbaren Reini-
gungsleistungen moderner Kleinkläranlagen auch im täglichen Betrieb sicher und dau-
erhaft zu realisieren. In Anbetracht der großen Zahl von Kleinkläranlagen und der oben 
dargestellten Abschätzung, dass deren Zahl auch in Zukunft in Deutschland nicht ab-
nehmen wird, besteht hier ein bisher nicht erschlossener Dienstleistungsmarkt für den 
professionellen (Flotten)-Betrieb von Kleinkläranlagen. 
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Abbildung 7-24: Prognose des Markts für Kleinkläranlagen in Europa bis zum Jahr 
2015. (Quelle: Defrain et al. 2008) 
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7.5.2 Rechtliche Aspekte 

In diesem Abschnitt werden rechtliche Fragen behandelt, die im Zusammenhang mit 
dem im Rahmen des Projekts umgesetzten Contracting-/Betreiber-Modell aufgekom-
men sind und die für eine breite praktische Anwendung des Contracting-/Betreiber-
Modells zur Abwasserentsorgung mit Hilfe dezentraler Kleinkläranlagen von Bedeutung 
sind. Da sich das Wasserrecht in Deutschland innerhalb des bundesgesetzlichen 
Rahmens länderspezifisch unterscheidet5, wird hier im Wesentlichen auf die rechtliche 
Situation in Nordrhein-Westfalen (NRW) eingegangen. Die Übertragbarkeit auf andere 
Bundesländer ist deshalb nicht immer gegeben, sondern jeweils im Einzelfall zu prüfen. 

                                                 
5 Wieweit sich das Wasserrecht infolge der im Zuge der Grundgesetznovelle 2004 erfolgten 

Abschaffung der Rahmengesetzgebungskompetenz des Bundes und der Schaffung einer 
konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz (Art. 74 Abs. 1 Nr. 32 GG n.F.) verändern 
wird, ist derzeit noch nicht mit Sicherheit abzuschätzen. 
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7.5.2.1 Contracting-/Betreiber-Modell im Kontext des Genossen-
schafts-/Verbandsgesetzes in NRW 

Die Abwasserentsorgung in NRW weist spezifische rechtliche Randbedingungen auf, 
indem über das Genossenschafts-/Verbandsgesetz die Aufgabe der Abwasser-
entsorgung flusseinzugsgebietsspezifischen Abwasserentsorgungsverbänden wie 
bspw. dem Lippeverband oder der Emschergenossenschaft originär zugewiesen wird. 
Dies gilt jedoch nur für Abwässer, die über zentrale Kanalisationen gesammelt werden. 
Bei Grundstücken, die nicht mit vertretbarem Aufwand an zentrale kommunale Kanali-
sationen angeschlossen werden können und bei denen die Abwasserentsorgung des-
halb mittels Kleinkläranlagen erfolgen muss, liegt die Abwasserentsorgungspflicht bei 
den Kommunen. In der Regel haben die Kommunen die Abwasserentsorgungspflicht 
auf die einzelnen Grundstücks- bzw. Hausbesitzer übertragen. Die Grundstücks- und 
Hausbesitzer sind dann für den ordnungsgemäßen Betrieb ihrer Kleinkläranlage selbst 
verantwortlich. Es stellt sich daher im Kontext des Projekts die Frage, inwieweit ein 
Abwasserverband als Dienstleister auftreten darf, um im Auftrag privater Grundstücks- 
bzw. Hausbesitzer deren Abwasserentsorgung zu übernehmen. 

Ist es rechtlich zulässig, dass die Abwasserentsorgungsverbände (z. B. Em-
schergenossenschaft - EG/Lippeverband - LV) in NRW als Contractor/Betreiber 
für Kleinkläranlagen im Sinne des Modellprojekts „AKWA-Dahler Feld“ auftreten 
und mit eigenen Kleinkläranlagen die Abwasserentsorgung von nicht an eine 
kommunale Kanalisation angeschlossenen Gebäuden gewerblich übernehmen? 

a) Unter „Contracting“ wird bezogen auf die Abwasserbehandlung ein Vertrag verstan-
den, der zwischen dem Bauherrn (d. h. demjenigen, der die Anlage errichtet) und ei-
nem Dritten abgeschlossen wird und die Planung, Finanzierung, Installation sowie den 
Betrieb und die Instandhaltung einer Abwasserbehandlungsanlage regelt. Es ist auch 
möglich, lediglich Teilbereiche im Contracting abzuschließen und andere Bereiche in 
der Verantwortung des Bauherrn zu belassen. 

Hintergrund der Differenzierung ist die Unterscheidung zwischen der funktionalen (for-
malen) und der (materiellen) Aufgabenprivatisierung (Fischer/Zwetkow 2003, 281; Jes-
sen 2001, 36 ff.; Queitsch 2000, 247). Während bei der funktionalen Privatisierung die 
Aufgabe beim Pflichtigen bleibt (entweder im Wege der Organisationsprivatisierung in 
Richtung einer Verwaltung in Privatrechtsform oder durch die Beteiligung privater Drit-
ter in der Regel als Verwaltungshelfer oder Erfüllungsgehilfe nach § 278 BGB an der 
Aufgabenerfüllung vor allem durch Betreiber- oder Betriebsführungskonzepte), wird bei 
der Aufgabenprivatisierung die Aufgabe materiell auf einen Dritten übertragen. Letzte-
res kann unecht durch eine Konzessionsvergabe oder echt durch die vollständige 
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Übertragung auf Private erfolgen. Dann würde sich die Kommune nur noch auf die Er-
füllung von Aufsichtsrechten beschränken. Das Contracting wird regelmäßig Betreiber- 
oder Betriebsführungsmodelle (Fischer/Zwetkow 2003, 288; Jessen 2001, 62 ff.) um-
fassen. Auch Beleihungslösungen sind denkbar (Schulz 1998, 277). 

b) Nachdem der Contractingbegriff geklärt ist, ist in einem zweiten Schritt zu fragen, 
was die Emschergenossenschaft bzw. der Lippeverband nach dem Recht der Wasser-
verbände hiervon übernehmen darf. 

ba) Hier ist zunächst auf das Wasserverbandsrecht einzugehen, das möglicherweise 
auch für die Emschergenossenschaft sowie den Lippeverband gelten könnte. Das vom 
Bund erlassene Wasserverbandsgesetz (WVG) müsste aber vorliegend überhaupt 
anwendbar sein. Das Landesverfassungsgericht Sachsen-Anhalt6 hat das komplizierte 
Verhältnis zwischen der genannten Rechtsmaterie und den sogenannten sonderge-
setzlichen Abwasserverbänden klargestellt. 

„Der bundesgesetzliche Rahmen für die Wasser- und Bodenverbände wurde im 
Jahr 1991 durch den Erlass eines neuen Wasserverbandsgesetzes - WVG - vom 
12.02.1991 (BGBl. I 405) grundlegend reformiert (dazu Rapsch, Wasserverbands-
recht, 1993). Das als Rahmengesetz erlassene Wasserverbandsgesetz übernimmt 
eine Reservefunktion für das Wasser- und Bodenverbandsrecht der Länder. Es 
kommt immer dann zur Anwendung, wenn die Länder Wasserverbände durch 
Rechtsverordnung bilden, ohne eigene gesetzliche Regelungen getroffen zu haben. 
Wird dagegen ein Wasserverband durch ein Landesgesetz gebildet, kommt nach 
§ 79 WVG das Wasserverbandsgesetz nur zur Anwendung, soweit das jeweilige 
Landes(wasser)gesetz dies ausdrücklich bestimmt.“ 

Vor diesem Hintergrund ist es konsequent, dass das nordrhein-westfälische Ausfüh-
rungsgesetz zum Wasserverbandsgesetz (AG WVG NW) keine Aussagen zum Cont-
racting bzw. überhaupt zur Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht enthält, son-
dern sich auf organisatorische Vorschriften zum „Innenbereich“ der Verbände be-
schränkt. 

bb) Grundlage für die Übernahme der Abwasserbeseitigungspflicht durch die sonder-
gesetzlichen Wasserverbände könnten aber die Sondergesetze zu den Abwasser-
verbänden in NRW selbst sein. In einer grundlegenden Entscheidung (Urteil vom 
08.12.2006, Az.: 15 K 357/05) hatte das Verwaltungsgericht Gelsenkirchen7 für die 

                                                 
6 Urteil vom 12.09.2006, A.z. LVG 18/05, veröffentlicht unter http://www.lverfg.jus-

tiz.sachsen-anhalt.de/?index=17&year=2006&text=604, Rdnr. 4. 
7 VG Gelsenkirchen, Urteil vom 8.12.2006, Aktenzeichen: 15 K 357/05, ZfW 2007, 244-250 

(red. Leitsatz und Gründe) mit Bespr. von Nisipeanu, ZfW 2007, 204-215. 
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sondergesetzlichen Wasserverbände eine originäre Übernahmemöglichkeit („Zugriffs-
recht“) der Abwasserbeseitigungspflicht aus ihrem jeweiligen Sondergesetz angenom-
men, z. B. § 4 Abs. 1 des Gesetzes über den Lippeverband (LippeVG)8. Danach kom-
me es auf die landesgesetzliche Regelung nicht mehr an, wenn die Übernahme durch 
Sondergesetz möglich ist. Insoweit ist zunächst zu fragen, ob auch aus dem jeweiligen 
Sondergesetz eine Übernahme der Abwasserbeseitigungspflicht im Außenbereich 
möglich ist, um anschließend die landesrechtliche Ausgestaltung zu untersuchen.9 Al-
lerdings betraf der entschiedene Fall die bislang von einer Gemeinde wahrgenomme-
nen Aufgaben der Abwasserbeseitigung (Sammeln, Fortleiten) und ist inhaltlich an das 
Einvernehmen mit der Gemeinde gekoppelt. 

Nach dem bisherigen nordrhein-westfälischen Landesrecht konnten die sonder-
gesetzlichen Abwasserverbände somit in ihrem Entsorgungsgebiet auch die Abwas-
serbeseitigung übernehmen. Das ergab sich für den Lippeverband aus § 2 Abs. 1 
Nr. 6 LippeVG, wonach der Verband in seinem Verbandsgebiet die Aufgaben der Ab-
wasserbeseitigung übernehmen kann. Entsprechendes galt nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 des 
Gesetzes über die Emschergenossenschaft (EmscherGG)10. 

Als Reaktion auf die Entscheidung des Verwaltungsgerichts Gelsenkirchen unternah-
men die Landtagsfraktionen der CDU und der FDP im Februar 2007 einen Vorstoß zur 
Änderung der wasserverbandsrechtlichen Vorschriften (LT-Drs. 14/3846 vom 
27.2.200711): Gegenstand ist die Verhinderung der Übernahme von Kanalinfrastruktur 
durch die allgemeinen öffentlich-rechtlichen Entsorgungsverbände in NRW. Erreicht 
wird dies, indem die Übernahme der Aufgabe der Abwasserbeseitigung an die Rege-
lungen des Landeswassergesetzes geknüpft wird. Das erhalte, so die Landesregie-
rung, dem Land wasserwirtschaftlichen und strukturpolitischen Spielraum. Das Ände-
rungsgesetz, konkret das Gesetz zur Änderung und Ergänzung wasserverbandsrecht-

                                                 
8 Lippeverbandsgesetz (LippeVG) vom 7.2.1990 (GV. NW. S. 162), geändert durch Gesetze 

vom 15.12.1992 (GV. NW. 1993 S. 62) und vom 7.3.1995 (GV.NW. S. 248), geändert 
durch Art. 140 des Gesetzes vom 5.4.2005 (GV.NRW. S. 306). 

9 Vgl. die Kritik in Emschergenossenschaft/Lippeverband (Hrsg.) 2007. 
10 Emschergenossenschaftsgesetz (EmscherGG) vom 7.2.1990 (GV. NW. S. 144), geändert 

durch Gesetze vom 15.12. 1992 (GV. NW 1993, S. 62), vom 7.3.1995 (GV. NW. S. 248) 
und vom 25.9.2001 (GV. NW. S. 708), geändert durch Art. 139 des Gesetzes vom 
5.4.2005 (GV.NRW. S. 306). 

11 Am 28.11.2007 hatte der Umweltausschuss des nordrhein-westfälischen Landtags dem 
Gesetzentwurf zugestimmt. Die 2. Lesung des Landtagsplenums war am 6.12.2007 erfolgt. 
Der Gesetzesentwurf wurde mit den Stimmen von CDU und FDP gegen die Stimmen von 
SPD und Bündnis90/Grüne angenommen. 
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licher Vorschriften vom 11.12.200712, ist gemäß Art. 10 am Tag nach der Verkündung 
in Kraft getreten. Mit dem sog. Artikelgesetz wurde u. a. (vgl. Art. 6) das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über den Lippeverband erlassen. § 2 Abs. 1 Ziffer 6 des 
LippeVG wurde wie folgt gefasst: „6. Abwasserbeseitigung nach Maßgabe des Lan-
deswassergesetzes“. Eine entsprechende Regelung findet sich nun auch in 
§ 2 Abs. 1 Ziffer 6 EmscherGG und in den übrigen wasserverbandsrechtlichen Son-
dergesetzen. 

Damit kann als Zwischenergebnis festgehalten werden, dass die Sondergesetze 
(LippeVG, EmscherGG etc.) als Grundlage für die Übernahme der Abwasserbeseiti-
gungspflicht durch die sondergesetzlichen Wasserverbände spätestens nach der Ge-
setzesänderung nicht mehr in Betracht kommen. 

bc) Es bleibt also die Frage, ob der sondergesetzliche Verband die Abwasserbeseiti-
gungspflicht wie ein Privater auf Grundlage des Landeswassergesetzes (LWG NW)13 
übernehmen darf. Hierfür kommt es auf die Umsetzung des § 18a Wasser-
haushaltsgesetzes des Bundes (WHG) im LWG NW an, das – sollte sich die eine Pri-
vatisierung der Abwasserbeseitigung befürwortenden politischen Kräfte politisch 
durchsetzen – mit Abs. 2a den Weg für die volle Übertragung der Abwasserbeseiti-
gungspflicht auf Private grundsätzlich frei gemacht hat. § 18a WHG („Abwasser-
beseitigung“) lautet: 

„(1) Abwasser ist so zu beseitigen, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht beein-
trächtigt wird. Dem Wohl der Allgemeinheit kann auch die Beseitigung von häusli-
chem Abwasser durch dezentrale Anlagen entsprechen. Abwasserbeseitigung im 
Sinne dieses Gesetzes umfasst das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, 
Versickern, Verregnen und Verrieseln von Abwasser sowie das Entwässern von 
Klärschlamm in Zusammenhang mit der Abwasserbeseitigung. 

(2) Die Länder regeln, welche Körperschaften des öffentlichen Rechts zur Abwas-
serbeseitigung verpflichtet sind und die Voraussetzungen, unter denen anderen die 
Abwasserbeseitigung obliegt. Die zur Abwasserbeseitigung Verpflichteten können 
sich zur Erfüllung ihrer Pflichten Dritter bedienen. 

(2a) Die Länder können regeln, unter welchen Voraussetzungen eine öffentlich-
rechtliche Körperschaft ihre Abwasserbeseitigungspflicht auf einen Dritten ganz  

                                                 
12 GV.NRW. S. 716 ff. 
13 Landeswassergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.6.1995 (GVBl. 1995, S. 

926), geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 3.5.2005 (GVBl. 2005, S. 463), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 11.12.2007 – GVBl. 2007 Nr. 34 S. 708-716. Die geltende Fas-
sung ist u. a. abgedruckt unter http://igsvtu.lanuv.nrw.de/vtu/oberfl/de/dokus/7/dokus/-
70201.pdf. 
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oder teilweise befristet und widerruflich übertragen kann. Zu diesen Voraussetzun-
gen gehört insbesondere, dass 

1. der Dritte fachkundig und zuverlässig sein muss, 

2. die Erfüllung der übertragenen Pflichten sicherzustellen ist, 

3. der Übertragung keine überwiegenden öffentlichen Interessen entgegenste-
hen dürfen.“ 

Bislang haben nur Baden-Württemberg und Sachsen die Möglichkeit der Übertragung 
auf Private genutzt (Schulz, Beck-Online-Kommentar Umweltrecht, § 18a Rdnr. 15; 
VG Leipzig, Urteil vom 24.01.2006, 6 K 719/05). An der notwendigen Umsetzung durch 
entsprechende Verwaltungsvorschriften fehlt es jedoch bislang in den beiden genann-
ten Bundesländern wegen der befürchteten Auswirkungen einer dann bundesweiten 
Umsatzsteuerpflicht auf die Abwasserbeseitigung. Damit scheidet die materielle Priva-
tisierung zumindest in Nordrhein-Westfalen aus. 

Zu ergänzen ist, dass auch das Umweltgesetzbuch, das sich derzeit in der Länderan-
hörung befindet14 die Privatisierungsoption nicht weiter verfolgt. § 48 UGB-II lautet: 

„§ 48 Pflicht zur Abwasserbeseitigung 

Abwasser ist von den nach Maßgabe des Landesrechts hierzu verpflichteten juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts zu beseitigen (Abwasserbeseitigungs-
pflichtige). Die Länder können bestimmen, unter welchen Voraussetzungen anderen 
die Abwasserbeseitigung obliegt. Die Abwasserbeseitigungspflichtigen können sich 
zur Erfüllung ihrer Pflichten Dritter bedienen.“ 

Nach derzeitig geltender Rechtslage in NRW obliegt die Abwasserbeseitigungspflicht 
nach § 53 Abs. 1 LWG NW den Gemeinden. Nach § 53 Abs. 1 Satz 3 LWG NW kön-
nen sich die Gemeinden zur Erfüllung ihrer Abwasserbeseitigungspflicht aber Dritter 
bedienen (vgl. § 18 Abs. 2 Satz 2 WHG). Dieser Weg kann in der oben beschriebenen 
Form der formellen bzw. funktionalen Privatisierung erfolgen. Möglich ist nach 
§ 53b Abs. 1 LWG NW und § 114a Gemeindeordnung (GO NW) auch die Übertragung 
auf eine Anstalt des öffentlichen Rechts.15 Letzteres eröffnet den Gemeinden die Mög-
lichkeit, kommunale Abwasserunternehmen in öffentlich-rechtlicher Rechtsform zu 

                                                 
14 Der Referentenentwurf vom 19.11.2007 wurde inzwischen durch eine überarbeitete Versi-

on vom 20.05.2008 abgelöst, vgl. http://www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/-
ugb2_wasserwirtschaft.pdf 

15 Vgl. VG Gelsenkirchen, 13 L 1963/04 vom 10.02.2005, BeckRS 2006 20796 unter Hinweis 
auf den Erlass des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbrau-
cher vom 19. 2. 2001, Mitteilungen des Nordrhein-Westfälischen Städte- und Gemeinde-
bundes 2001, S. 118; vgl. auch Kirchhof 1998, 215. 
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gründen, bei denen es sich nicht um Eigenbetriebe handelt.16 Ausweislich der Wirt-
schaftsdaten der Abwasserentsorgung 2005 (DWA/BGW 2007) zeigt sich bei der Be-
trachtung der Aufgabenträger ein Schwergewicht der öffentlich-rechtlichen Unterneh-
men. Der Anteil der kommunalen Eigenbetriebe liegt, bezogen auf die Zahl der erfass-
ten Einwohner, bei 36 Prozent, der der Zweckverbände als Aufgabenträger mehrerer 
Kommunen bei 28 Prozent und der Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) bei 17 Pro-
zent. Die Zahl der Regiebetriebe, die vollständig in die Organisationsstruktur der Kom-
mune integriert sind, ist auf 15 Prozent zurückgegangen. 

Der Entwurf der Landesregierung des Gesetzes zur Änderung des Landeswasserge-
setzes vom 14.8.2007 (LT-Drs. 14/4835) sah eine landesrechtliche Öffnung der Über-
tragung (Privatisierungsoption in der Form der materiellen Privatisierung) nicht vor. Der 
zuständige Minister hatte in der ersten Lesung im nordrhein-westfälischen Landtag am 
23.8.2007 weitere Prüfungen angekündigt und u. a. auf die umsatzsteuerrechtliche 
Problematik im Zusammenhang mit der Gebührensituation hingewiesen. Das Landes-
wassergesetz ist am 11.12.2007 dann folgerichtig auch ohne Öffnungsklausel verab-
schiedet worden. 

Es bleibt in NRW vorerst also bei der Situation, dass lediglich eine funktionale Privati-
sierung in Gestalt eines Betreibermodells zulässig ist. In diesem Falle verbleibt die 
(materielle) Abwasserbeseitigungspflicht beim Pflichtigen (i. d. R. der Gemeinde, vgl. 
§ 53 Abs. 1 LWG NW), lediglich die Durchführung der Aufgaben zur Erfüllung dieser 
Pflicht wird auf Dritte übertragen (Dedy 1993; Franz 2002). Dritter in diesem Zusam-
menhang kann auch ein sondergesetzlicher Verband sein. 

Damit stellt sich die Frage, ob das nach alter Rechtslage zweifellos zulässige Engage-
ment des Lippeverbandes auch nach neuem Recht möglich ist. Nunmehr darf der Ver-
band auf dem Gebiet der Abwasserbeseitigung nur noch nach Maßgabe des Landes-
wassergesetzes tätig werden. Dort sind dem Verband gem. § 54 Abs. 1 LWG NW be-
stimmte Aufgaben als Pflicht zugewiesen; gemäß Abs. 4 derselben Vorschrift kann er 
weitere Maßnahmen der Abwasserbeseitigung von Dritten übernehmen. Das LWG NW 
regelt nicht, in welcher Form der Verband die vorgenannten Aufgaben übernimmt, also 
nicht, ob er hoheitlich tätig wird oder ob er die entsprechenden Maßnahmen aufgrund 
privaten Vertrags (Betrieb gewerblicher Art) durchführt. Vorliegend kommt in Betracht, 
dass der Verband die Kleinkläranlagen gemäß § 54 Abs. 4 LWG NW als Hoheitsträger 
errichtet und betreibt. Voraussetzung hierfür ist, dass die Abwasserbeseitigungspflicht 

                                                 
16 Oelmann, KA ABWASSER ABFALL 51 (2004), 146; vgl. etwa die Satzung des Abwasser-

betriebs Troisdorf AöR, veröffentlicht unter http://www.abwasserbetrieb-troisdorf.de/unter-
nehmen/pdf/aktuellesatzung.pdf. 
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zunächst gem. § 53 Abs. 4 LWG NW auf den Nutzungsberechtigten des jeweiligen 
Grundstücks übertragen wird und sodann die Gemeinde der Übernahme der Abwas-
serbeseitigungspflicht durch den Verband zustimmt. Dasselbe operative Ergebnis kann 
erreicht werden, indem der Verband aufgrund privatrechtlichen Betreibervertrages mit 
dem Nutzungsberechtigten eine Kleinkläranlage errichtet und betreibt. Auch diese Al-
ternative setzt voraus, dass der Nutzungsberechtigte abwasserbeseitigungspflichtig 
wird. Es entfällt lediglich die Zustimmung der Gemeinde gem. § 54 Abs. 4 LWG NW. 
Die Abwasserbeseitigungspflicht verbleibt beim Nutzungsberechtigten, der sich des 
Verbands als Erfüllungsgehilfen (s. o.) bedient. Da das Modell der Erfüllungsgehilfen 
gemäß § 18a Abs. 2 Satz 3 WHG generell zulässig ist, dürften auch keine rechtlichen 
Bedenken dagegen bestehen, dass es sich in concreto bei dem Erfüllungsgehilfen um 
einen Wasserverband handelt, jedenfalls sofern es sich um Aufgaben handelt, die der 
Verband nach Maßgabe des für ihn geltenden Verbandsrechts hoheitlich übernehmen 
könnte. Da dies vorliegend der Fall ist, sind Lippeverband und Emschergenossenschaft 
auch nach dem nunmehr geltenden Recht zum Abschluss von Verträgen der bei den 
Kleinkläranlagen des AKWA Dahler Felds in Rede stehenden Art befugt. 

bd) Auf dieser Grundlage konnte die Emschergenossenschaft bzw. der Lippeverband, 
wie im Fall AKWA Dahler Feld geschehen, im Außenverhältnis Dienstleistungen für die 
Grundstückseigentümer übernehmen. Dass damit ein Forschungsprojekt realisiert 
wurde, das dem verbandlichen Engagement, also der Forschung und Entwicklung im 
Bereich der Abwasserbeseitigung diente, ist hervorzuheben. 

Die Erfüllung der einem Dritten obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht durch den 
Lippeverband als Erfüllungsgehilfen lässt sich – bezogen auf das Innenverhältnis des 
Verbands – unter bestimmten Voraussetzungen § 2 Abs. 4 LippeVG zuordnen. Die 
Norm hat, ebenso wie die Parallelnorm im Gesetz über die Emschergenossenschaft, 
folgenden Wortlaut: 

„Der Verband kann auf Beschluss der Verbandsversammlung Aufträge überneh-
men, die zur Erfüllung seiner Aufgaben zwar nicht erforderlich, aber dienlich sind 
und mit seinen Aufgaben im Zusammenhang stehen. Die Kosten trägt der Auftrag-
geber. Der Verband darf die Aufträge nur übernehmen, wenn die Ausführung der 
ihm nach Gesetz und Satzung obliegenden Aufgaben nicht beeinträchtigt wird und 
nicht zu einer Interessenkollision führt“. 

Diese Vorschrift setzt jedoch einen entsprechenden Beschluss der Verbands-
versammlung voraus, dessen es im Falle des AKWA Dahler Felds ermangelt und der 
angesichts des beschränkten Umfangs von Projekten der in Rede stehenden Art auch 
nicht opportun erscheint. Außerdem betrifft § 2 Abs. 4 LippeVG die Fallgestaltung, 
dass es sich bei dem übernommenen Auftrag nicht um die Erfüllung einer Verbands-
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aufgabe handelt, sondern dass lediglich ein Zusammenhang mit seinen Aufgaben be-
steht. Um die Frage der Verbandsaufgabe geht es hier bei der Abwasserbeseitigung 
jedoch gerade (vgl. § 2 Abs. 1 Nr. 6 LippeVG), und dies insbesondere nach neuer 
Rechtslage. Die Neufassung der Verbandsgesetze hatte nicht den Zweck, die Aufga-
benfelder der Verbände einzuschränken, sondern sie den gewerblichen Anbietern von 
Abwasserdienstleistungen gleichzustellen (vgl. Gesetzentwurf der Landtagsfraktionen 
der CDU und der FDP v. 27.02.200717). 

Daher kommt es darauf an, ob der Verband als Erfüllungsgehilfe auf einem Geschäfts-
feld tätig wird, dass einem ihm durch das Verbandsgesetz eröffneten Aufgabenbereich 
entspricht. Das LippeVG verweist wie das EmscherGG in § 2 Abs. 1 Nr. 6 n. F. auf 
§ 54 LWG NW. Vorliegend geht es um die Abwasserbeseitigung mit Hilfe von Klein-
kläranlagen, die der Verband gem. § 54 Abs. 4 LWG übernehmen könnte (vgl. die Aus-
führungen oben). 

Sonach spricht nichts dagegen, dass der Verband (Lippeverband und Emscher-
genossenschaft) künftig aufgrund privatrechtlichen Vertrages mit dem abwasserbesei-
tigungspflichtigen Nutzungsberechtigten als dessen Erfüllungsgehilfe den Bau und den 
Betrieb der Kleinkläranlagen übernimmt. 

7.5.2.2 Übertragung der Abwasserentsorgungspflicht durch die Kom-
mune auf private Grundstücksbesitzer 

Grundsätzlich liegt in Deutschland die Abwasserentsorgungspflicht bei den Kommu-
nen. Wenn aus technischen oder ökonomischen Gründen ein Wohngebäude nicht an 
eine kommunale/öffentliche Kanalisation angeschlossen werden kann, kann die Kom-
mune die Abwasserentsorgungspflicht auf den privaten Grundstücksbesitzer übertra-
gen. Dieser ist dann für eine ordnungsgemäße Abwasserentsorgung z. B. mittels 
Kleinkläranlagen verantwortlich. Trotz der rechtlichen Auflagen wurden in der Vergan-
genheit private Kleinkläranlagen oft nicht professionell betrieben und zeigten daher 
auch nur mangelhafte Reinigungsleistungen. Die technisch erreichbare Reinigungsleis-
tung einer Kleinkläranlage wurde bei einem Betrieb der Anlage durch den Grund-
stücksbesitzer häufig nicht erreicht. Dies gilt gerade auch bei modernen hochleistungs-
fähigen aber technisch komplexeren Kleinkläranlagentechnologien wie den MBR-
Anlagen. Das Projekt AKWA-Dahler Feld hat nun erstmals gezeigt, dass ein professio-
neller Dienstleister als Betreiber von Kleinkläranlagen hier eine deutliche Verbesserung 
erreichen und die technisch mögliche Leistungsfähigkeit von Kleinkläranlagen auch im 

                                                 
17 LT-Drs 14/3846, S.1. 
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praktischen Betrieb sicherstellen kann. Anstatt bei nicht an die Kanalisation anschließ-
baren Grundstücken die Abwasserentsorgungspflicht auf einen privaten Grundstücks-
/Hausbesitzer zu übertragen, hätte die Kommune die Abwasserentsorgungspflicht für 
die betreffenden Grundstücke behalten und einen Dienstleister, z. B. ihren Abwasser-
verband, mit der Übernahme der Abwasserentsorgung dieser Grundstücke beauftra-
gen können. Es stellt sich daher die Frage nach der Rückübertragung der Abwasser-
entsorgungspflicht vom privaten Grundstücksbesitzer auf die Kommune: 

Wie und unter welchen Bedingungen kann eine einmal von der zuständigen Be-
hörde an private Grundstücksbesitzer übertragene Abwasserbeseitigungspflicht 
wieder an die jeweilige Kommune zurück übertragen werden? 

Während einige Jahrzehnte lang zentralen Abwasserbeseitigungsmodellen der Vorzug 
gegeben wurde, verstärken inzwischen sowohl die europäischen Vorgaben als auch 
das Wasserhaushaltsgesetz (§ 18a Abs. 1 Satz 2 WHG i. d. F. von 1996) und die Lan-
deswassergesetze nun auch die Möglichkeit der dezentralen Entsorgung. Dem Wohl 
der Allgemeinheit kann – so die genannten Normen – auch im Wege der Beseitigung 
von häuslichem Abwasser durch dezentrale Anlagen entsprochen werden (Kühne, LKV 
2004, 49). 

Die Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht ist nach § 53 Abs. 3a LWG NW zu-
nächst für die gemeinwohlverträgliche Versickerung von Niederschlagswasser zuläs-
sig. Die zweite Möglichkeit der Übertragung betrifft gewerbliche oder industrielle Ab-
wässer (§ 53 Abs. 5 LWG NW) und kommt beim AKWA Dahler Feld nicht in Betracht. 
Die dritte, hier für die Kleinkläranlagen allein relevante Möglichkeit der Übertragung der 
Abwasserbeseitigungspflicht, betrifft Grundstücke im baurechtlichen Außenbereich, 
nicht jedoch im Innenbereich18. Nach § 53 Abs. 4 LWG NW kann die zuständige Be-
hörde die Pflicht unter bestimmten Voraussetzungen auf den Nutzungsberechtigten 
des Grundstücks (Eigentümer, Pächter) übertragen: 

„(4) Die zuständige Behörde kann die Gemeinde auf ihren Antrag widerruflich ganz 
oder teilweise von der Pflicht zur Abwasserbeseitigung für Grundstücke außerhalb 
im Zusammenhang bebauter Ortsteile freistellen und diese Pflicht auf die Nutzungs-
berechtigten der Grundstücke übertragen, wenn eine Übernahme des Abwassers 

                                                 
18 Vgl. anders etwa in Brandenburg, vgl. die Neufassung des § 66 III BbgWassG, eingeführt 

durch das Gesetz zur Umsetzung der UVP-Richtlinien und der IVU-Richtlinie im Land 
Brandenburg und zur Änderung rechtlicher Vorschriften v. 10. 7. 2002, GVBl I, S. 62. Das 
schleswig-holsteinische Landeswassergesetz (§ 31 Abs. 4) sieht vor, dass die Gemeinden 
entsprechend ihrem Abwasserbeseitigungskonzept unter bestimmten Voraussetzungen für 
einzelne Grundstücke oder für bestimmte Teile ihres Gebietes vorschreiben können, dass 
die Nutzungsberechtigten der Grundstücke häusliches Abwasser durch Kleinkläranlagen 
zu beseitigen haben. 
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wegen technischer Schwierigkeiten oder wegen eines unverhältnismäßig hohen 
Aufwandes nicht angezeigt ist, das Wohl der Allgemeinheit der gesonderten Abwas-
serbeseitigung nicht entgegensteht und der Nutzungsberechtigte eine Abwasserbe-
handlungsanlage betreibt, die den allgemein anerkannten Regeln der Technik ent-
spricht. Die zuständige Behörde kann auf Antrag der Gemeinde darüber hinaus bei 
landwirtschaftlichen Betrieben dem Nutzungsberechtigten der Grundstücke die 
Pflicht zum Abfahren und Aufbereiten des anfallenden Schlamms übertragen, wenn 
die Schlammbehandlung in einer Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik entspricht und der Schlamm auf eigenbewirtschaftete Ackerflächen 
unter Beachtung der geltenden abfallrechtlichen, naturschutzrechtlichen und boden-
schutzrechtlichen Bestimmungen aufgebracht wird.“ 

Zuständige Behörde für die Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht gem. 
§ 54 Abs. 4 LWG NRW sind die Kreise und kreisfreien Städte als untere Umwelt-
schutzbehörden. Das ergibt sich aus § 1 Abs. 3 i. V. m. § 2 Abs. 1 Satz 1 der Zustän-
digkeitsverordnung Umweltschutz vom 11.12.2007, GV.NRW. S. 668 (Art. 15 des Ge-
setzes zu Kommunalisierung von Aufgaben des Umweltrechts). 

Im sogenannten Außenbereichserlass des nordrhein-westfälischen Bau- und des Um-
weltministeriums19 heißt es zur Aufgabenübertragung: „§ 53 Abs. 1 Landeswasser-
gesetz (LWG NW) weist den Gemeinden die Pflicht zu, das auf ihrem Gebiet anfallen-
de Abwasser zu beseitigen und die dazu erforderlichen Abwasseranlagen zu betreiben. 
Diese Pflicht ist umfassend angelegt und erfasst grundsätzlich jegliche Abwässer, un-
abhängig von der Art des Abwassers und dem Ort des Anfalls. Sie erfasst grundsätz-
lich alle Beseitigungsvorgänge im gesamten Gemeindegebiet, d. h. auch die Abwas-
serbeseitigung im Außenbereich. Unter Berücksichtigung von Verhältnismäßigkeitser-
wägungen und technischer Grenzen der kommunalen Abwasserbeseitigung sieht 
§ 53 Abs. 4 LWG NW Ausnahmen von dieser Pflichtenzuweisung vor. Die Gemeinde 
kann auf ihren Antrag unter Darlegung der vorgenannten Kriterien eine Befreiung von 
ihrer Grundpflicht beantragen. Die dauerhafte Übertragung der Abwasserbeseitigungs-
pflicht auf Nutzungsberechtigte ist allerdings auf Grundstücke begrenzt, die „außerhalb 
im Zusammenhang bebauter Ortsteile“ liegen. Sie steht zudem unter dem Vorbehalt 
einer im Übrigen gemeinwohlverträglichen Abwasserbeseitigung vor Ort. Zur Frage der 
Abwasserbeseitigung durch Kleinkläranlagen für Grundstücke außerhalb im Zusam-
menhang bebauter Ortsteile wird auf den RdErl. des Ministeriums für Umwelt und Na-

                                                 
19 Grundsätze zur planungsrechtlichen Beurteilung von Bauvorhaben im Außenbereich - Au-

ßenbereichserlass - Gem. RdErl. d. Ministeriums für Bauen und Verkehr - VI a 1 - 901.34 -, 
u. d. Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz - 
VII-2  BauGB - vom 27.10.2006 (MBl. NRW. Nr. 36 vom 19.12. 2006 S. 786) Gl.-Nr.: 2311. 
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turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz v. 6.12.1994 (MBl. NRW. 1995 S. 92) 
hingewiesen.“ 

Die Abgrenzung des Außenbereichs vom Innenbereich nimmt der genannte Erlass wie 
folgt vor: „Das BauGB unterscheidet im Hinblick auf die nicht im Geltungsbereich eines 
Bebauungsplans liegenden Bereiche nur zwischen den im Zusammenhang bebauten 
Ortsteilen (§ 34 BauGB) und dem Außenbereich (§ 35 BauGB). Die im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile bilden den Innenbereich. Dieser Bebauungszusammenhang mit 
organischer Siedlungsstruktur endet regelmäßig unmittelbar am letzten Baukörper. Er 
erstreckt sich über Baulücken hinweg nur dann, wenn die aufeinander folgende Be-
bauung trotz der Baulücke den Eindruck der Geschlossenheit oder der Zusammenge-
hörigkeit vermittelt (BVerwG, Beschl. v. 01.04.1997 - 4 B 11.97 -). Das Hinterland von 
bebauten Grundstücken ist typischerweise nicht mehr vom Bebauungszusammenhang 
geprägt (vgl. OVG NRW, Urt. v. 26.06.2006 - 7 a 2974/05 -). Eine ringsum von Bebau-
ung umgebene Freifläche, die so groß ist, dass sich ihre Bebauung nicht mehr als 
zwanglose Fortsetzung der Bebauung aufdrängt und die deshalb nicht als Baulücke 
erscheint, liegt nicht innerhalb eines Bebauungszusammenhangs i. S. d. 
§ 34 Abs. 1 BauGB; sie ist damit bebauungsrechtlich Außenbereich (vgl. BVerwG, 
Beschl. v. 15.9.2005 - 4 BN 37.05 - BauR 2006, 348). Dies ist nicht nach geo-
graphischmathematischen Maßstäben (auch ein Grundstück mit starken Höhenunter-
schieden kann ggf. noch dem Bebauungszusammenhang angehören), sondern auf-
grund einer umfassenden Bewertung des konkreten Sachverhalts zu entscheiden.“ 

Die Option des § 53 Abs. 4 Satz 1 LWG NW beschreibt genau die Situation des Dahler 
Felds, dass Grundstücke außerhalb des im Zusammenhang bebauten Bereichs aus 
Kostengründen nicht an den Kanal angeschlossen werden sollen, dass sich also de-
zentrale Lösungen anbieten. Dagegen dürfte die zweite Variante der Außenbereichslö-
sung, die Schlammentsorgung auf eigenen Ackerflächen bei den hier beschriebenen 
dezentralen Kleinkläranlagen, nicht einschlägig sein. 

Eine Rückübertragung der Abwasserbeseitigungspflicht für Außenbereichsgrundstücke 
erscheint grundsätzlich möglich. So kann der Verwaltungsakt der Übertragung mit Wir-
kung für die Zukunft widerrufen werden. Es gelten die Voraussetzungen des 
§ 49 Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz NRW (NWVwVfG). Die Widerrufsmöglichkeit 
ist in § 53 Abs. 4 LWG NW ausdrücklich vorgesehen. Insoweit als die Widerrufs-
möglichkeit nach wie vor im Gesetz verankert ist, unterscheidet sich das nordrhein-
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westfälische Recht von anderen Landesrechten, die die dauerhafte Übertragung vor-
sehen (vgl. etwa § 149 Abs. 4 Niedersächsisches Wassergesetz (NWG)20). 

Im Zusammenhang mit der grundsätzlichen Rückübertragung stellt sich allerdings die 
Frage, ob im Falle der Rückübertragung der Abwasserbeseitigungspflicht weg vom 
Nutzungsberechtigten des Grundstücks (i. d. R. der private Grundstückseigentümer) 
und zurück zur an sich abwasserbeseitigungspflichtigen Gemeinde besondere abwas-
serrechtliche Voraussetzungen zu beachten sind. 

In einer Leitentscheidung hat sich der 20. Senat des Oberverwaltungsgerichts Münster 
(Urteil vom 2. 4. 1998 - 20 A 3189-96, NVwZ-RR 1999, S. 166 f.21) mit dem Widerruf 
der Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht auseinandergesetzt. Dabei stellte 
das Gericht klar, dass die Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht auf den Nut-
zungsberechtigten des Grundstücks für diesen ein belastender Verwaltungsakt ist. Der 
Nutzungsberechtigte habe hinsichtlich des Widerrufs der Übertragung der Abwasser-
beseitigungspflicht, die mithin seine Entlastung bewirkt, kein subjektives Recht auf feh-
lerfreie Ausübung des Ermessens. Er kann also als Begünstigter nicht beanspruchen, 
dass das Gericht die Verwaltungsentscheidung auf Ermessensfehler hin überprüft. 

Der Entscheidung lag die Konstellation zugrunde, dass die Nutzungsberechtigte des 
Grundstücks zur Beseitigung des auf ihrem Grundstück anfallenden Abwassers eine 
Dreikammerklärgrube mit nachgeschaltetem Rieselrohrnetz betrieb. Hierzu hatte sie 
vom Kreis 1985 eine wasserrechtliche Erlaubnis erhalten. Gleichzeitig war ihr und ih-
rem Ehemann gem. § 53 Abs. 3 LWG NW a. F. (Landeswassergesetz NRW in alter 
Fassung) widerruflich die Pflicht zur Abwasserbeseitigung übertragen worden; die 
Stadt war seitens des Kreises von der Abwasserbeseitigungspflicht freigestellt worden. 
Nach Herstellung einer gemeindlichen Druckentwässerungsleitung für die Ableitung 
von Schmutzwasser widerrief der Kreis die Übertragung der Abwasserbeseitigungs-
pflicht sowie die Freistellung der Stadt. 

Das Gericht sah die Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht nicht als begünsti-
genden sondern als belastenden Verwaltungsakt für den Grundstückseigentümer an 
(s.o.), so dass statt § 48 NWVwVfG vielmehr § 49 NWVwVfG zur Anwendung kommen 
muss. Im Gegenzug ist der Widerruf der Abwasserbeseitigungspflicht für den Grund-
stückseigentümer als entlastend anzusehen, so dass eine Entschädigung nicht in Be-
tracht kommt. 

                                                 
20 Vgl. hierzu OVG Lüneburg, Beschluss vom 17. 9. 2001 - 9 L 829/00, NVwZ-RR 2002, 347 

(349). 
21 = DVBl 1999, 411(Ls.) = NWVBl 1999, 94 = ZfWassR 1999, 114. 
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„Rechtsgrundlage des Widerrufsbescheides ist § 49 I NWVwVfG. Der widerrufene 
Bescheid ist ein nicht begünstigender Verwaltungsakt. Charakteristisches Merkmal 
eines begünstigenden Verwaltungsaktes ist, dass er ein Recht oder einen rechtlich 
erheblichen Vorteil begründet oder bestätigt (§ 48 I 2 NWVwVfG). Die widerrufene 
Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht nach § 53 III NWWassG a. F., ent-
sprechend § 53 IV NWWassG, hat hingegen für die Klägerin und ihren Ehemann 
(nur) eine Pflicht begründet. § 53 I NWWassG bestimmte und bestimmt, dass die 
Gemeinden das auf ihrem Gebiet anfallende Abwasser zu beseitigen und die dazu 
notwendigen Anlagen zu betreiben haben, soweit nicht - lässt man die Ausweisun-
gen eines Abwasserbeseitigungsplanes außer acht - in den folgenden Vorschriften 
andere zur Abwasserbeseitigung verpflichtet sind. Diese Vorschrift füllt den Rahmen 
des § 18a II 1 WHG aus, wonach die Länder regeln, welche Körperschaften des öf-
fentlichen Rechts zur Abwasserbeseitigung verpflichtet sind und die Voraussetzun-
gen, unter denen anderen die Abwasserbeseitigung obliegt. Die grundsätzliche Zu-
ordnung der Abwasserbeseitigungspflicht zu den Gemeinden dient dem durch das 
Wasserhaushaltsgesetz vorgegebenen Ziel, Abwasser so zu beseitigen, dass das 
Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird (§ 18a I 1 WHG). Ebenfalls hieran 
ausgerichtet ist die Möglichkeit, in Ausnahme von der Regel des § 53 I 1 NWWassG 
die Gemeinde auf ihren Antrag von der Pflicht zur Abwasserbeseitigung für ein Au-
ßenbereichsgrundstück freizustellen und diese Pflicht auf den Nutzungsberechtigten 
dieses Grundstücks zu übertragen (§ 53 III NWWassG a. F. - § 53 IV NWWassG). 
Da die Freistellung und Übertragung nur einheitlich verfügt werden dürfen, ist die 
Entscheidung nach § 53 III NWWassG a. F. - § 53 IV NWWassG notwendigerweise 
auf eine Verlagerung der Abwasserbeseitigungspflicht von der Gemeinde auf einen 
privaten Dritten gerichtet. Sowohl die für diesen Wechsel des Abwasserbeseiti-
gungspflichtigen normierten tatbestandlichen Voraussetzungen, die an die gemeind-
lichen Belange und die allein gemeindliche Antragsbefugnis einerseits sowie an 
sonstige öffentliche Belange andererseits anknüpfen, als auch die herbeizuführende 
Rechtsfolge verdeutlichen, dass dem Nutzungsberechtigten ausschließlich eine 
Pflicht auferlegt wird. Allein im öffentlichen Interesse an einer ordnungsgemäßen 
Abwasserbeseitigung wird festgelegt, dass anstelle der Gemeinde, die die im 
Grundsatz ihr obliegende Pflicht von sich abwälzen will, ein anderer verpflichtet ist 
(vgl. Czychowsky, WHG, 7. Aufl., § 18a Rdnrn. 12, 21; Hohnert-Rüttgers-Sanden, 
LWG, 4. Aufl., § 53 Anm. 9). Die Gemeinde kann ausnahmsweise die Beseitigung 
des Abwassers ablehnen; sie erlangt durch die Freistellung und Übertragung einen 
rechtlich erheblichen Vorteil, dem auf seiten des Nutzungsberechtigten des Grund-
stücks die entsprechende Belastung korrespondiert. 

Der in Pflicht genommene Nutzungsberechtigte erlangt demzufolge durch die Über-
tragung der Abwasserbeseitigungspflicht auch keine für ihn vorteilhafte Rechtsposi-
tion i. S. der § § 48 I 2, 49 II NWVwVfG. Unterstrichen wird dies dadurch, dass 
§ 53 III NWWassG a. F. - § 53 IV NWWassG die Widerruflichkeit der Verlagerung 
der Abwasserbeseitigungspflicht hinsichtlich der Freistellung der Gemeinde aus-
drücklich anordnet, hinsichtlich der Übertragung auf den Nutzungsberechtigten da-
gegen nicht. Ein gesetzlicher Widerrufsvorbehalt bezweckt im Allgemeinen, bei ei-
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nem begünstigenden Verwaltungsakt das etwa hervorgerufene Vertrauen in den 
dauerhaften Bestand der Regelung einzuschränken (§ 49 II Nr. 1, VI 1 NWVwVfG). 
Die auf die Rechtswirkungen der Entscheidung nach § 53 III NWWassG a. F. - 
§ 53 IVNWWassG für die Gemeinde bezogene Widerruflichkeit bringt deshalb zum 
Ausdruck, dass der Gesetzgeber insoweit ein schutzwürdiges Interesse an der Fort-
dauer der getroffenen Regelung in Betracht zieht; für den Nutzungsberechtigten 
sieht das Gesetz jedoch ersichtlich keinen Ansatz für ein derartiges Interesse und 
geht von einer nicht begünstigenden Regelung aus. 

Einen rechtlich erheblichen Vorteil bewirkt die Übertragung der Abwasserbeseiti-
gungspflicht nicht deshalb, weil sie zur Folge hat, dass das betreffende Grundstück 
nicht dem gemeindlichen Anschluss- und Benutzungszwang unterliegt. Der An-
schluss- und Benutzungszwang wird durch gemeindliche Satzung vorgeschrieben, 
damit das Abwasser der Gemeinde zur ordnungsgemäßen Beseitigung überlassen 
wird und sodann von der Gemeinde beseitigt werden kann. Die Abwasserbeseiti-
gungspflicht beinhaltet, wenn sie gem. § 53 I 1 NWWassG der Gemeinde obliegt, 
ein solches Überlassungsgebot nicht, sondern verpflichtet die Gemeinde, die recht-
lichen und tatsächlichen Voraussetzungen zu schaffen, um den Besitz an dem Ab-
wasser zu erlangen. Ist dem Nutzungsberechtigten eines Außenbereichsgrund-
stücks die Abwasserbeseitigungspflicht übertragen worden, hat dagegen er eigen-
verantwortlich für die ordnungsgemäße Beseitigung des Abwassers zu sorgen. Die 
Auferlegung der Abwasserbeseitigungspflicht ist aber nicht deshalb (auch) „begüns-
tigend“, weil anstelle dieser Pflicht die nach den jeweiligen Verhältnissen als noch 
belastender empfundene Pflicht zum Anschluss an eine gemeindliche Abwasseran-
lage und zur Benutzung derselben in Erwägung gezogen werden könnte. Das Inte-
resse des Nutzungsberechtigten des Grundstücks an einer Vermeidung des Kanal-
anschlusses ändert nichts daran, dass die Abwasserbeseitigungspflicht umfassen-
der als seine „Pflicht“ ausgestaltet ist und nicht als „Recht“, das Abwasser in Umset-
zung eigener Interessen zu entsorgen. Das Nichtentstehen des Anschluss- und Be-
nutzungszwanges unterfällt schon nicht dem Regelungsgehalt der Übertragung der 
Abwasserbeseitigungspflicht. Der private Abwasserbeseitigungspflichtige wird nicht 
vom Anschluss- und Benutzungszwang „befreit“, sondern mit einer Pflicht belastet, 
die die Gemeinde in die Lage versetzt, die Voraussetzungen für einen Anschluss- 
und Benutzungszwang überhaupt nicht schaffen zu müssen. Die Abwasserbeseiti-
gungspflicht kann gerade dann übertragen werden, wenn eine Übernahme des Ab-
wassers aus technischen oder finanziellen Gründen nicht angezeigt ist; eine solche 
Situation ist typischerweise dann nicht gegeben, wenn für das Grundstück die Mög-
lichkeit des Anschlusses an die öffentliche Kanalisation besteht und die Gemeinde 
rechtmäßigerweise den Anschluss- und Benutzungszwang anordnet. Die Abwas-
serbeseitigungspflicht wird deshalb in aller Regel zu einem Zeitpunkt auf den Nut-
zungsberechtigten übertragen, in dem ein Anschluss- und Benutzungszwang man-
gels einer Anschlussmöglichkeit an eine gemeindliche Abwasseranlage von vornhe-
rein nicht in Frage steht. So ist es auch hier. (Wird ausgeführt.) 
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Das lässt keinen Raum dafür, aus den wirtschaftlichen Folgen der Übertragung der 
Abwasserbeseitigungspflicht auf eine „Begünstigung“ zu schließen. Diese Pflicht 
kann für den Betr. wirtschaftlich vorteilhafter sein als ein alternativ denkbarer An-
schluss an eine gemeindliche Abwasserbeseitigungsanlage mit den hieraus folgen-
den beitragsrechtlichen und gebührenrechtlichen Konsequenzen. Ob dies so ist, 
hängt ab von den konkreten Gegebenheiten des Einzelfalles, etwa dem Zustand ei-
ner auf dem Grundstück betriebenen Abwasserbehandlungsanlage und der Gele-
genheit, das vorgereinigte Abwasser in das Grundwasser bzw. in ein oberirdisches 
Gewässer einzuleiten. Eventuelle finanzielle Vorteile, die dem Nutzungsberechtigten 
des Grundstücks bei eigener Abwasserbeseitigung entstehen, gehen jedoch nur 
mittelbar auf die Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht zurück und sind da-
rüber hinaus lediglich tatsächlicher Natur; sie berühren die rechtliche Sphäre des 
Nutzungsberechtigten nicht. Die Eigenverantwortung für die Beseitigung des Ab-
wassers hindert den belastenden Charakter der Abwasserbeseitigungspflicht nicht, 
sondern ist ihr Bestandteil. Nichts anderes gilt im Hinblick darauf, dass die Übertra-
gung der Abwasserbeseitigungspflicht ggf. die Voraussetzung dafür schafft, die Er-
laubnis für die Einleitung des Abwassers in ein Gewässer zu erlangen 
(§ 52 I 1c NWWassG). Abgesehen davon, dass § 53a NWWassG die Handhabe da-
für bietet, die Einleitung von Abwasser in ein Gewässer ohne gesonderte Übertra-
gung der Abwasserbeseitigungspflicht durch Verwaltungsakt zu erlauben, „bis die 
Übernahme des Abwassers durch die Gemeinde erfolgt“, sind die Methoden, mit 
denen der Nutzungsberechtigte die Abwasserbeseitigungspflicht erfüllt und die zur 
rechtmäßigen Erfüllung der Pflicht erforderlichen behördlichen Gestattungsakte vom 
Regelungsbereich der Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht nicht mit um-
fasst. Auch insoweit handelt es sich allein um mittelbare Auswirkungen der Abwas-
serbeseitigungspflicht, die durch deren Übertragung nicht begründet werden. Au-
ßerdem besteht der Zweck der Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht auch 
mit Blick auf § 52 I 1c NWWassG nicht darin, dem Abwasserbeseitigungspflichtigen 
eine möglichst kostengünstige Möglichkeit der Abwasserentsorgung zu sichern. Im 
Gegenteil wird die Erlaubnisfähigkeit von Abwassereinleitungen im vorliegend zu 
beurteilenden Zusammenhang im öffentlichen Interesse an einer geordneten Ab-
wasserbeseitigung auf Fälle beschränkt, in denen der Nutzungsberechtigte wegen 
der in § 53 III NWWassG a. F. - § 53 IV NWWassG normierten öffentlichen Belange 
der Abwasserbeseitigungspflicht unterliegt. 

Der Widerruf der Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht ist nicht ausge-
schlossen. Ein Verwaltungsakt gleichen Inhalts müsste nicht erneut erlassen wer-
den. Die Voraussetzungen für eine abermalige Übertragung der Abwasserbeseiti-
gungspflicht liegen nicht vor, und zwar schon deshalb nicht, weil die Beigeladene 
keinen auf die Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht gerichteten Antrag ge-
stellt hat, die Entscheidung nach § 53 IV NWWassG jedoch einen solchen Antrag 
zwingend erfordert. Der Antrag der Beigel(adenen), aufgrund dessen der widerrufe-
ne Übertragungsbescheid ergangen ist, ist mit der antragsgemäßen Bescheidung 
gegenstandslos geworden; er war auf das Fehlen einer gemeindlichen Abwasseran-
lage gestützt und ist seit der Herstellung der Druckentwässerungsleitung in Umset-
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zung des Abwasserbeseitigungskonzeptes inhaltlich überholt. Die Beigeladene ist 
bereit, der Abwasserbeseitigungspflicht nachzukommen; sie hat die Klägerin bereits 
zum Anschluss an die Druckentwässerungsleitung aufgefordert. 

Außerdem ist die Übernahme des Abwassers durch die Beigeladene nicht wegen 
technischer Schwierigkeiten oder wegen eines unverhältnismäßig hohen Aufwandes 
nicht angezeigt. Derartige Erschwernisse müssen, sollen sie entscheidungserheb-
lich sein, ein besonderes, gesteigertes Ausmaß erreichen. Die üblichen, vielfach 
auftretenden technischen und finanziellen Erfordernisse können, weil § 53 IV 
NWWassG als Ausnahmebestimmung konzipiert ist und die gemeindliche Abwas-
serbeseitigungspflicht sich im Grundsatz auf das gesamte Gemeindegebiet ein-
schließlich des Außenbereichs und der nur unter Schwierigkeiten zu erschließenden 
Bereiche erstreckt, nicht zur Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht führen. 
Besondere Umstände in diesem Sinne sind nicht gegeben. (Wird ausgeführt.)“ 

Ferner hat das OVG Münster (a.a.O., S. 167) die Frage, ob der Widerruf der Übertra-
gung der Abwasserbeseitigungspflicht im Ermessen der zuständigen Wasserbehörde 
liegt, im Einklang mit der wohl herrschenden Meinung22 bejaht. Hier geht es insbeson-
dere um die (verneinte) Frage der Gleichwertigkeit der Alternativen Kanalanschluss 
und Kleinkläranlage. Insbesondere hat das OVG Münster kein rechtlich geschütztes 
Interesse des Grundstückseigentümers an der Beibehaltung der (belastenden) Klein-
kläranlagenlösung bzw. kein Recht auf fehlerfreie Ermessensausübung anerkannt: 

„Anhaltspunkte dafür, dass der Beklagte dieses Ermessen rechtmäßig allein durch 
die Übertragung der Pflicht auf die Klägerin ausüben könnte, liegen nicht vor. Eine 
private Kleinkläranlage der vorhandenen Art ist gegenüber einem öffentlichen Kana-
lisationsnetz mit Kläranlage eine Einrichtung von wasserwirtschaftlich geringerer 
Qualität (vgl. OVG Münster, Beschl. v. 18. 12. 1996 - 20 A 6862-95 - m. w. Nachw.). 

Die vornehmlich an wirtschaftlichen Erwägungen orientierte Ermöglichung des Ein-
satzes von Kleinkläranlagen als Dauerlösung für die Abwasserbeseitigung (vgl. 
RdErl. des Min. für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft v. 6. 12. 1994 - IV B 
6-0130014261, in: NWMBl 1995, 92, und v. 20. 6. 1995 - IV B 6-0130014261, in: 
Mitt. NWStGB 1995, 234) betrifft gemeindliche Planungen zur Erweiterung der öf-
fentlichen Kanalisation und stellt nicht in Frage, dass der Anschluss an eine vorhan-
dene öffentliche Abwasseranlage, wo er - wie hier - möglich ist, sinnvoll und was-
serwirtschaftlich angezeigt ist. Zwingende Gründe, gleichwohl der privaten Klein-
kläranlage der Klägerin den Vorzug einzuräumen und deshalb die Abwasserbeseiti-
gungspflicht auf sie zu übertragen, sind weder dargetan worden noch sonst ersicht-
lich. 

                                                 
22 OVG Frankfurt (Oder): Anschluss- und Benutzungszwang an Wasserversorgung und Ab-

wasserentsorgung LKV 2004, 278.   
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Von dem ihm hiernach zustehenden Ermessen, die Übertragung der Abwasserbe-
seitigungspflicht zu widerrufen, hat der Beklagte mit dem angefochtenen Bescheid 
nicht in einer Rechte der Klägerin verletzenden Weise Gebrauch gemacht. Zum ei-
nen vermittelt § 49 I NWVwVfG dem Nutzungsberechtigten, dem die Abwasserbe-
seitigungspflicht übertragen worden ist, kein subjektives Recht auf rechtsfehlerfreie 
Ausübung des Widerrufsermessens. Dem Gesichtspunkt der Rechtssicherheit, also 
der Beibehaltung der Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht, entspricht auf 
Seiten des Nutzungsberechtigten kein rechtlich geschütztes Interesse. Der Widerruf 
hat für den Nutzungsberechtigten, da die Übertragung der Pflicht für ihn ein aus-
schließlich belastender Verwaltungsakt ist, lediglich begünstigenden Charakter; der 
Nutzungsberechtigte wird von der Abwasserbeseitigungspflicht wieder frei. Ebenso 
wie die Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht ist deren Rückgängigmachung 
nicht dazu bestimmt, (auch) den Belangen des Nutzungsberechtigten zu dienen; 
ausschlaggebend hierfür sind die gemeindlichen Interessen an der Wahrnehmung 
der Abwasserbeseitigungspflicht und sonstige öffentliche Belange. Ein belastender 
Verwaltungsakt kann zwar Grundlage und Gegenstand rechtlich geschützten Ver-
trauens sein (vgl. BVerwG, NVwZ 1988, 938 m.w. Nachw.). Das mögliche Vertrauen 
des Nutzungsberechtigten richtet sich indessen nicht auf den Bestand der Verlage-
rung der Abwasserbeseitigungspflicht auf ihn, sondern allenfalls darauf, dass die 
Gemeinde nicht in Abkehr von ihrem die Übertragung der Pflicht auslösenden An-
trag die Voraussetzungen für den Anschluss- und Benutzungszwang schafft und 
hieraus ihrerseits Pflichten hinsichtlich der Überlassung des Abwassers ableitet. Die 
Wasserbehörde, die dem gemeindlichen Antrag gem. § 53 III 3 NWWassG a. F.- 
§ 53 IV NWWassG stattgegeben hat, kann, wenn die Kanalanschlussmöglichkeit 
später entsteht, einem solchen Vertrauen mangels wasserrechtlichen Bezuges nicht 
Rechnung tragen. Vielmehr hat die Gemeinde die Entscheidung über den Ausbau 
der öffentlichen Kanalisation und den Anschluss des Grundstücks an das Kanalnetz 
in eigener Verantwortung zu treffen; das Ziel des Nutzungsberechtigten, nicht we-
gen des Anschluss- und Benutzungszwangs um den Nutzen der für eine Kleinklär-
anlage getätigten Investitionen gebracht zu werden, kann daher lediglich im Ver-
hältnis zur Gemeinde Geltung erlangen.“ 

Diese restriktive Sichtweise wurde später von anderen Gerichten in der gleichen Weise 
beurteilt, und zwar auch unter Berücksichtigung ökologischer Belange: 

„Das gilt auch dann, wenn der Grundstückseigentümer auf seinem Grundstück eine 
private Kläranlage errichtet und bisher betrieben hat, die einwandfrei arbeitet (so 
BVerwG, NVwZ 1998, 1080; vorgehend VGH München, BayVBl 1998, 721; OVG 
Lüneburg, Beschl. v. 13. 3. 2001 - 9 LA 873/01 - zit. nach juris). Die Entscheidung 
der Gemeinde zu Gunsten einer zentralen Abwasserbeseitigung ist regelmäßig 
selbst dann rechtens, wenn sie bei den einzelnen Grundstückseigentümern zu einer 
deutlichen finanziellen Mehrbelastung gegenüber der Abwasserbeseitigung durch 
eine Kleinkläranlage führt. „Es ist Sache der Gemeinden bzw. der insoweit gebilde-
ten Zweckverbände, im Rahmen ihres Abwasserbeseitigungskonzepts Vorstellun-
gen zu entwickeln, wie sie die Pflichtaufgabe der Abwasserbeseitigung gem. 
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§ 66 I 1 BbgWassG bezogen auf ihr Gebiet unter den verschiedenen zu erwägen-
den Sachgesichtspunkten, zu denen selbstverständlich ökologische Aspekte gehö-
ren, erledigen wollen (vgl. zu diesem Handlungsspielraum nach NdsWassG: OVG 
Lüneburg, ZfW 2002, 251).“ 

Das bedeutet im Ergebnis, dass der eine Kleinkläranlage nutzende Grundstücks-
eigentümer, der ggf. erheblich in seine Anlage investiert hat, im Verhältnis zum pflich-
tenübertragenden Kreis nicht davor geschützt ist, sein Grundstück später doch noch an 
den öffentlichen Kanal anschließen zu müssen. Vor diesem Hintergrund empfiehlt es 
sich, dezentrale Abwasserbeseitigungslösungen unbedingt mit der Gemeinde abzu-
stimmen, damit nicht später Entscheidungen zum Nachteil der Grundstückseigentümer 
und Abwasserbeseitigungspflichtigen revidiert werden. 

Als Fazit kann festgehalten werden, dass die grundsätzliche Zuweisung der Abwasser-
beseitigungspflicht auf die Gemeinden (vgl. § 53 Abs. 1 LWG NW) die Rechtsprechung 
in Richtung einer kommunenfreundlichen Entscheidungspraxis geleitet hat. 

Nicht beantwortet ist damit die Frage, ob ein Kreis auch ohne seitens der Gemeinde 
neu geschaffene zentrale Abwasserinfrastruktur die Übertragung widerrufen kann, bei-
spielsweise weil – wie in Selm denkbar – die Gemeinde ein Konzept mit zentralem Be-
trieb dezentraler Anlagen beschlossen hat und nun umsetzen will. Da hierzu keine 
Rechtsprechung vorliegt, kann nur auf die grundsätzlich kommunenfreundliche Recht-
sprechung verwiesen werden. Vor diesem Hintergrund empfiehlt es sich, den Kreis 
rechtzeitig in die Verhandlungen bzw. Vereinbarungen mit einzubeziehen, um sich ge-
gen ein solches Risiko nach Möglichkeit abzusichern. 

7.5.2.3 Abwasserentsorgungspflicht bei nicht an der öffentlichen Kana-
lisation angeschlossenen Gebäuden mit Eigentumswohnungen 

Im Dahler Feld gibt es nicht nur Einfamilienhäuser sondern auch Mehrfamilienhäuser, 
die über eine eigene Kleinkläranlage entsorgt werden. Neben Mietverhältnissen gibt es 
dort auch Eigentümergemeinschaften. Hieraus ergeben sich spezielle rechtliche Fra-
gen hinsichtlich der Abwasserentsorgungspflicht: 

Wer ist bei Mehrfamilien-Wohngebäuden, die nicht an eine öffentliche Kanalisa-
tion angeschlossen sind und an denen mehrere Personen Eigentum haben, ab-
wasserentsorgungspflichtig: Der einzelne Wohnungseigentümer oder die Eigen-
tümergemeinschaft? Wie sind die Haftungsfragen geregelt? 

Da nach dem Gesetz über das Wohnungseigentum und das Dauerwohnrecht vom 
15. März 1951 - BGBl. I S. 175 – Wohnungseigentumsgesetz, WEG) die Eigentümer 
im Außenverhältnis als Gemeinschaft auftreten, müssen sie eine als Gemeinschaft 
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übernommene Beseitigungspflicht als Nutzungsberechtigter des Grundstücks i. S. d. 
§ 53 Abs. 3a, 4 LWG NW auch gemeinschaftlich erfüllen. Im Außenverhältnis wird die 
Gemeinschaft durch den nach dem Wohnungseigentumsgesetz bestellten Verwalter 
(§ 26 WEG) vertreten. Gegenüber der Überwachungsbehörde haftet somit die Eigen-
tümergemeinschaft für den ordnungsgemäßen Betrieb der Kleinkläranlage. 

Im Innenverhältnis – also im Verhältnis zwischen den Mitgliedern der Eigentümerge-
meinschaft – richtet sich die Haftungsfrage ebenfalls nach dem zivilrechtlichen WEG. 

7.5.2.4 Kleinkläranlagen als Gemeinschaftsanlagen für mehrere Grund-
stücke 

Nach der bisherigen Rechtslage ist entweder die Kommune abwasserentsorgungs-
pflichtig und die Grundstücke werden an eine öffentliche Kanalisation angeschlossen, 
oder die Abwasserentsorgungspflicht von nicht mit vertretbarem Aufwand anschließba-
ren Grundstücken wird vom Kreis auf die Grundstücksbesitzer übertragen. Im Dahler 
Feld wäre es technisch denkbar gewesen, anstatt jedes Grundstück über eine eigene 
Kleinkläranlage zu entsorgen, sogenannte Clusterlösungen in Betracht zu ziehen, bei 
denen die Abwasserentsorgung von Häusergruppen über eine gemeinsame kleine 
Kläranlage erfolgt. 

Kann bei übertragener Abwasserbeseitigungspflicht die Abwasserentsorgung 
von mehreren, nicht an eine öffentliche Kanalisation angeschlossenen, benach-
barten Grundstücken mit Wohnbebauung im Außenbereich einer Kommune mit-
tels einer gemeinschaftlichen kleinen, ggf. von Dritten betriebenen Kläranlage 
erfolgen? Was sind die organisatorischen und formellen Voraussetzungen? Wel-
che Konsequenzen ergeben sich daraus für den Standort der Anlage? 

Grundsätzlich können sich mehrere private Grundstückseigentümer zur gemeinschaft-
lichen Erfüllung der auf sie übertragenen Abwasserbeseitigungspflicht zusammen-
schließen. Allerdings verlangt § 53 Abs. 6 LWG NW eine Genehmigung der zuständi-
gen Behörde und verlangt materielle Voraussetzungen für den Zusammenschluss: 

„(6) Abwasserbeseitigungspflichtige können sich mit Genehmigung der zuständigen 
Behörde zur gemeinsamen Durchführung der Abwasserbeseitigung zusammen-
schließen. Sie sind zur gemeinsamen Durchführung verpflichtet, wenn anders die 
Abwasserbeseitigung nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden kann oder wenn 
die gemeinsame Durchführung zweckmäßiger ist. Dies ist insbesondere der Fall, 
wenn durch die gemeinsame Durchführung 

a) eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere eine 
Gewässerverunreinigung vermieden oder verringert, oder 
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b) die Abwasserbeseitigung insgesamt wirtschaftlicher gestaltet werden 
kann.“ 

Das nordrhein-westfälische Wassergesetz verlangt für den Zusammenschluss keine 
besondere Rechtsform, sondern stellt nur Voraussetzungen für den Zusammenschluss 
auf. Als Rechtsformen des Zusammenschlusses, mit dem die Durchführung der ge-
meinsamen Abwasserentsorgung geregelt und näher bestimmt wird, sind die Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts (§ 705 BGB), der Verein (§ 21 f. BGB) sowie u. a. auch 
Kapitalgesellschaften (§ 1 GmbHG) denkbar. Vielfach wird Zweck des Zusammen-
schlusses aber kein wirtschaftlicher Zweck im Sinne einer Gewinnerzielungsabsicht 
sein. Weil es sich im Regelfall um einfache Zusammenschlüsse im nachbarschaftlichen 
Verhältnis handelt, dürfen an die Rechtsform der Kooperation keine zu hohen Anforde-
rungen gestellt werden: Oft wird eine sog. BGB-Gesellschaft ausreichen, für die die 
§§ 705 BGB Regeln bereitstellen. Etwaige Gesellschaftsverträge sollten die Frage des 
Gesellschafterwechsels berücksichtigen (vgl. § 736 BGB), der z. B. bei einer Grund-
stücksveräußerung notwendig werden kann (Rechtsnachfolgerklausel). Die Haftung im 
Innen- sowie im Außenverhältnis richtet sich wie auch die Vertretungsbefugnis nach 
den gesetzlichen Regeln der konkret gewählten Rechtsform der Zusammenarbeit. In 
der Praxis wird empfohlen, im Vertrag die Durchleitungs- sowie die Benutzungsrechte 
der Vertragspartner (inkl. Zuleitungen) zu bestimmen. Die Benutzungsrechte an der 
Kleinkläranlage können durch Grunddienstbarkeiten gesichert werden. 

Ist die Abwasserbeseitigungspflicht auf Grundstückseigentümer übertragen, können sie 
sich zur Erfüllung der Pflicht auch Privater (oder dann öffentlich rechtlicher Körper-
schaften wie den sondergesetzlichen Wasserverbänden) bedienen (vgl. § 278 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches). Formell müssen die Grundstückseigentümer die Mithilfe 
bei der Aufgabenerfüllung privatrechtlich vertraglich regeln. 

Auf welchem Grundstück sich die Anlage befindet, ist rechtlich irrelevant. Das Grund-
stück kann einem Mitglied der Gemeinschaft der Abwasserbeseitigungspflichtigen ge-
hören oder von der Gemeinschaft der Abwasserbeseitigungspflichtigen erworben oder 
gepachtet sein. 

Mit der Änderung des Wassergesetzes in der Fassung des Gesetzes zur Änderung 
des Landeswassergesetzes, der Landesbauordnung und des Landesabfallgesetzes 
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vom 11.12.200723, die am 31.12.2007 in Kraft getreten ist, ist nunmehr eine Änderung 
hinsichtlich des Abwasserbeseitigungskonzepts vorgenommen worden, der die Errich-
tung von dezentralen Abwasserbehandlungsanlagen als Alternative zur Kanalisation 
erleichtern dürfte. § 53 Abs. 1d LWG NW n. F. hat folgenden Wortlaut: 

„Ist die Einrichtung einer Kanalisation nicht gerechtfertigt, weil sie entweder keinen 
Nutzen für die Umwelt mit sich bringen würde oder mit übermäßigen Kosten ver-
bunden wäre, so sind andere geeignete kostengünstigere gemeinsame Abwasser-
systeme zulässig, die das gleiche Umweltschutzniveau gewährleisten.“ 

7.5.2.5 Bemessung von Kleinkläranlagen 

Wenn die Abwasserentsorgung eines Grundstücks über eine eigene Kleinkläranlage 
erfolgen muss, haben die Länder entsprechende Vorschriften hinsichtlich der notwen-
digen Kapazität der Kleinkläranlage erlassen. In NRW erfolgt die Festlegung gemäß 
der an die Kleinkläranlage angeschlossenen Wohnfläche. Da im Dahler Feld mehrheit-
lich Einfamilienhäuser mit relativ großer Wohnfläche stehen, in denen heute oftmals 
nur noch zwei Bewohner leben, führt diese Bemessungsvorschrift zu überdimensionier-
ten Kleinkläranlagen. Ist beispielsweise aufgrund der angeschlossenen Wohnfläche 
eine 8 EW Anlage erforderlich, wohnen in dem angeschlossenen Haus aber lediglich 
zwei Personen, ist die Kleinkläranlage tendenziell stark unterausgelastet und es kommt 
zu Betriebsproblemen (vgl. Abschnitte 7.2 und 7.3). Insbesondere beim Einsatz von 
MBR-Kleinkläranlagen hat die geltende Bemessungsvorschrift auch zur Folge, dass die 
Anlage mit zwei anstatt nur mit einem Membranmodul ausgestattet werden muss, wo-
durch die Investitions- und Betriebskosten deutlich ansteigen. Beim Einsatz von SBR-
Anlagen fällt dies weniger stark ins Gewicht, da sich eine 4-EW SBR-Anlage nur durch 
ein etwas größeres Reaktorvolumen von einer 8-EW SBR-Anlage unterscheidet, die 
Maschinentechnik jedoch nahezu identisch ist. Hier stellt sich daher die Frage, ob eine 
Anpassung der Bemessungsvorschrift nicht sinnvoll wäre, insbesondere dann, wenn 
der Einsatz moderner und sehr leistungsfähiger MBR-Kleinkläranlagentechnik nicht 
systematisch behindert werden soll. 

 

 

                                                 
23 GV.NRW. S. 708. Vgl. die Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Umwelt 

und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz zu dem Gesetzentwurf der Lan-
desregierung Drucksache 14/4835: Gesetz zur Änderung des Landeswassergesetzes, der 
Landesbauordnung und des Landesabfallgesetzes (ArtikelG), LT-Drs. 14/5589 vom 
29.11.2007. 



100 7 Ergebnisse und Erfahrungen mit der umgesetzten Lösung 

Wie ist die derzeitige Bemessungsvorschrift zur Festlegung der erforderlichen 
Größe einer Kleinkläranlage in NRW zu bewerten, wenn dadurch eine fortschritt-
liche Kleinkläranlagentechnik (hier MBR-Kleinkläranlagen) gegenüber konventi-
onellen SBR-Kleinkläranlagen benachteiligt wird? 

Eine Bemessungsvorschrift erhält dadurch für den Betreiber einer Kleinkläranlage Re-
levanz, dass sie über § 57 Abs. 1 LWG NW im Bundesland eingeführt wurde, um den 
Stand der Technik bzw. die allgemein anerkannten Regeln der Technik im Rahmen der 
Anforderungen an die Einleitesituation oder den Bau bzw. Betrieb der Abwasserbe-
handlungsanlage definieren zu helfen. Relevant ist somit die auf den Bau und Betrieb 
von Abwasseranlagen gemäß der „... jeweils in Betracht kommenden Regel der Tech-
nik...“ „... insbesondere auf die technischen Bestimmungen für den Bau, den Betrieb 
und die Unterhaltung von Abwasseranlagen, die vom Ministerium für Umwelt, ... durch 
Bekanntgabe im Ministerialblatt eingeführt werden ...“ abzustellen. 

Hier wird davon ausgegangen, dass es sich bei der genannten Bemessungsvorschrift, 
die durch Veröffentlichung als Stand der Technik im Sinne des § 57 Abs. 1 LGW NW 
eingeführt wurde, um die „Grundsätze für die Planung und die Bauausführung von Ab-
wasseranlagen im ländlichen Raum“ (Runderlass des Ministeriums für Umwelt, Raum-
ordnung und Landwirtschaft vom 7. August 1996 (MBl. NW S. 1551) handelt. 

Die Veröffentlichung hat jedoch lediglich Indizwirkung und schließt innovative Technik 
nicht aus: Die in dem jeweiligen Bundesland angeordnete Einführung einzelner Regeln 
oder Regelwerke durch Veröffentlichung der zuständigen Behörde qualifiziert die ein-
geführten technischen Anforderungen ebenfalls nur dann als Regeln der Technik, 
wenn sie tatsächlich in der Fachöffentlichkeit als solche betrachtet werden (Czychows-
ki/Reinhardt, WHG, § 18b Rn. 11). Damit steht zugleich fest, dass die Veröffentlichung 
nicht die Wirkung hat, andere, anerkannte Regelungen auszuschließen. Die behördli-
che Bekanntmachung dient insoweit nur der Klarstellung für die Verwaltungspraxis. Die 
Einführung ergibt jedoch für denjenigen, der die Abwasseranlage nach den eingeführ-
ten Regeln betreibt, die Vermutung, die allgemein anerkannten Regeln der Technik 
einzuhalten (Dahme, in: Sieder/Zeitler/Dahme/Knopp, WHG, § 18b Rn. 16; Breuer 
2004, Rn. 535). 

Mit anderen Worten hat die Behörde im Rahmen ihres Bewirtschaftungsermessens 
innovative Abwasserbeseitigungstechniken zu berücksichtigen, wenn diese vergleich-
bar mit dem Stand der Technik bzw. den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
sind. 

Dem Gesetzgeber steht bei der Gestaltung der rechtlichen Vorschriften des Wasser-
rechts ein recht weiter Gestaltungsspielraum zu (sog. gesetzgeberisches Ermessen). 
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Der Landesgesetzgeber muss sich bei der Ausgestaltung seines Landeswasser-
gesetzes bzw. der ausfüllenden untergesetzlichen Normen nur an die Vorgaben des 
Bundesrechts sowie an die des europäischen Rechts halten. Insoweit steht es dem 
MUNLV frei, für membrangestützte Kleinkläranlagen (MUNLV 2004, 32 f.) andere Be-
messungsgrundlagen zugrunde zu legen als für herkömmlichen SBR-Anlagen. Die 
Bezugnahme auf die Einwohnerwerte (EW) ist grundsätzlich nicht zu beanstanden, 
findet diese Bemessungsgröße doch auch in den einschlägigen technischen Regel-
werken Verwendung: 

• Unter eine Kleinkläranlage fallen gemäß DIN 4261-124 Anlagen mit einem 
Schmutzwasserzufluss bis 8 m³/d (entspricht dem täglich anfallenden Schmutzwas-
ser von etwa 50 Einwohnern). 

• Kleine Kläranlagen sind Kläranlagen von 50 bis 500 E. Die Grundsätze für Bemes-
sung, Bau und Betrieb der kleinen Kläranlagen mit aerober biologischer Reini-
gungsstufe von 50 - 150 E werden im Arbeitsblatt A 122 der Abwassertechnischen 
Vereinigung (ATV) (heute: DWA) beschrieben. 

Abseits dieser klaren rechtlichen Aussage steht die Frage im Raum, wieso der Lan-
desgesetzgeber nicht die Chance nutzt, mit seinem Recht Raum für innovative Abwas-
serbehandlungstechnik einzuräumen und damit Innovationen zuzulassen bzw. sogar 
mittels des Rechts zu befördern. In den Rechtswissenschaften ist inzwischen aner-
kannt, dass durch rechtliche Vorgaben Raum für Innovationen geschaffen werden 
kann. 

Das Abwasserrecht ist stark durch die Technik geprägt. Fortschritte bezüglich des 
Umweltschutzes werden in vielen Fällen erst durch technische Weiterentwicklungen 
möglich. Folglich ist es besonders dienlich für die Umsetzung umweltpolitischer Ziele, 
wenn Instrumente dazu geeignet sind, Innovationen positiv zu beeinflussen. Gefragt 
werden muss, inwieweit rechtliche Innovationen im Stande sein können, ökonomische 
und ökologische Innovationen zu induzieren oder zu verstärken und vor allem wie sie 
mit den Tendenzen zur Modularisierung harmonieren oder in Widerspruch stehen. Die-
se rechtlichen Innovationen können im besten Falle sogenannte Politikdiffusionen be-
wirken, welche in anderen Gebietskörperschaften zu Nachahmungseffekten führen 
können (Jänicke 2000, 289). 

Untersuchungsgegenstand der Rechtswissenschaft ist einmal der Einfluss von Recht 
auf die Durchsetzung von Innovationen, seine hemmende und fördernde Wirkung. Zum 
anderen geht es um den Einfluss von Recht auf die Bewältigung der Risiken und Fol-
                                                 
24 Kleinkläranlagen - Teil 1: Anlagen zur Abwasservorbehandlung. Mit DIN EN 12566-1: 2000-

09 Ersatz für DIN 4261-1: 1991-02 und DIN 4261-3: 1990-09. 



102 7 Ergebnisse und Erfahrungen mit der umgesetzten Lösung 

gen von Innovationen. Für diese Ebene sind oft rechtliche Innovationen notwendig, um 
diese Regelungsaufgaben zu erfüllen (Hoffmann-Riem 2005). 

Erstens: Recht soll dafür sorgen, dass im Innovationsgeschehen Aspekte und Interes-
sen berücksichtigt werden, die sonst ausgeblendet werden. Insofern sichert Recht die 
Zukunftsfähigkeit wirtschaftlicher Betätigung, die durch Innovationen, die nur an be-
triebswirtschaftlichen Kriterien orientiert wären, gefährdet sein könnte (Roßnagel 1999, 
196 ff.). Ziel der Innovationsforschung ist somit, genau zu bestimmen, wo Recht Inno-
vationen als gerechtfertigte Schranke und wo als unnötiges Hemmnis entgegentritt. 

Zweitens: Wo und wie kann Recht Anreize für Innovationen setzen? Dies kann zum 
einen dadurch geschehen, dass Recht Freiräume für Kreativität und Initiative schafft. 
Ziel der Innovationsforschung muss daher sein, zu untersuchen, wie durch rechtliche 
Freiräume Entlastungen und Anreize erreicht werden können, die Interessen der Ak-
teure im richtigen Maß auf Neuerungen auszurichten. Unter Akteuren sind in diesem 
Zusammenhang formale sowie informale Institutionen sowie Individuen, die Träger von 
Umweltbelangen sind, zu verstehen. Zu fragen ist also wo und wie Recht einen für ge-
wünschte Innovationen – hier für die Abwasserbehandlung – förderlichen Rahmen set-
zen oder ihnen gar zur Durchsetzung verhelfen kann. 

Bei allen genannten Aspekten der hemmenden und fördernden Wirkung von Recht 
geht es immer auch um die Wirkungsweisen von Recht, genauer: von verschiedenen 
rechtlichen Instrumenten und rechtlichen Strukturprinzipien (Hof 1996; Haft/Hof/We-
sche 2001; Bizer/Führ/Huttig 2002; Hof/Lübbe-Wolff 1999; Hill/Hof 2000). Diese müs-
sen in ihrer spezifischen Wirkung, in ihrem Zusammenwirken mit und in ihrer Konkur-
renz zu anderen Steuerungsmedien wie beispielsweise Geld  Information oder Macht, 
aber auch zu technischen Standards und professionellen Normen bestimmt werden. 

§ 18b WHG verlangt für den Bau und Betrieb der Abwasserbehandlungsanlagen, also 
für die Indirekteinleitung, die Einhaltung der Anforderungen an die Direkteinleitung 
nach § 7a WHG. In § 7a WHG sind die Anforderungen, die mindestens an das Einlei-
ten von Abwasser zu stellen sind, geregelt. Danach darf eine Erlaubnis nur erteilt wer-
den, wenn die Schadstofffracht des Abwassers so gering gehalten wird, wie dies bei 
Einhaltung der jeweils in Betracht kommenden Verfahren nach dem Stand der Technik 
möglich ist. 

Die Anforderungen, die bei der Erteilung einer Erlaubnis mindestens festzusetzen sind 
(Mindestanforderungen), werden nach dem Stand der Technik branchenspezifisch in 
Anhängen zur Abwasserverordnung (AbwV) festgelegt. Für häusliches und kommuna-
les Abwasser sind die Mindestanforderungen in Anhang 1 zur Abwasserverordnung 
festgeschrieben. Bei diesen Anforderungen nach dem Stand der Technik handelt es 
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sich um Mindestanforderungen. In jedem Einzelfall ist anhand der aktuellen Gegeben-
heiten zu prüfen, in welchem Maß weitergehende Anforderungen an technische und 
betriebliche Maßnahmen gestellt werden müssen. Selbst dieses Anforderungsniveau 
ist nicht immer ausreichend, um ein angestrebtes Güteziel (guter ökologischer und 
chemischer Zustand) zu erreichen, was aber wegen fehlender technischer Möglichkei-
ten hingenommen werden muss. Haben sich jedoch weitergehende technische Mög-
lichkeiten entwickelt, kann diese neue Technik durch Anpassung der gesetzlichen An-
forderungen an die Einleitung den alten Stand der Technik ablösen. 

7.5.2.6 Zugangsrecht des Betreibers 

Wenn wie im vorliegenden Projekt ein gewerblicher Contractor/Betreiber die Abwas-
serentsorgung eines Privatgrundstücks mittels Kleinkläranlage besorgt, steht seine 
Anlage auf fremdem Grund bzw. er muss – um den vereinbarten ordnungsgemäßen 
Betrieb der Anlage sicherzustellen – zwecks Inspektion und Wartung Zutritt zum Pri-
vatgrundstück seines Auftraggebers haben. 

Wie verhält es sich mit dem Zugangsrecht eines gewerblichen Betreibers von 
KKA zu einem Privatgrundstück, auf welchem er mit seiner Kleinkläranlage die 
Abwasserentsorgung des Gebäudes im Auftrag des Grundstückseigentümers 
betreibt? Hat er jederzeit Zugang zu seiner Anlage? 

Die Frage des Zugangsrechts ist Regelungsgegenstand des zivilrechtlichen Vertrags, 
den der Grundstückseigentümer mit dem gewerblichen Kleinkläranlagen-Betreiber 
schließt. Es erscheint unwahrscheinlich, dass der Vertrag keine Duldungspflichten hin-
sichtlich der Betretung enthält. 

Die das Betretungsrecht der Vertreter oder Beauftragten der Gemeinde regelnde Vor-
schrift des § 53 Abs. 4a LWG NW kann hingegen nicht herangezogen werden. Das 
ergibt sich aus dem Adressatenkreis der Norm, zu dem der gewerbliche Betreiber nicht 
gehört. 

Änderungen für die Kontrolle der Anlagen durch die Gemeinde, nicht aber für das Zu-
gangsrecht des hier für die Fragestellung interessierenden Personenkreises, ergeben 
sich durch die neue Norm des § 61 LWG n. F., dessen Abs. 1 und 2 folgenden Wort-
laut haben: 

„§ 61a Private Abwasseranlagen 

(1) Private Abwasseranlagen sind so anzuordnen, herzustellen und instand zu hal-
ten, dass sie betriebssicher sind und Gefahren oder unzumutbare Belästigungen 
nicht entstehen können. Abwasserleitungen müssen geschlossen, dicht und soweit 
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erforderlich zum Reinigen eingerichtet sein. Niederschlagswasser kann in offenen 
Gerinnen abgeleitet werden. Im Übrigen gilt § 57 entsprechend. 

(2) Die Gemeinde ist berechtigt, die Errichtung und den Betrieb von Inspektionsöff-
nungen oder Einsteigeschächten mit Zugang für Personal auf privaten Grundstü-
cken satzungsrechtlich vorzuschreiben.“ 

7.5.2.7 Zuständigkeiten im Zusammenhang mit der wasserrechtlichen 
Genehmigung bei Contracting-/Betreibermodellen 

Der Abwasserentsorgungspflichtige, d. h. der private Grundstücks-/Hausbesitzer ist 
grundsätzlich für die wasserrechtlichen Aspekte des Betriebs „seiner“ Kleinkläranlage 
wie beispielsweise die Beantragung der wasserrechtlichen Genehmigung zuständig. Im 
Zusammenhang mit einem konsequenten Dienstleistungskonzept, wie es im vorliegen-
den Projekt umgesetzt wurde, wäre es eine Erleichterung für den Kunden, wenn der 
Dienstleister im Namen des Kunden entsprechende wasserrechtliche Anträge stellen 
und deren Belange bei der Wasserbehörde vertreten könnte: 

Durch wen muss im Falle eines Betreibermodells – ähnlich dem wie es derzeit im 
Dahler Feld vom Lippeverband durchgeführt wird – die Beantragung der wasser-
rechtlichen Genehmigungen für die Kleinkläranlagen erfolgen? Durch den 
Grundstückseigentümer oder kann der Betreiber Anträge bündeln? 

Wasserrechtliche Erlaubnisse werden nach dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG) sowie 
nach dem nordrhein-westfälischen Wassergesetz (LWG NW) erteilt. Eine Benutzung 
der Gewässer (oberirdische Gewässer, Küstengewässer, Grundwasser) bedarf der 
behördlichen Erlaubnis oder Bewilligung (§ 2 Abs. 1 WHG). Abwassereinleitungen in 
oberirdische Gewässer sind Benutzungen im Sinne des WHG (§ 3 Abs. 1 Nr. 4 WHG), 
für die keine Bewilligungen, sondern nur wasserrechtliche Erlaubnisse erteilt werden 
dürfen (§ 8 Abs. 2 Satz 2 WHG). Die Erlaubnis gewährt die widerrufliche Befugnis, ein 
Gewässer zu einem bestimmten Zweck in einer nach Art und Maß bestimmten Weise 
zu benutzen und räumt daher eine geringere Rechtstellung ein als die Bewilligung, die 
grundsätzlich nicht widerruflich ist. Die Erlaubnis kann befristet werden 
(§ 7 Abs. 1 WHG). Die Versickerung des in der Kleinkläranlage behandelten Abwas-
sers stellt ein erlaubnispflichtiges Einleiten i. S. d. § 7a Abs. 1 WHG dar. Grundwasser 
im Sinne des WHG ist das gesamte unterirdische Wasser unabhängig davon, in wel-
cher Tiefe es sich befindet. (OVG Münster, 08.08.1997 - Az. 20 A 5730/96). 

Anders als andere Bundesländer hat NRW das Erlaubnisverfahren für die Versickerung 
des in Kleinkläranlagen behandelten Abwassers (noch) nicht vom Erfordernis der Er-
laubnis befreit (vgl. etwa das Anzeigeverfahren für Kleinkläranlagen in 
§ 149 Abs. 6 des Niedersächsischen Wassergesetzes i. d. F. vom 1.6.2007: Danach 
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sind die Errichtung (Neubau) oder wesentliche Änderung (Nachrüstung) einer Klein-
kläranlage vor Beginn des Bauvorhabens der zuständigen Umweltbehörde lediglich 
anzuzeigen – materiell muss hierfür die geplante Anlage eine allgemeine bauaufsichtli-
che Zulassung haben, in der die Anforderungen an den Einbau, den Betrieb und die 
Wartung der Anlage festgelegt sind, die für einen den Anforderungen nach der Abwas-
serverordnung entsprechenden Betrieb erforderlich sind). Kleinkläranlagen bis zu einer 
Größenordnung von 50 EW sind Bauprodukte im Sinne der europäischen Normung, 
d. h. der europäischen Kleinkläranlagen-Norm EN 12566, und können herstellerseitig 
mit einem CE - Zeichen versehen frei auf dem europäischen Markt verkauft werden. 

Auf die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis besteht kein Rechtsanspruch. 
Vielmehr sind die Benutzungen im Rahmen der Bewirtschaftung eines Gewässers zu 
versagen, wenn das Wohl der Allgemeinheit beeinträchtigt wird (§ 6 WHG). Die Einleit-
erlaubnis nach dem WHG ersetzt nicht die Genehmigung zum Bau der Grundstücks-
entwässerungsanlage nach dem LWG NW oder anderen Gesetzen, etwa des Bau-
rechts. Somit sind für die Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht sowie für den 
Bau und den Betrieb der Abwasserbehandlungsanlage Genehmigungen einzuholen. 
Die Erlaubnis kann nach § 4 WHG unter Festsetzung von Benutzungsbedingungen 
und Auflagen erteilt werden. Die Erlaubnisse stehen unter dem Vorbehalt, dass nach-
träglich weitere Benutzungsbedingungen und Auflagen angeordnet werden können. 
(§ 5 WHG) 

Die jeweilige Genehmigungspflicht trifft den Betreiber. Im Falle des eine funktionale 
Privatisierung darstellenden Betriebsführungsmodells, bei der die Betriebsführung 
durch einen Anbieter erbracht wird, bleibt der abwasserbeseitigungspflichtige Grund-
stückseigentümer Anlagenbetreiber/Einleiter im Sinne des Abwasserrechts, weil er 
weiterhin die tatsächliche Sachherrschaft in Gestalt eines bestimmenden Einflusses 
über die Anlage innehat (Meyer 2006, 42 f.). Dass der Grundstückseigentümer mit der 
festen Verbindung (Einbau) der Anlage in das Grundstück Eigentümer derselben wird 
(vgl. § 90 BGB), ist auch in den Contracting-Verträgen des AKWA Dahler Felds be-
rücksichtigt. Nach § 8 Nr. 1 des Vertrags wird keine abweichende Regelung getroffen: 
„Nach Ablauf der Vertragslaufzeit verbleibt die Anlage entschädigungslos beim Kun-
den.“ Der betriebsführende Anbieter, hier der Lippeverband, wird nur als Erfüllungsge-
hilfe (§ 278 BGB) des Betreibers im Sinne des Abwasserrechts – also des 
Grundstuckseigentümers – tätig.25 Durch das Contracting fast zwangsläufig verbunde-
ne Minderungen der Einflussmöglichkeit werden privatrechtlich geregelt und durch Auf-
                                                 
25 Vgl. zur parallelen Rechtlage bei der Beauftragung Dritter zur Abfallentsorgung nach § 16 

Krw-/AbfG, s. auch Beckmann/Kersting, Kommentierung zu § 16 KrW/AbfG, in: Land-
mann/Rohmer, UmwR, Rdnr. 4. 
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sichtsmöglichkeiten bzw. Mitteilungspflichten kompensiert. Das bedeutet, dass der Be-
treiber bleibende Grundstückseigentümer auch die wasserrechtlichen Gestattungen 
beantragen muss (Meyer 2006, 42). Dass er sie dabei ggf. zusammen mit anderen 
Grundstückseigentümern bündeln kann oder andere für ihn diese Bündelungsfunktion 
übernehmen dürfen (z. B. Sammeln der Einzelanträge), ist selbstverständlich. In der 
Praxis des AKWA Dahler Felds wurden die wasserrechtlichen Anträge von den Grund-
stückseigentümern und nicht vom Wasserverband gestellt, ohne eine Bündelung vor-
zunehmen, was jedoch möglich und zulässig gewesen wäre. 

Anders stellt sich die Situation beim in NRW noch nicht zulässigen echten Betreiber-
modell dar, in dem der Anbieter die Abwasserbehandlungsanlage selbst betreibt. Das 
setzt ein Weisungsrecht für den Anlagenbetrieb voraus, das nicht mehr dem Grund-
stückseigentümer zustehen darf. Oft geht auch das Eigentum an dem Einleitungsbau-
werk über, soweit das sachenrechtlich (vgl. § 92 BGB hinsichtlich fest mit dem Erdbo-
den des Grundstückes verbundenen Bauwerke) überhaupt möglich ist. Zu sehen ist, 
dass das wirtschaftliche Eigentum mit dem Ziel der Optimierung von Abschreibungen 
und auch der Finanzierung möglichst beim privaten Unternehmen bleiben soll. 

Die Abwassereinleiteerlaubnis geht wegen § 7 Abs. 2 WHG auf den neuen Anlagenei-
gentümer über. Diese Konstellation wäre privatrechtlich sehr genau zu regeln (Meyer 
2006, 43). 

Entgegen § 7 Abs. 2 WHG hat in der nordrhein-westfälischen Praxis der Wasserver-
band Eifel-Ruhr für alle Einleitungen aus Bauwerken eine Erlaubnis beantragt, die er 
für die Erfüllung seiner Abwasserbeseitigungspflicht nach § 54 LWG NW benötigte. 
Dies geschah unabhängig von der eigentumsrechtlichen Situation am Bauwerk. Auch 
die wasserrechtliche Genehmigung zum Bau der Abwasserbehandlungsanlage nach 
§ 58 Abs. 2 LWG NW wurde ohne Rücksicht auf das Grundstückseigentum beantragt. 
Man ist davon ausgegangen, dass Benutzer i. S. d. § 41 Abs. 1 Nr. 1 WHG und damit 
ordnungswidrigkeitsrechtlich verantwortlich der Abwasserbeseitigungspflichtige war. 
Soweit der Verband die Wartung und den Betrieb kleinerer Anlagen für die Gemeinde 
im Sinne einer Aufgabenerfüllung übernommen hatte, wurden die Anträge auf Einleiter-
laubnisse im Namen der Gemeinde gestellt. 

7.5.2.8 Überwachungspflicht der Kleinkläranlagen im Falle von Betrei-
ber-/Contractingmodellen 

Die gesetzlichen Vorschriften hinsichtlich der Überwachung von Kleinkläranlagen ge-
hen davon aus, dass der private Grundstücks-/Hausbesitzer seine eigene Kleinkläran-
lage betreibt und auch das Betriebstagebuch für seine Anlage führt. Damit verbunden 
ist die Annahme, dass die regelmäßig durchzuführende Überwachungsaufgabe keine 
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speziellen technischen Fachkenntnisse des Betreibers (=Hausbesitzers) sowie keine 
speziellen Messgeräte erfordern. Im Falle, dass ein gewerblicher Betreiber/Contractor 
Kleinkläranlagen betreibt, erfolgt dies sowohl mit hoher technischer Kompetenz als 
auch unter Einsatz moderner Technik – auch als Voraussetzung für einen kostengüns-
tigen Flottenbetrieb von Kleinkläranlagen. 

Sind die derzeit gültigen gesetzlichen Vorschriften zur regelmäßigen optischen 
Überwachung einer Kleinkläranlage (z. B. ein Mal pro Woche Inaugenschein-
nahme der KKA auf Schwimmschlamm) auch durch einen gewerblichen Betrei-
ber zu übernehmen oder kann die Überwachungspflicht auch durch Fernable-
sung geeigneter Parameter erfüllt werden? 

Derzeit überwacht die Kommune die privaten Abwasserbehandlungsanlagen (Klein-
kläranlagen). Für die Inhalte und Anforderungen der Überwachungen gelten die in den 
Erlassen der zuständigen obersten Wasserbehörde festgelegten Anforderungen. „Die 
Überwachung und Wartung der Kleinkläranlage soll gewährleisten“, so heißt es in einer 
Broschüre des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen (MUNLV 2004, 50), „dass sie mindestens 
die dem Stand der Technik entsprechenden Ablaufwerte einhält.“ Nach § 61a Abs. 1 
Satz 1 LWG n. F. sind seit 2007 private Abwasseranlagen „so anzuordnen, herzustel-
len und instand zu halten, dass sie betriebssicher sind und Gefahren oder unzumutba-
re Belästigungen nicht entstehen können“. 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung zur Landeswassergesetznovelle von 2007 
(LT-Drs. 14/4835) sah zunächst vor, die kommunale Überwachung der Kleinkläranla-
gen aufzugeben sowie die Eigenüberwachung des Betreibers zu verschärfen. Das soll-
te mit einer Streichung des § 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 LWG NW erreicht werden. Der 
Umweltausschuss des Landtags hat sich in seiner Beschlussempfehlung vom 
29.11.200726 gegen die Streichung entschieden. „Die Zuständigkeit der Gemeinden für 
die Überwachung der Kleinkläranlagen im Außenbereich im Rahmen ihrer allgemeinen 
Abwasserbeseitigungspflicht ist weiterhin sinnvoll“, heißt es zur Begründung. Nach 
§ 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 LWG NW gilt danach unverändert die Pflicht zur kommunalen 
Überwachung der Kleinkläranlagen. 

Im Rahmen der neben der gemeindlichen Überwachung durchzuführenden Eigenkon-
trolle müssen die Funktionskontrollen, die in der Betriebsanleitung oder der bauauf-
sichtlichen Zulassung vorgegeben sind, ausgeführt werden. Der abwasserrechtliche 
Betreiber hat einen Spielraum, wie er seiner Eigenüberwachungspflicht nachkommt. 
                                                 
26 LT-Drs. 14/5589, S. 47. 



108 7 Ergebnisse und Erfahrungen mit der umgesetzten Lösung 

Das gilt hinsichtlich der Übernahme durch ein gewerbliches Überwachungsunterneh-
men bzw. technische Möglichkeiten der Fernüberwachung, wie sie sich etwa bei im-
missionsschutzrechtlichen Anlagen und nun aber auch bei Kleinkläranlagen (Becker, 
Freund, Geisler, Hetschel 2006; Hiessl, Stemplewski, Toussaint, Hetschel, Geisler, 
Kersting, 2007) bewährt haben. Mittlerweile liegen auch Erfahrungen mit der Online-
Überwachung kommunaler Abwasserbehandlungsanlagen vor (LUA NW 2005). 

7.5.2.9 Kleinkläranlagen im Betreiber-/Contractingmodell als Mittel der 
Kommune die Übertragung der Abwasserentsorgungspflicht auf 
private Grundstückseigentümer zu vermeiden 

Anstatt wie bisher üblich, im Falle von Gebäuden im Außenbereich die Abwasserent-
sorgungspflicht auf die Grundstücks-/Hausbesitzer zu übertragen, könnte die Kommu-
ne selbst oder ein von ihr beauftragter Dritter (z. B. Abwasserverband) die Abwasser-
entsorgung der betroffenen Grundstücke/Gebäude mit dem im vorliegenden Projekt 
vorgeschlagenen Contracting-/Betreiberkonzept besorgen. Sie könnte dann die Ab-
wasserentsorgungspflicht behalten und würde gleichzeitig einen technisch einwand-
freien und den gesetzlichen Anforderungen voll entsprechenden Betrieb der Kleinklär-
anlagen sicherstellen. 

Muss eine Kommune, die die Abwasserentsorgungspflicht auch bei derzeit nicht 
an die öffentliche Kanalisation angeschlossenen bebauten Grundstücken im Au-
ßenbereich behält, diese an die öffentliche Kanalisation anschließen oder ist es 
ihr ebenso möglich, die Abwasserentsorgung dieser Grundstücke mittels Klein-
kläranlagen zu bewerkstelligen? Kann die Kommune selbst Eigentümerin und 
Betreiberin der Kleinkläranlagen sein? Kann sie ggf. Dritte mit der Wahrnehmung 
dieser Aufgaben betrauen? Welche Konsequenzen wären mit einem solchen Mo-
dell für die Tarifgestaltung und die Abwassergebühren verbunden? Können für 
die dezentral entsorgten Haushalte separate Tarife vereinbart werden oder müs-
sen dieselben Tarife wie in den an die öffentliche Kanalisation angeschlossenen 
Haushalten erhoben werden? Welche Konsequenzen/Anforderungen ergeben 
sich aus einer solchen Lösung für die kommunale Abwassersatzung? 

a) Falls bei Außenbereichsgrundstücken nach § 53 Abs. 4 LWG NW (etwa mangels 
Antrag oder Vorlage der Voraussetzungen) keine Übertragung der Abwasserbeseiti-
gungspflicht auf die Nutzungsberechtigten der Grundstücke erfolgt, bleibt die Gemein-
de abwasserbeseitigungspflichtig und sind die Grundstückseigentümer überlassungs-
pflichtig. 

Die Abwasserbeseitigungspflicht nach § 53 LWG NW, die die Gemeinde trifft, verlangt 
nicht auch eine Beseitigung des Abwassers über zentrale Systeme. Das hat die Lan-
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desregierung in ihrem Bericht zum aktuellen Stand der Abwasserbeseitigung im Au-
ßenbereich vom 18.11.2005 (Vorlage 14/14627, S. 3) ausdrücklich klargestellt. Dem-
nach kann die abwasserbeseitigungspflichtige Gemeinde auch dezentrale Systeme 
verwenden, die die Interessen der Bürger berücksichtigen. Dass die Kommune selbst 
Eignerin und Betreiberin der Kleinkläranlagen ist, dürfte nicht ausgeschlossen sein. 
Ebenfalls nicht, dass sich die Gemeinde bei der Erfüllung ihrer Aufgabe durch Dritte 
helfen lässt. Zur Begründung dieser flexiblen Rechtsauffassung ist auf die Entste-
hungsgeschichte zu verweisen: Wie § 18a Abs. 1 Satz 2 WHG ausdrücklich klarstellt, 
kann dem Wohl der Allgemeinheit auch durch die Verwendung einer „dezentralen An-
lage“ genüge getan werden. Neben den Kleinkläranlagen, die in der Entwurfsfassung 
des Gesetzes bis zum Vermittlungsausschuss enthalten waren, sind damit nach richti-
ger Auffassung (Czychowsky/Reinhardt, § 18a Rdnr. 10; Pape, in: Landmann/Rohmer, 
UmwR, § 18a Rdnr. 22) auch kleine eigene Ortskläranlagen für die Ortsteilabwasser-
entsorgung gemeint, die nicht mittels einer zentralen Einleitung erfolgen. 

Die entstandene Rechtsunsicherheit wurde nunmehr durch die Änderung des Landes-
wassergesetzes beseitigt. Wie oben bereits dargestellt, erlaubt das Landeswasserge-
setz in der nunmehr geltenden Fassung vom 6.12.200728 „andere geeignete kosten-
günstigere gemeinsame Abwassersysteme“ (§ 53 Abs. 1d LWG NW n. F.). 

b) Die Kommune ist beim Betrieb einer solchen dezentralen Anlage nicht gehindert, für 
die Bereitstellung ihrer durch einen Privaten betriebene Einrichtung Gebühren zu erhe-
ben. Das Offenstehen der Möglichkeit hat das VG Düsseldorf29 bekräftigt: „Nach 
§ 8 Abs. 1 Kommunalabgabengesetz NRW (KAG NRW) können die Gemeinden und 
Gemeindeverbände Beiträge erheben. Beiträge sind Geldleistungen, die dem Ersatz 
des Aufwandes für die Herstellung, Anschaffung und Erweiterung öffentlicher Einrich-
tungen und Anlagen im Sinne des § 4 Abs. 2 KAG NRW dienen. Sie werden von den 
Grundstückseigentümern als Gegenleistung dafür erhoben, dass ihnen durch die Mög-
lichkeit der Inanspruchnahme der Einrichtungen und Anlagen wirtschaftliche Vorteile 
geboten werden (§ 8 Abs. 2 KAG NRW). (…) Der Begriff der öffentlichen Einrichtung ist 
nicht technisch sondern wirtschaftlich und rechtlich zu verstehen, (vgl. OVG NRW, Ur-

                                                 
27 

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV14146.pdf?von
=1&bis=0. 

28 Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Umwelt und Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung Drucksache 
14/4835: Gesetz zur Änderung des Landeswassergesetzes, der Landesbauordnung und 
des Landesabfallgesetzes (ArtikelG), LT-Drs. 14/5589 vom 29.11.2007. 

29 VG Düsseldorf, Urt. vom 07.12.2005, 5 K 3749/02, veröffentlicht in juris, Rz. 35 ff. 
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teil vom 17. November 1975 -II A 203/74- und OVG Schleswig, Urteil vom 22. Oktober 
2003 - 2 KN 5/02-). Daraus folgt, dass die Kommunen die für die Einrichtung wesentli-
che Personen- und Sachgesamtheit nicht selbst bereitstellen müssen. Vielmehr kön-
nen sie das organisatorische Substrat der kommunalen Einrichtungen durch Dritte, 
auch Private, bereitstellen lassen. Ob die zur Einrichtung gehörenden Anlagen im Ei-
gentum der Gemeinde stehen und ob die Gemeinde sich zur Durchführung der Aufga-
be eines Dritten als Erfüllungsgehilfen bedient, ist danach unerheblich (vgl. OVG 
Schleswig, Urteil vom 22. Oktober 2003 - 2 KN 5/02-).“ 

Im Zuge eines Betriebsführungsmodells besteht Einigkeit, dass seitens der Gebühren 
erhebenden Kommune ein Kostenanteil „Kosten für Fremdleistungen“ erhoben werden 
darf (Jessen 2001, 144 f.). Übernimmt der Dritte dagegen im Betreibermodell die Ge-
samtleistung der Abwasserbeseitigung, so kann die Kommune neben den Kosten für 
die in Anspruch genommenen Fremdleistungen nicht auch noch kalkulatorische Kosten 
(Abschreibungen und Zinsen) berechnen (Jessen 2001, 148). 

Es stellt sich schließlich die Frage, ob eine Kommune mit einer dezentralen Abwasser-
behandlungsanlage neben konventionellen Abwasserbehandlungsanlagen berechtigt 
bzw. verpflichtet ist, separate Tarife für diejenigen Einwohner zu verwenden, dessen 
Abwasser dezentral entsorgt wird. Eine solche Berechtigung bzw. sogar Verpflichtung 
ergibt sich aus dem sog. Äquivalenzprinzip, das der Gebührenerhebung zugrunde liegt 
(vgl. zum Folgenden Jessen 2001, 232). Die Kommune ist nach dem Gleichbehand-
lungsgrundsatz in Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) verpflichtet, Gebühren nach 
den Kommunalangabengesetzen leistungsgerecht zu erheben. Maßgeblich sind daher 
Art und Umfang der durch den Bürger in Anspruch genommenen Leistung. Die Ge-
meinde darf nur für solche Leistungen Gebühren erheben, die der Bürger auch in An-
spruch nimmt. Erbringt die Kommune oder ein anderer zur Gebührenerhebung berech-
tigter Träger der öffentlichen Verwaltung unterschiedliche gebührenpflichtige Leistun-
gen, so muss das Entgelt auf die unterschiedlichen Leistungen aufgeteilt werden (vgl. 
auch OVG Lüneburg, Urt. v. 9.5.1995, Az. 9 1947/93 zu Kleinkläranlagen und abfluss-
losen Gruben). Auf der Basis der unterschiedlichen Kalkulationen werden damit in der 
Regel für verschiedene Leistungen auch verschiedene Gebührensätze zu verwenden 
sein. Für die Gesamtaufgabe „Abwasserbeseitigung“ müssen die unterschiedlichen 
Kosten der zentralen und der dezentralen Entsorgung im Wege differenzierender Ge-
bührenmaßstäbe betrachtet werden (Jessen 2001, 164). Es leuchtet ein, dass für die 
zentrale sowie die dezentrale Abwasserbehandlung nicht die gleichen Kosten zu kalku-
lieren sein werden. Diese Grundsätze gelten auch für den Fall, dass der Dritte der 
Kommune einen Pauschalpreis für den Kubikmeter entsorgten Abwassers in Rechnung 
stellt (Jessen 2001, 164 ff.). Auch dann ist die Kommune nach dem Grundsatz der leis-
tungsgerechten Gebührenerhebung, konkret dem Gleichheitsgrundsatz, im Verhältnis 
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zum Bürger verpflichtet, bei den Gebühren zu differenzieren. Eine Quersubventionie-
rung der unterschiedlichen Entsorgungs- bzw. Leistungsbereiche ist nicht zulässig. Der 
Äquivalenzgrundsatz ist jedenfalls dann verletzt, wenn die unterlassene Differenzie-
rung zwischen den zentralen und den dezentralen Systemen zu unangemessen hohen 
Gebühren für diejenigen Bürger führt, die die Leistung mit den niedrigeren Kosten in 
Anspruch nimmt (Jessen 2001, 166). 

Die aufgezeigte Möglichkeit separater (d. h. von den Abwassertarifen im konventionell 
entsorgten Stadtgebiet unabhängige) Tarife beeinflusst die ökonomischen Aspekte und 
damit das Anwendungspotenzial eines Contracting-Modells wie es im Dahler Feld um-
gesetzt wurde. Es entsteht aus gebührenbezogener Sicht ein wünschenswerter Wett-
bewerb der dezentralen mit den zentralen Abwasserentsorgungssystemen. Dieser 
Kostenvergleich ist ausweislich § 53 Abs. 1d LWG NW n. F.30 gewollt, wenn von „an-
dere(n) geeignete(n) kostengünstigere(n) gemeinsame(n) Abwassersysteme(n)“ die 
Rede ist. 

7.5.2.10 Anschluss- und Benutzungszwang 

Im Zusammenhang mit der im vorangegangenen Abschnitt 7.5.2.9 dargestellten Mög-
lichkeit des gleichzeitigen Betriebs zentraler und dezentraler Abwasserreinigungs-
anlagen durch eine Kommune ergibt sich hinsichtlich des Anschluss- und Benutzungs-
zwangs die folgende Frage: 

Kann eine Kommune den für die kommunale Kanalisation bestehenden An-
schluss- und Benutzungszwang auch ausüben, wenn sie die Abwasserentsor-
gung von nicht an die öffentliche Kanalisation angeschlossenen Gebäuden im 
Außenbereich mittels eigener dezentraler Kleinkläranlagen regelt, die sie selbst 
bzw. ein von ihr beauftragter Dritter betreibt? 

Nach der Antwort der Frage in Abschnitt 7.5.2.9 ist die Ausübung des Anschluss- und 
Benutzungszwangs nur folgerichtig. Nur so kann die Abwasserbeseitigungspflicht der 
Gemeinde gesichert werden. Lässt die Gemeinde ihre dezentrale KKA durch einen 
Dritten betreiben, muss die Gemeinde jedoch sicherstellen, dass die Einrichtung den 
Gemeindeeinwohnern wie eine öffentliche Einrichtung zur Verfügung steht. Das muss 
durch Vereinbarungen mit dem Dritten gesichert werden. Regelt die Gemeinde bei Vor-

                                                 
30 GV. NRW. S. 708, vgl. auch die Beschlussempfehlung und den Bericht des Ausschusses für 

Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz zu dem Gesetzentwurf 
der Landesregierung Drucksache 14/4835: Gesetz zur Änderung des Landeswassergeset-
zes, der Landesbauordnung und des Landesabfallgesetzes (ArtikelG), LT-Drs. 14/5589 
vom 29.11.2007. 
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lage eines öffentlichen Bedürfnisses den Anschluss- und Benutzungszwang nach 
§ 9 GO NW, darf sie den Dritten nur als Erfüllungsgehilfen (ohne Pflichtenübertragung) 
beauftragen. Anderenfalls handelt sie nicht mehr in Erfüllung gemeindlicher Aufgaben, 
die aber Voraussetzung der Ausübung des Anschluss- und Benutzungszwangs sind. 

7.5.2.11 Standortfragen bei kommunalen Kleinkläranlagen 

Ebenfalls im Zusammenhang mit der im Abschnitt 7.5.2.9 dargestellten Möglichkeit der 
Kommune, selbst oder vermittels Dritter als Betreiber von Kleinkläranlagen aufzutreten, 
ergibt sich hinsichtlich des Standorts für die Kleinkläranlage auch die Frage, ob diese 
auf dem zu entsorgenden Grundstück errichtet werden kann: 

Eine Kommune hat derzeit die Abwasserentsorgungspflicht auch für nicht an die 
öffentliche Kanalisation angeschlossene und künftig auch nicht anzuschließen-
de, außerhalb gelegene, bebaute Grundstücke inne und will diese Grundstücke 
mittels Kleinkläranlagen dezentral entsorgen. Hat die Kommune in diesem Fall 
das Recht, die benötigten Kleinkläranlagen auf den zu entwässernden bebauten 
privaten Grundstücken einzurichten oder muss sie die Kleinkläranlagen auf öf-
fentlichem Grund erstellen? 

Einen Anspruch, auf den privaten Flächen Kleinkläranlagen errichten zu dürfen, hat die 
Gemeinde nicht. Sie ist daher darauf angewiesen, solche Anlagen auf öffentlichem 
Grund einzurichten. Daneben ist es ihr selbstverständlich unbenommen, aufgrund pri-
vatrechtlicher Vereinbarungen auch privaten Grund zu nutzen. 

Für bereits bestehende Kleinkläranlagen gilt, dass die Gemeinde den Betrieb der 
Kleinkläranlagen übernehmen muss (Honert/Rüttgers/Sanden, LWG NW, 4. Aufl., 
§ 53 S. 195). 

7.5.2.12 Einleitung von gereinigtem Abwasser aus Kleinkläranlagen in 
Anlagen zur Regenwasserableitung 

Das aus fachgerecht betriebenen MBR-Anlagen abgeleitete gereinigte Abwasser 
weist eine Qualität gemäß der EU-Badegewässerrichtlinie auf. Darf das mit MBR-
Kleinkläranlagen gereinigte Abwasser eines nicht an eine öffentliche Schmutz-
wasserkanalisation angeschlossenen Wohngebäudes in einen Regenwasserka-
nal eingeleitet werden? Welche Anforderungen sind ggf. an die Reinigungsleis-
tung der Kleinkläranlage zu stellen? 

Die Einleitung des durch MBR-Kleinkläranlagen gereinigten Wassers in die Kanalisati-
on (Indirekteinleitung) bedarf ebenso wie die Einleitung in einen Vorfluter (Direkteinlei-
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ter) der Genehmigung nach dem LWG. Für die Indirekteinleitung gelten die hierfür zu 
beachtenden Anforderungen an die Qualität des Abwassers. 

Für die Einleitung von Schmutzwasser in einen Regenkanal (Trennsystem) ergeben 
sich regelmäßig Ausnahmemöglichkeiten aus dem LWG oder untergesetzlichen Aus-
führungsbestimmungen. Grundsätzlich ist die Mischung im Trennsystem unzulässig. 
Nach den üblichen Abwasserbeseitigungssatzungen der Kommunen ist es unzulässig, 
entgegen den jeweils in Betracht kommenden Regeln der Technik Abwasser zu vermi-
schen, um Einleitungswerte zu umgehen oder die Einleitungswerte zu erreichen. Die 
Argumentation, dem Indirekteinleiter bei Erfüllung der Anforderungen an die Direktein-
leitung die Einleitung in einen Regenkanal deshalb zu erlauben, weil man den Regen-
kanal bei Trennkanalisation als eine räumliche Erweiterung des Vorfluters betrachten 
könne, lässt sich mit der Gesetzessystematik nicht vereinbaren. Allenfalls ließe sich 
argumentieren, dass die Einleitungswerte auch so erreicht werden. Eine Klarstellung 
im LWG bzw. in den untergesetzlichen Bestimmungen hätte den Vorteil der größeren 
Rechts- und Investitionssicherheit für MBR-Kleinkläranlagen.  
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8 Zusammenfassung und Erkenntnisse 

Das Siedlungsgebiet Dahler Feld ist ein gewachsenes Wohngebiet außerhalb der Be-
bauungsgrenzen der Stadt Selm. Die Ansiedlung besteht aus 26 Ein- und Mehrfamili-
enhäusern in lockerer Bebauung mit knapp 100 Einwohnern. Das Dahler Feld ist aus 
ökonomischen Gründen weder an eine zentrale Trinkwasserversorgung noch an eine 
zentrale kommunale Abwasserentsorgung angeschlossen. Die Trinkwasserversorgung 
erfolgt im Dahler Feld durch Hausbrunnen, die von den Eigentümern betrieben werden. 
Zur Abwasserentsorgung verfügen die Wohneinheiten über eigene Klärgruben. Die 
Stadt Selm hat im Zuge der Umsetzung verschärfter Reinigungsanforderungen die 
bestehenden Anlagen zur Abwasserbehandlung überprüfen lassen. Dabei wurde deut-
lich, dass die überwiegende Zahl der Anlagen im Dahler Feld nicht mehr den gesetzli-
chen Anforderungen entspricht. Aus diesem Grund hatte die zuständige Untere Was-
serbehörde (Landkreis Unna) den Hauseigentümern kurzfristig umzusetzende Sanie-
rungsauflagen gemacht. 

Das Ziel des im Oktober 2003 begonnenen Projekts AKWA Dahler Feld bestand da-
rin, unter den geschilderten Rahmenbedingungen und unter Beteiligung der Grund-
stückseigentümer für das Dahler Feld ein nachhaltiges Wasserinfrastrukturkonzept zu 
erarbeiten, eine genehmigungsreife Planung zu erstellen, das Konzept baulich umzu-
setzen und einen ordnungsgemäßen Betrieb sicherzustellen. Das Gesamtprojekt 
AKWA Dahler Feld bestand aus drei inhaltlich aufeinander aufbauenden und zeitlich 
aufeinander folgenden Teilprojekten, die im Wesentlichen den Projektphasen „Konzep-
tion und Genehmigung“, „Bauliche Umsetzung“ und „Evaluierung“ des innovativen 
Wasserinfrastrukturkonzepts für das Dahler Feld entsprachen. 

Im Teilprojekt 1 (Oktober 2003 bis September 2005) wurde unter Einbeziehung der 
Bürger des „Dahler Felds“ eine zukunftsfähige und nachhaltige Lösung entwickelt. 
Hierzu wurden nach einer Bestandsaufnahme verschiedene Lösungsvarianten (von 
einer komplett dezentralen Lösung der Abwasserentsorgung mittels Kleinkläranlagen 
bis zu einer Gruppenlösung mit einer kleinen Kläranlage für alle Gebäude) entwickelt 
und hinsichtlich ihrer Wirtschaftlichkeit bewertet. Aufgrund der spezifischen Randbe-
dingungen erwies sich eine komplett dezentrale Lösung als die einzig praktisch um-
setzbare Lösung. Mit einer intensiven Einbeziehung der Bürger des Dahler Felds wur-
de ein innovatives Lösungskonzept erarbeitet, bei dem moderne MBR-Kleinkläranlagen 
im Rahmen eines Contracting-Modells durch den Lippeverband beschafft, errichtet und 
über einen Zeitraum von 10 Jahren betrieben werden („Rundum-Sorglos-Paket“). Zwi-
schen Lippeverband als Betreiber und den Grundstücks-/Hausbesitzern des Dahler 
Felds wurden individuelle Contracting-Verträge ausgehandelt und abgeschlossen. 
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Schließlich erfolgte die Ausschreibung der Anlagen sowie der Bauarbeiten durch den 
Lippeverband. 

Im Teilprojekt 2 (November 2005 bis Dezember 2005) wurden die Anlagen auf den 
Grundstücken der Bürger errichtet und durch den Lippeverband in Betrieb genommen. 

Das Teilprojekt 3 (Dezember 2005 bis Dezember 2007) diente der wissenschaftlichen 
Begleitung und praktischen Evaluierung der umgesetzten Lösung. Es wurde eine sys-
tematische Nachkalkulation der Investitions- sowie der Betriebskosten vorgenommen. 
Durch ein Mess- und Überwachungsprogramm wurde die Praxistauglichkeit der einge-
setzten Anlagentechnik untersucht, auch mit dem Ziel, technische Verbesserungsmög-
lichkeiten zu identifizieren und umzusetzen. Hierzu gehörte u. a. die Einrichtung eines 
Fernüberwachungssystems, mit Hilfe dessen der Lippeverband den ordnungsgemäßen 
Betrieb der Kleinkläranlagen des Dahler Felds von der Verbandskläranlage in Selm 
aus überwachen kann. Die Akzeptanz und Zufriedenheit der Bürger mit der Lösung 
wurde im Verlauf der 2-jährigen Begleitforschung in drei Befragungsrunden erhoben. 
Spezielle Bürgerversammlungen boten eine weitere Plattform des Informationsaus-
tauschs und der Diskussion zwischen den Bürgern und dem Projektteam sowie dem 
Betreiber. Dabei wurden wertvolle Erkenntnisse zur Verbesserung des Dienstleis-
tungskonzepts erzielt. 

Insgesamt zeigte es sich, dass das Contracting-Konzept die ursprüngliche Zielsetzung, 
den Bürgern unter Nutzung moderner Kleinkläranlagen-Technologie ein „Rundum-
Sorglos-Paket“ anzubieten, erreicht wurde. Die enge Kommunikation mit den Bürgern 
vor Ort und die Abstimmung zwischen den Projektpartnern, insbesondere der Stadt 
Selm und den beteiligten Aufsichts- und Genehmigungsbehörden, hat ganz entschei-
dend zum Erfolg des Projekts beigetragen. Die Zufriedenheit der Bürger mit dem Kon-
zept ist nach Abschluss der Begleitforschungsphase weiterhin sehr hoch. Auch die 
praktischen Erfahrungen des Lippeverbands mit der eingesetzten Kleinkläranlagen-
technik und deren Fernüberwachung sind positiv. Insbesondere konnten durch die 
Fernüberwachung sowie auch durch technische Verbesserungen der Anlagen selbst, 
Rationalisierungspotenziale für den Flottenbetrieb erschlossen und der Betriebs- und 
Überwachungsaufwand und die damit verbundenen Kosten gesenkt werden. Die Rei-
nigungsleistung der MBR-Kleinkläranlagen erwies sich auch im praktischen Betrieb als 
sehr hoch. Positive Erfahrungen wurden auch mit der an zwei Anlagen exemplarisch 
getesteten Phosphatelimination gesammelt. 

Des Weiteren wurden verschiedene rechtliche Aspekte behandelt, die sich im Zusam-
menhang mit dem hier implementierten Contracting-Modell zum Betrieb von Kleinklär-
anlagen durch einen professionellen Dienstleister ergaben. Insbesondere wurden be-
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stehende rechtliche Regelungen identifiziert, die die Anwendung innovativer Technolo-
gien (wie z. B. die MBR-Kleinkläranlagen) oder die praktische Umsetzung eines pro-
fessionellen Betreiberkonzepts erschweren, aus technischer Sicht entbehrlich sind und 
dem Betreiber unnötige Kosten verursachen. Derartige Regelungen sind bspw. die in 
NRW geltende Verordnung zur Bemessung von Kleinkläranlagen anhand der Wohnflä-
che des angeschlossenen Gebäudes oder auch die im Rahmen der Führung des Be-
triebstagebuchs bestehenden Vorschriften zur regelmäßigen Überprüfung der Klein-
kläranlagen durch den abwasserrechtlich verantwortlichen Besitzer der Kleinkläranla-
ge. Diese Vorschriften sollten angepasst werden, sofern der Einsatz moderner MBR-
Kleinkläranlagen oder auch das hier entwickelte Betreiber-/Contractingkonzept für den 
professionellen Betrieb von Kleinkläranlagen verstärkt umgesetzt werden soll. 

Dies ist umso wichtiger als heute allgemein anerkannt ist, dass auch in Deutschland 
ein Anteil von 5 bis 7 % der Bevölkerung dauerhaft nicht an eine kommunale Kanalisa-
tion angeschlossen werden wird und daher die Abwasserentsorgung mittels technisch 
sehr leistungsfähiger Kleinkläranlagen sichergestellt werden muss. Für NRW allein 
bedeutet das, dass dauerhaft ca. 85.000 Kleinkläranlagen betrieben werden müssen. 
In Deutschland sind dies dauerhaft ca. 1,4 Mio. Kleinkläranlagen. Dies ist ein durchaus 
interessanter Markt. Hier einen professionellen (Flotten)-Betrieb der technisch immer 
leistungsfähigeren, dafür aber auch komplexer werdenden Anlagen sicherzustellen, 
erfordert technische Kompetenzen, die von privaten Grundstücks-/Hausbesitzern nicht 
ohne weiteres erwartet werden können. Eine Professionalisierung des Betriebs von 
Kleinkläranlagen ist der einzige Weg, die technisch möglichen Reinigungsleistungen 
moderner Kleinkläranlagen dauerhaft sicherzustellen, zu einer substanziellen Umwelt-
entlastung beizutragen und die Überwachungsproblematik dezentraler Anlagen im Sin-
ne der zuständigen Aufsichtsbehörden praktisch zu lösen. 

Das hier vorgeschlagene Betreiber-/Contracting-Konzept stellt auch für Kommunen 
eine Chance dar, in Gebieten, die sich nicht wirtschaftlich an eine öffentliche Abwas-
serentsorgung anschließen lassen und in denen bisher die Abwasserentsorgungs-
pflicht von der Kommune auf die privaten Grundstücks-/Hausbesitzer übertragen wur-
de, auf die Übertragung der Abwasserentsorgungspflicht zu verzichten, indem sie eine 
ordnungsgemäße Abwasserentsorgung des in Frage stehenden Gebiets mit Kleinklär-
anlagen sicherstellen, die von ihr selbst oder einem Dienstleister im Rahmen eines 
Contracting-/Betreibervertrags professionell betrieben werden. 

Ein Betreiber-/Contracting-Konzept kann auch dazu beitragen, dass innovative und 
insbesondere auch umweltschonende Technologien (wie beispielsweise die MBR-
Kleinkläranlagentechnologie), die gegenüber konkurrierenden etablierten Technologien 
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technisch überlegen sind und bestehende gesetzliche Anforderungen oft besser erfül-
len, rascher in die praktische Anwendung diffundieren.  

Dass innovative Technologien (z. B. MBR-Kleinkläranlagen) trotz ihrer technischen 
Vorteile gegenüber konkurrierenden etablierten Technologien (z. B. Rotationskörper-
anlagen, SBR-Kleinkläranlagen) diese nicht rascher verdrängen, hängt zum Teil damit 
zusammen, dass die innovativen Technologien gerade in der ersten Zeit aufgrund zu 
geringer gefertigter/verkaufter Stückzahlen und noch nicht ausgeschöpfter produktions-
technischer Optimierungspotenziale für die einzelne Kunden zu teuer sind. Um dieses 
für die Diffusion der innovativen Technologie in die Anwendung ausschlaggebende 
Hemmnis abzubauen, müssen systematisch Kostensenkungspotenziale identifiziert 
und erschlossen werden. An dieser Stelle setzt auch das hier vorgeschlagene Betrei-
ber-/Contracting-Konzept an. Ein solches Geschäftsmodell führt dazu, dass tendenziell 
durch den Contractor/Betreiber eine größere Stückzahl identischer Anlagen nachge-
fragt, beschafft und betrieben wird (Flottenbetrieb). 

Auch aus Sicht der Hersteller von Kleinkläranlagen ergeben sich daraus neue Möglich-
keiten und Vorteile. So erfordern Kleinkläranlagen, die von einem professionellen 
Dienstleister als Investitionsgüter beschafft und als „Flotte“ bei den Endkunden des 
Dienstleisters betrieben werden, teilweise andere „professionellere“ technische Aus-
stattungsmerkmale als Kleinkläranlagen, die wie bisher üblich an private Endkunden 
verkauft werden. Als Beispiel kann eine Schnellkupplung der Membranmodule genannt 
werden, die einen leichten Austausch der Module bei MBR-Anlagen ermöglichen. Wei-
tere Beispiele sind die elektrische Ausstattung der Steuerkästen, die Integration geeig-
neter Sensorik und Kommunikationstechnik, um eine zuverlässige Fernüberwachung 
der Anlagen und damit einen rationellen Einsatz des Wartungspersonals sicherzustel-
len (z. B. Routenplanung, Personaleinsatzplanung, Wartungszeiten je Anlage), die 
Ausstattung der Anlagen mit ausfallsicheren Komponenten und Werkstoffen (z. B. kor-
rosionsbeständige Pumpengehäuse) und eine zuverlässige Lösung der Geruchsprob-
lematik. Da die Betreiber von Kleinkläranlagenflotten wesentlich systematischere Er-
fahrungen im praktischen Betrieb von Kleinkläranlagen sammeln und auswerten als 
private Haushalte, erschließt sich auch für die Anlagenhersteller eine wesentlich be-
lastbarere Informationsbasis für an den praktischen Bedürfnissen ausgerichteten Ver-
besserungen ihrer Anlagen. 
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Anhang 

A.1 Kostenberechnung Trinkwasserversorgung 

 

Die Tabelle stellt ein Beispiel für die Berechnung der Gesamtkosten der Wassergewinnung für das gesam-

te Dahler Feld dar. Sie ist unterteilt nach Investitions- und laufenden Kosten, die gemeinsam in jährliche 

Kosten umgerechnet werden. Bezogen auf die Trinkwassermenge ergeben sich so die Kosten pro m3 

Trinkwasser, die für die einzelnen Haushalte in Ansatz gebracht werden. 

 

Gesamtkosten

Wassergewinnung
Summe Invest 161.636,00
Ann. 1 Brunnen 5.504,43
Ann. 2 Förderung 3.412,52
Ann. 3 Aufbereitung 2.042,65
lfd. Kosten p.a. 5.431,00
Overheadkosten 0,00
Anlagenkosten p.a. 16.390,60

Rohrleitungen
Summe Invest 97.650,00
Ann. RL 6.695,75
lfd. Kosten p.a. 0,00
Overheadkosten 0,00
Rohrleitungskosten p.a. 6.695,75

Gesamtkosten p.a. 23.086,36
Bezugsgröße [m3] 3377,686
Trinkwasserkosten [€/m3] 6,83
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A.2 Ergebnisdarstellung Trinkwasserversorgung (Beispiel) 

 

Zur Entscheidungsvorbereitung für die Bürger im Dahler Feld werden die haushaltsspezifischen Daten 

sowie der Vergleich für das gesamte Dahler Feld berechnet. 

Ausgewählter Haushalt:

Anschluss an: Straße
Kosten Investition Annuität laufende Kosten Baujahr
Wasserförderung
Brunnen - - - 1978
Förderung - - - 2004
Aufbereitung bestehend - - -
Aufbereitung zusätzlich - - -
private Leitungen
Rohrleitung (30 m) 450,00 25,79 -
Trinkwassergebühr
m3 66,186
Gebühr 452,38

Summe: 450,00 25,79 452,38
Kosten pro Jahr
Einsparungen im Haushalt pro Jahr
effektive Kosten pro Jahr

Vergleich:
preiswerteste Variante bei privater Sanierung

ausgewählter Haushalt 312,78 4,73 €/m3

Dahler Feld insgesamt: 16.646,63

Diese Lösung ist 5.503,37 € pro Jahr (33,1%) teurer als eine private Lösung.

         46,33
         431,84

         478,17

eigene Trinkwasserkosten:

Diese Lösung ist 119,05 € pro Jahr (38,1%) teurer als eine private Lösung.

Auswertung Trinkwasserversorgung

Variante Haushalt

Nur in Verbindung mit zentraler Abwasserentsorgung (Variante 8)!

Gesamtanlage Dahler Feld

Gesamtinvestition 259.286,00
Gesamtkosten p.a. 23.086,36
Gebühr pro m3 Trinkwasser 6,83

zentral mit Aufbereitung Bollerott; Vinnumer Str. 184
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A.3 Ergebnisdarstellung Abwasserentsorgung (Beispiel) 

 

Zur Entscheidungsvorbereitung für die Bürger im Dahler Feld werden die haushaltsspezifischen Daten 

sowie der Vergleich für das gesamte Dahler Feld berechnet. 

 

Auswertung Abwasserentsorgung

räumliche Variante Haushalt

technische Variante

Zuschuss

Gesamtanlage Dahler Feld

Gesamtinvestition 302.014,12
Gesamtkosten p.a. 34.658,91
Gebühr pro m3 Abwasser 10,26

Variante 7

SBR

mit Zuschuss

Hachtkämper; Vinnumer Str. 182

Ausgewählter Haushalt:

Anschluss an: KKA 8
Kosten Investition Annuität laufende Kosten
Kleinkläranlage
Anlage - Zuschuss - - -
Grube u. Anschlüsse - -
private Leitungen
Rohrleitung (1 m) 55,00 3,15
Schacht - -
Abwassergebühr
m3 165,135
Gebühr 1.694,47

Summe: 55,00 3,15 1.711,97
Kosten pro Jahr

Vergleich:
preiswerteste Variante bei privater Sanierung

ausgewählter Haushalt 667,14 4,04

Dahler Feld insgesamt: 19.147,61

Diese Lösung ist 1.047,98 € pro Jahr (157,1%) teurer als eine private Lösung.

         1.715,13

Diese Lösung ist 17.780,31 € pro Jahr (92,9%) teurer als eine private Lösung.

17,50

eigene Abwasserkosten pro m3:
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A.4 Berechnungsschema Referenzvariante 

Kostenermittlung 
SBR

Investition Anlage

KKA4: 3.476,00
KKA8: 3.600,00
KKA10/12: 4.000,00

Investition Grube

KKA4: 1.815,05
KKA8: 2.180,26
KKA10/12: 2.769,02

Investition 
Rohrleitungen

Abschreibung: 10a Abschreibung: 30a Abschreibung: 60a

Annuität SBR-
Anlage Annuität Grube Annuität 

Rohrleitung

Kosten p.a.

Lfd. Kosten SBR 
p.a.

Grundlage für 
Kalkulation MBR

Preisvektor

Kostenvektor

KKA4: 439,69
KKA8: 518,26
KKA10/12: 682,34

Rohrleitungen: 17,50

SBR p.a.

./. Zuschüsse 
MUNLV 375,00 € p.EW, mind. 

1.500,00 €

Kostenvektor

KKA4
KKA8
KKA10/12

KKA4
KKA8

KKA10/12
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A.5 Berechnungsschema AKWA-Variante 

Kosten SBR

./. Lfd. Kosten 
MBR

./. Annuität 
Rohrleitung

./. Annuität 
Erdarbeiten

Erdarbeiten

Unterstellte 
Lebensdauer: 
10a (analog 

Anlage)

= verbleibende 
Beiträge MBR p.a. 

LV

Kosten MBR 
Anlage

Abschreibung: 10a

Annuität MBR-
Anlage

Differenz: nicht 
gedeckter 

Kostenanteil p.a.

Barwert: nicht 
gedeckte 

Finanzierung

KKA4: 536,56
KKA8: 625,18
KKA10/12: 763,78
Rohrleitungen: 17,50

Verschleißteile je 
Anlage

90€ alle 3a
200€ alle 7,5a

Zzgl. MWSt

Risikoaufschlag
15%

Zuschuss
WestLB-Stiftung

./. Lfd. Kosten 
MBR (Verschleiß)

Preisvektor

Kostenvektor

KKA4: 4.839,70
KKA8: 6.311,56
KKA10/12: 8.500,00

KKA4: 2.012,97
KKA8: 2.434,73

KKA10/12: 2.800,00

MBR p.a.

KKA4
KKA8

KKA10/12

KKA4
KKA8

KKA10/12

+ Zulassung
100€ je Anlage

./. Zuschüsse 
MUNLV 375,00 € p.EW, mind. 

1.500,00 €

Für Erdarbeiten 
bei neuen 
Grubenstand-
orten

Risikozuschlag 
Erdarbeiten
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A.6 Muster eines Contracting-Vertrages 

 

 

Vertrag 
 
 

über Errichtung und Betrieb einer Kleinkläranlage zur Beseitigung häuslicher 
Abwässer/AKWA-B 

 
 
 
 
zwischen 

dem Lippeverband, Körperschaft des öffentlichen Rechts, vertreten durch den Vorsit-
zenden des Vorstandes, Dr. jur. Jochen Stemplewski, Kronprinzenstraße 28, 45128 
Essen 

- nachstehend LV genannt - 
und 

Hern und Frau XXX, Im Dahler Feld YY, 59379 Selm 

- nachstehend Kunde genannt - 

 

Präambel 
Das Grundstück des Kunden in Selm – Dahler Feld (Im Dahler Feld YY) liegt außer-
halb im Zusammenhang bebauter Ortsteile. Ein Anschluss an die Abwasserbeseiti-
gungsanlagen der Gemeinde Selm ist nicht möglich. Deshalb wird die zuständige 
Wasserbehörde auf Antrag der Gemeinde Selm gemäß § 53 Abs. 4 LWG die Abwas-
serbeseitigungspflicht auf den Kunden übertragen. Er muss eine Abwasserbehand-
lungsanlage betreiben, die den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht. 
Dies ist bei seiner bestehenden Kleinkläranlage nicht der Fall und sie muss deshalb 
ersetzt werden. Der LV hat gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 6 des Lippeverbandsgesetzes vom 
07.02.1990 (GV.NRW.1990 S. 162) in seinem Verbandsgebiet u. a. die Aufgabe der 
Abwasserbeseitigung. Der LV ist Projektpartner für das Pilotprojekt „Errichtung eines 
innovativen und nachhaltigen Wasser- und Abwasserinfrastruktursystems für das 
Wohngebiet Dahler Feld in Selm („AKWA: Dahler Feld“), das von der WestLB-Stiftung 
Zukunft NRW gefördert wird. Kleinkläranlagen mit Membranfilter-Technik sind Teil des 
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v.g. innovativen und nachhaltigen Wasser- und Abwasserinfrastruktursystems. Es han-
delt sich um ein Forschungs- und Entwicklungsprojekt mit Pilotcharakter, in dem der 
flächendeckende Einsatz der Membrantechnik für Kleinkläranlagen in technischer und 
wirtschaftlicher Hinsicht erprobt werden soll. Dem gemäß schließt der LV mit dem 
Kunden den nachstehenden Vertrag über die Errichtung, die Finanzierung, den Betrieb 
und die Wartung einer Kleinkläranlage mit Membranfilter-Technik. 

 

§ 1 
Vertragsgegenstand 

1. Der LV liefert, errichtet, finanziert, betreibt und wartet auf dem Grundstück des 
Kunden eine Kleinkläranlage mit Membranfilter-Technik einer vom Lippever-
band ausgewählten Herstellerfirma (nachstehend Anlage genannt). 

2. Die Lage der Kleinkläranlage wird auf dem als Anlage 1 beigefügten Plan, der 
Vertragsbestandteil ist, gezeigt. Soweit Nebenabreden getroffen wurden, sind 
sie in der beigefügten Anlage 2 enthalten, die ebenfalls Vertragsbestandteil ist. 

3. Die Vorbereitung und Wiederherstellung des Baufeldes sowie die Abfuhr und 
Entsorgung des Erdaushubs bzw. des Bauschutts der Altanlage gehören zur 
Errichtung der Anlage. Die Wiederherstellung des Baufeldes beinhaltet die ge-
ländegleiche Verfüllung und die Wiederherstellung des Rasens. 

§ 2 
Laufzeit 

Der LV erbringt die in § 1 genannten Leistungen über einen Zeitraum von 10 Jahren, 
beginnend mit dem 01.01.2005. Wenn die Anlage bis zu diesem Zeitpunkt nicht in Be-
trieb gegangen ist, berechnet sich die Vertragslaufzeit ab dem Zeitpunkt der tatsächli-
chen Inbetriebnahme. 

§ 3 
Nähere Bestimmungen zum Betrieb 

1. Der LV betreibt und wartet die Anlage nach den Vorgaben des Herstellers. 

2. Die bisher von der Gemeinde Selm durchgeführte Abfuhr des Klärschlammes 
erfolgt jährlich durch den LV. 
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§ 4 
Pflichten des Kunden 

1. Der Kunde hat die in der Bedienungsanweisung enthaltenen Benutzungsvorga-
ben des Herstellers der Anlage zu beachten und ist gesetzlich verpflichtet, das 
vom Hersteller vorgesehene Betriebstagebuch zu führen. 

2. Strom und Wasser für die Anlage werden vom Kunden gestellt. 

3. Der Kunde ist verpflichtet, dem LV nach Absprache jederzeit den Zutritt zur An-
lage zu ermöglichen. 

4. Der Kunde ist verpflichtet, öffentliche Fördermittel rechtzeitig zu beantragen. Er 
ist dem LV zu Auskünften über den Stand des Antragsverfahrens verpflichtet. 
Der Kunde wird dem LV den Zahlungseingang der Fördermittel mitteilen und 
dem LV die Fördermittel auszahlen. Die Fördermittel sind im Preis gemäß § 5 
berücksichtigt. 

§ 5 
Preis 

1. Der Festpreis für die vertragsgegenständlichen Leistungen beträgt xxx,xx € 
jährlich (yyy.yy €/Quartal) über die in § 2 genannte Laufzeit von 10 Jahren. 

2. Der Jahresbetrag gemäß Nr. 1 wird anteilig jeweils zum 01. eines Quartals fäl-
lig, erstmals zum 01. Juli 2005. Wenn die Anlage bis zu diesem Zeitpunkt nicht 
in Betrieb gegangen sein sollte, wird die erste Quartalsrate drei Wochen nach 
der tatsächlichen Inbetriebnahme fällig. 

§ 6 
Zusätzliche Leistungen 

Auf Wunsch des Kunden erbrachte zusätzliche Leistungen, z. B. die Anpassung vor-
handener Gebäude- oder Grundstücksteile, sind nicht im Preis gemäß § 5 enthalten. 
Die hierfür entstehenden Kosten sind dem LV auf Nachweis zu erstatten. Das gilt auch 
für Leistungen zur Wiederherstellung des Zustandes des Grundstückes vor Errichtung 
der Anlage, soweit sie über die Einsaat von Rasen über der abgedeckten Baugrube 
hinausgehen. 
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§ 7 
Gewährleistung und Haftung 

1. Der LV gewährleistet den Bestand und die Funktion der Anlage für den Zeit-
raum von 10 Jahren. 

2. Der LV wartet die Anlage nach den Vorgaben des Herstellers und betreibt sie 
so, dass der wasserrechtliche Stand der Technik eingehalten wird, wie er sich 
aus der von der zuständigen Wasserbehörde zu erteilenden wasserrechtlichen 
Erlaubnis und der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung gemäß § 58 Abs. 2 
Landeswassergesetz NRW ergibt. Nach Vertragsschluss ergehende zusätzliche 
gesetzliche oder behördliche Anforderungen an den Bau und Betrieb der Anla-
ge wird der LV erfüllen. Sofern dadurch zusätzliche Bau- und Betriebskosten 
entstehen, gehen sie zu Lasten des Kunden. 

3. Keine Gewährleistung für die Errichtung und den Betrieb der Anlage übernimmt 
der LV für die aufgrund äußerer Einwirkungen erfolgende Verschlechterung 
oder den Untergang der Anlage, es sei denn, dass der LV diese zu vertreten 
hat. Insbesondere keine Gewährleistung übernimmt der LV für den Fall, dass 
der Kunde seine Pflichten gemäß § 4 nicht erfüllt. 

4. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften des BGB über den Werkvertrag 
mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Rücktrittsrechts die Kündigung ge-
mäß § 9 dieses Vertrages tritt. 

§ 8 
Verlängerung 

1. Nach Ablauf der Vertragslaufzeit verbleibt die Anlage entschädigungslos beim 
Kunden. 

2. Die Parteien werden auf Wunsch des Kunden vor Vertragsablauf darüber bera-
ten, ob und zu welchen Bedingungen der Vertrag fortgesetzt werden soll. 

§ 9 
Kündigung 

1. Der Vertrag ist für beide Seiten nur aus wichtigem Grund kündbar. Wichtige 
Gründe sind u. a. schwerwiegende Verletzungen der vertraglichen Pflichten 
sowie Insolvenz einer der Vertragsparteien. Ein wichtiger Grund für den LV liegt 
insbesondere vor, wenn der Kunde die ihm gemäß § 4 obliegenden Pflichten 
nicht gehörig erfüllt. 
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2. Im Falle der Kündigung hat der Kunde die vom LV angesetzten Investitionskos-
ten unter Berücksichtigung der geleisteten Raten in einer Summe zu leisten, es 
sei denn, der LV hat den Kündigungsgrund wegen Vorsatz und grober Fahrläs-
sigkeit zu vertreten. § 8 Abs.1 gilt entsprechend. 

§ 10 
Rechtsnachfolge 

1. Wenn der Kunde das Eigentum an seinem Grundstück durch Vertrag auf einen 
Dritten überträgt oder das Grundstück nicht mehr selbst nutzt, so ist er berech-
tigt, die Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf den Erwerber oder Nut-
zungsnachfolger mit befreiender Wirkung für ihn selbst zu übertragen. Der 
Kunde muss die Übertragung unter Vorlage des Übertragungsvertrages dem 
LV anzeigen. 

2. Statt der Übertragung der Rechte und Pflichten dieses Vertrages auf einen Drit-
ten gemäß Abs. 1 hat der Kunde das Kündigungsrecht gemäß § 9 Abs. 1 und 2. 

§ 11 
Schlussbestimmungen 

1. Jede Partei erhält eine Ausfertigung des Vertrages. 

2. Für den Vertrag und Vertragsänderungen gilt die Schriftform. Dies gilt auch für 
die Abbedingung der Schriftform. 

3. Gerichtsstand ist Essen. 

4. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise nichtig 
sein oder werden, so gilt er im Übrigen fort. Die Parteien sind alsdann verpflich-
tet, die fortgefallenen      Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die ihrem 
Zweck am nächsten kommen. Das gilt auch für den Fall fehlender oder unvoll-
ständiger Bestimmungen, die die Parteien getroffen oder ergänzt hätten, wenn 
sie die fehlende oder unvollständige Bestimmung vor Vertragsschluß als solche 
erkannt hätten.  

Essen, den Selm-Bork, den 

 

__________________________      __________________________ 
Lippeverband 
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